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S c h w e r p u n k t  N e u l a n d

Hatten die Kraft dazu
Im Gespräch erzählt Tilman Uhlenhaut, Ge­
schäftsführer von Neuland Lüneburg, von zu­
nehmender Vermarktung, Tierzahl auf den Hö­
fen und von neuen Betrieben. Bäuerlichkeit, 
Tiergerechtigkeit und gutes Fleisch überzeugen 
die Verbraucher.
Seitel2

Freude am Beruf
Über ihre Erfahrungen seit der BSE-Krise und 
ihre Perspektiven erzählen Bauern und Bäuerin­
nen von Neuland-Betrieben. Von Bauchschmer­
zen bis 'das muss wohl sein': Hintergründe zu 
der Anhebung der Obergrenzen beim Neuland- 
Programm Seite 13

Pol i t ik

Zerrend und Zeternd
Vor der neuen WTO-Verhandlungsrunde eiert 
die EU noch, Exportmärkte werden der Umwelt 
vorgezogen. Wie heißt die Ablehnung von Ent­
wicklungsländern gegenüber gedumpten Ex­
porten: Handelsverzerrung oder Ernährungs­
souveränität? Und ob statt den Regeln nicht 
eher die Ausnahmen für EU und USA in der 
WTO das Problem sind auf Seite 6 und 7

Immer wieder Mais
ln Niedersachsen hat eine Bürgerinitiative er­
folgreich gegen freigesetzten Gen-Mais gestrit­
ten. Was in Osteuropa an genmanipulierten 
Pflanzen so im Umlauf ist und warum interna­
tionale Firmen diese Region bevorzugen auf 
den Seiten 15 bis 17.

B e w e g u n g

Plattform
Eine Grundprämie für Grünland, Kleegras 
und Hecken sowie Ausbau der zweiten Säule 
schlägt ein breites Bündnis von Verbänden für 
die Reform der EU-Agrarpolitik vor. Seite 3

Bündnis
Ökologische Ausrichtung der gesamten Land­
wirtschaft ist Ziel des neugegründeten Agrar­
bündnisses in Mecklenburg-Vorpommern zur 
Umsetzung der Agrarwende. Dort bewegt ein 
Pestizidskandal die Gemüter. Seite 4

weitere Themen:
französischer Nachbau Seite 5, Zukunft der 
Milchquote Seite 8, Konventionelles Siegel 
Seite 10, Tag der Regionen Seitei 1, MKS 
und Impfpolitik Seite 14 und vieles mehr
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De'a  hat Deutschland noch 
mal Glück gehabt! Bis 2007 kommen die deutschen Hühner nun 
doch aus den Käfigen frei, bis 2012 auch aus „möblierten“. Das 

war knapp. Denn jetzt wird’s eng mit der Exportiererei von Sau­
billigeiern aus der Batterie -  die Schweizer wollen das Zeug defi­

nitiv nicht mehr schlucken. Deutschland deckt immerhin ein 
Sechstel des Schweizer Eierkonsums -  kein anderes Land darf so 

viele Eier exportieren in das erste Land der Welt, das Hühner 
nicht mehr in Käfigen hält. Und das seit 1992. 

Das heißt: gegessen haben die Schweizer schon noch Käfigeier. 
Das Musterländli importiert seit langem rund die Hälfte der Eier,

die es verbraucht. Vor zehn Jahren 
stammten noch fast alle importierten 
Eier aus Batterien. Doch Bauern und 

Tierschützer waren sauer, dass impor­
tiert werden darf, was im Inland nicht 

erlaubt ist. Auch den Verbrauchern 
hat das nicht gefallen. Darum ver­

zichtet der Schweizer Detailhandel 
seit fünf Jahren auf importierte Käfi­
geier. Genauer: auf Schaleneier aus 

Käfighaltung. Daneben gibt’s Eier 
ohne Schale mehr drum, so genannte 

Eiprodukte: Flüssigei, Eipulver, Stangenei und eihaltige Teigwa­
ren, Backwaren, Speiseeis, Mayonnaise, Frühstücksgetränke

et cetera.
Industriell verarbeitete Eier machen iri Industriestaaten rund ein 
Drittel des gesamten Eierkonsums aus, Tendenz steigend. Das ist 

convenient und soll gefälligst billig sein. Also werden vor allem 
Käfigeier in diese Halb- und Fertigprodukte gesteckt, ja: ver­

steckt. Darum wird 
noch immer rund ein 
Viertel des gesamten 

Eierkonsums der 
Schweiz aus Batterien 

gedeckt. Doch nicht 
mehr lang. Denn die 

Tierschützer machten 
weiter Druck, und die Verbraucher haben den Trick mit dem Ver­

stecken über. Das kapieren nun auch Verarbeiter und Gastrono­
men. Sie wollen auch bei Eiprodukten auf Boden- oder Freiland­

haltung ümsteigen. Bei Migros und Coop ist dies in vollem 
Gang, und weil diese beiden Handelsketten den Markt beherr­

schen, ist ab 2002 in Helvetien weitgehend Schluss mit
Käfigeigenuss.

Tja, so rasch kann das gehen. Zehn Jahre, um aus den Batterien 
rauszukommen, nochmals zehn Jahre, um auch nix mehr aus 

fremden Batterien zu kaufen. Wie haben die Schweizer Hühner­
farmer gejammert und getobt vor zwanzig Jahren -  und wie 

schlagen sie sich seit zehn Jahren stolz auf die Brust! Weil sie 
„das beste Ei“ verkaufen, drängten sie den Import bei Schalenei- 
em von 35 auf 25 Prozent zurück. Und inzwischen dürfen schon

40 Prozent der Schweizer Hühner ins Freie. 
Ähnlich rasch wird’s jetzt auch in Deutschland gehen. Und ähn­

lich positiv. Der Beschluss des Bundesrats vom 19. Oktober ist 
die reine Lehre aus dem Schweizer Beispiel. Drei Schweizer 

Tierschutzorganisationen haben es den Regierungen der Bundes­
länder Anfang Oktober nahe gebracht. Dass es für die Hühner, 

die Bauern und die Verbraucher nur besser kommen kann. Und 
dass der Umweg über „möblierte“ Käfige, den die Schweizer Pio­

niere noch machen zu müssen glaubten, nichts bringt. Käfig 
bleibt Käfig: das haben die Schweizer Behörden 1986 begriffen. 

Da dem nun Deutschland folgt, werden es auch andere Behör­
den begreifen, in Europa und anderswo.

Heinzpeter Studer
Schweizer Sozialpsychologe und Journalist, Autor des Büchleins 

„Schweiz ohne Hühnerbatterie: Wie die Schweiz die Käfighaltung
abschaffte“ s. letzte Bauemstimme

K o m m e n t a r

Deutschhuhn hat 
Schweizschwein

Betriebsteilung bald 
ausgeschlossen?

Runde zur Verschärfung der EU-Bio-Bestimmungen hat getagt

Wie schon im Mai angekündigt hat das 
Bundesministerium für Verbrau­

cherschutz, Ernährung und Landwirt­
schaft (BMVEL) nun Vertreter von Ver­
bänden eingeladen, um über Schritte zu 
beraten wie die EU-Vorschriften über den 
Ökolandbau weiterentwickelt werden 
können. Ziel ist Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung im Ökolandbau zu för­
dern und verlässliche rechtliche Rahmen­
bedingungen für alle Beteiligten zu schaf­
fen.
Zu der Anhörung waren Vertreter von 
AbL, AGÖL, Bioland, Lebensmittelhan­
del und -industrie und Verbraucherver­
bänden geladen. Über das Ziel, die viel kri­
tisierte Teilumstellung nach der EG-Bio- 
Verordnung in eine Gesamtbetriebsum- 
stellung umzuwandeln, waren sich die An­
wesenden einig. Doch wie ein zeitlicher 
Rahmen dafür aussehen kann, blieb offen. 
Der zweite Kritikpunkt an der EG-Bio- 
Verordnung, die Zukaufsmöglichkeiten 
von konventionellen Futtermitteln, soll 
zum einen über eine vorgezogene Ein­
schränkung der zugelassenen konventio­
nellen Futtermittel angegangen werden. 
Zum anderen soll die Futtergrundlage 
vom eigenen Betrieb kommen, die durch 
Kooperationen mit nahegelegen Betrie­
ben ergänzt werden könne. Die von Bärbel

Endraß, als Vertreterin der AbL, vorge­
schlagene Kilometerbegrenzung für Ko­
operationen ist als zu detailliert verworfen 
worden. Einzelheiten sollen innerhalb ei­
nes europäischen Aktionsplans Ökoland­
bau erarbeitet werden. Die Idee des Ak­
tionsplans wurde auf der europäischen 
Konferenz über Ökolandbau in Richtung 
Partnerschaft und Aktionen im Mai in Ko­
penhagen vorgestellt.
Zusätzlich befürwortet das BMVEL, die 
Kontrolle im Ökobereich auch auf den 
Großhandel auszuweiten, um bestehende 
Lücken zu schließen. Ergänzt wurden die 
Vorschläge des Ministeriums um den 
Punkt, den beschränkten Einsatz von kon­
ventioneller Gülle und Hühnermist zu 
beschränken.
Keine Einigung fanden die Teilnehmer 
über die Forderung des Naturschutzes auf 
zunehmend großen Bioagrarflächen auch 
Biotope und deren Vernetzung zu erhalten 
und anzulegen. Hier sieht das Ministeri­
um noch Diskussionsbedarf.
Um diese Ansätze in der EU voranzubrin­
gen wird das BMVEL verbündetet EU- 
Mitgliedsstaaten suchen. Erfreulich wie 
ernsthaft die Vertreter des BMVEL auf der 
Anhörung interessiert waren, Ergebnisse 
zu erzielen, die die Glaubwürdigkeit des 
Ökolandbaus erhöhen. ms

Tagung: „Die Agrarwende" und 
Bundes-Mitgliederversammlung 2001

14. bis 16. Dezember 2001 
Ev. Landjugendakademie in Altenkirchen/Westerwald

Gemeinsame Tagung der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) und der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugend im ländlichen Raum (ejl)
Freitag, den 14. Dezember: 
bis 13 Uhr Anreise
14 bis 18 Uhr Diskussion m it Bundesm inisterin Renate Künast
ca. 18 Uhr 45 Gesellschafterversammlung des ABL-Bauernblattverlags 

(der genaue Termin wird noch bekannt gegeben) 
ab 19 Uhr Beginn der Tagung mit Diskussionsforen:

- Bundeswettbewerb für Modellregionen
- Vollgas für Biogas

ab 21 Uhr 30 gemütliches Beisammensein
Samstag, den 15. Dezember:
ab 9 Uhr Diskussionsforen zur Agrarwende:

- artgerechte Schweinehaltung
- Hofnachfolgegeneration
- Milchquote
- ökologischer Landbau 

12 Uhr 30 Ende der Tagung
ab 14 Uhr AbL-Bundes-Mitgliederversamm lung 2001
ab 20 Uhr 15 bunter Abend 
Sonntag, den 16. Dezember: 
ab 9 Uhr 15 Abreise

Kosten: DM 150,-, Anmeldung bis zum 3. Dezember beim AbL-Bundesgeschäftsführer 
Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststr. 28, 21339 Lüneburg,
S  04131-407757, Fax: -407758
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Gesellschaftliches Bündnis für neue EU-Agrarpolitik
Europäische Agrarpolitik muss Perspektiven eröffnen, statt auf Preisdruck und subventionierten Export zu setzen. 

Breites Verbände-Bündnis legt Vorschläge vor

Eine Grundprämie, die auch für 
Grünland, Kleegras und für He­

cken gezahlt wird, soll das bisherige 
Prämiensystem aus unterschiedlich 
hohen Tier- und Flächenprämien ablö- 
sen und erstens mehr Gerechtigkeit 
z.B. zwischen Grünland- und Silo­
maiswirtschaft bringen und nebenbei 
auch den Bürokratismus abbauen. Die 
neue Prämie soll sowohl an soziale als 
auch an ökologische Kriterien gebun­
den werden. Die EU soll sich von der 
Strategie verabschieden, mit Hilfe von 
Exportsubventionen und Preissenkun­
gen Weltmarktanteile sichern zu wol­
len und statt dessen den Wettbewerb 
über die Qualität der Produkte und der 
Erzeugung suchen. Nicht zuletzt soll 
auf Dauer die zweite Säule der Agrar­
politik, die Förderung der Entwicklung 
in ländlichen Räumen, zum Kern der 
europäischen Agrarpolitik werden und 
damit die alte Marktordnungspolitik 
ablösen.
Das sind in kurzen Zügen die zentralen 
Vorschläge der Plattform, die am 24. 
Oktober in Berlin der Presse vorge­
stellt wurde. Das Papier zielt auf eine 
Reform der EU-Agrarpolitik spätestens 
ab 2007, wobei es sich auf den Bereich

der Agrarpolitik konzentriert, der mit 
Hilfe von Haushaltsmitteln auf die 
Agrarmärkte, auf die landwirtschaftli­
chen Betriebe und auf die Umwelt ein­
wirkt.
Erarbeitet und unterzeichnet worden 
ist das 20-seitige Papier von Organisa­
tionen aus Umwelt- und Naturschutz, 
Landwirtschaft, Verbraucher- und 
Tierschutz. Im einzelnen sind das:

AbL, Bioland, Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), 
Bund Naturschutz Bayern (BN), Deut­
scher Naturschutzring (DNR), Deut­
scher Tierschutzbund, Deutscher Ver­
band für Landschaftspflege (DVL), In­
dustriegewerkschaft Bauen Agrar Um­
welt (IG BAU), Naturland, Natur­
schutzbund Deutschland (NABU), 
Stiftung Europäisches Naturerbe (EU­

RONATUR), 
Bundesverband 
Deutschland -  
Bündnis.

Verbraucherzentrale 
(vzbv) und WWF 

ein einmalig breites

Mit Unterstützung des Präsidenten des Umweltbundesamtes, Prof. Dr. Andreas Troge, stellten 
stellvertretend für die Verbände Claus-Peter Hutter (v.r.), Präsident von Euronatur, und Fried­
rich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, Vorsitzender der AbL, die Plattform von 13 Verbänden vor.

UBA-Verbände-Projekt
Die Plattform wurde im Rahmen eines 
Projektes erarbeitet, das vom Umwelt­
bundesamt finanziell gefördert und 
von der Stiftung Europäisches Natu­
rerbe EURONATUR und der Arbeits­
gemeinschaft bäuerliche Landwirt­
schaft (AbL) getragen wird. Das Pro­
jekt läuft von April 2000 bis Ende 
2002.
Bei der Vorstellung des Positionspa­
piers der Verbände sagte der Präsident 
des Umweltbundesamtes, Prof. Dr. An­
dreas Troge: „Das Bündnis gibt der 
Neuorientierung der Agrarpolitik star­
ke umweltpolitische Impulse. Das ist 
dringend notwendig“. Das Papier kom­
me zur richtigen Zeit. Denn innerhalb 
der Europäischen Union beginne die 
Diskussion zur Halbzeitbewertung der 
Europäischen Agrarpolitik im Rahmen 
der Agenda 2000.
Das gesellschaftliche Bündnis steht, uj
Information: AbL, Tel.: 02381-9053171, 
E-Mail: jasper@abl-ev.de

„Auf dem Weg zu einer neuen Agrarpolitik in der EU“

Aus der Zusammenfassung: „(Die) 
seit 1957 geltenden “Ziele der ge­

meinsamen Agrarpolitik" sind über­
holt. Es geht heute nicht mehr in erster 
Linie darum, permanent Produktivi­
tätsfortschritte anzustreben, um die 
Produktionsmenge zu steigern. Es gilt 
vielmehr, die Qualität der Nahrungs­
mittel mit gesellschaftlichen Anliegen 
wie der Gesundheit der Verbraucher, 
dem Schutz von Natur und Umwelt 
und dem Wohl der landwirtschaftli­
chen Nutztiere in Verbindung zu brin­
gen und gleichzeitig eine ökonomische 
Perspektive für Bauern und Bäuerin­
nen und die ländlichen Räume aufzu- 
zeigen.(...)
An die Stelle der bisherigen Tier- und 
Flächenprämien, die nur für bestimmte 
Flächennutzungen und Tierarten ge­
währt werden, ist eine einheitliche 
Grundprämie für alle nachhaltig be­
wirtschafteten Flächen einzuführen. 
Damit wird die prämienbedingte Be­
nachteiligung ganzer Bereiche wie der

K
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Auszugsweise Dokumentation der Plattform der Verbände

Grünland- und Ackerfutterwirtschaft 
abgebaut. Die Grundprämie ist an öko­
logische Kriterien zu binden (...). Mit 
der Anbindung an soziale Kriterien 
sollen Arbeitsplätze im ländlichen 
Raum erhalten und bäuerliche Betrie­
be unterstützt werden. (...)
Die ländliche Entwicklung als zweite 
Säule der Agrarpolitik ist erheblich aus­
zubauen und im Sinne einer integrier­
ten Entwicklung ländlicher Räume zum 
Kern der Agrarpolitik zu entwickeln. 
Dazu sind Mittel u.a. aus dem Bereich 
der bisherigen Tier- und Flächenprä­
mien umzuwidmen. (...) Die Agrarum- 
weltprogramme sind so zu gestalten, 
dass sie mit den ökologischen Kriterien 
der Grundprämie korrespondieren und 
flächendeckend Anreize für mehr Um- 
welt-, Natur- und Tierschutz bieten. 
Auf den internationalen Agrarmärkten 
hat sich die Europäische Union von der 
Strategie abzuwenden, sich über Preis­
dumping Weltmarktanteile zu. sichern 
und dabei mit Hilfe von Exportsubven-

Die bisherige Agrarpolitik und Prämiengestal­
tung benachteiligt u.a. die arbeitsintensive 
Grünlandwirtschaft. Eine neue Agrarpolitik 
muss hier positive Zukunftsperspektive auf­
zeigen. Fotos: Jasper

tionen Preisrelationen auf dem Welt­
markt zu verzerren. Statt dessen ist der 
Wettbewerb über die Qualität zu su­
chen. Im Zuge internationaler Abkom­
men ist darauf zu drängen, Umwelt­
standards für die Landwirtschaft zu 
etablieren. Daneben sollten die Staa­
ten bzw. Staatengemeinschaften ein 
hohes Maß an Souveränität erhalten, 
eigenständig Qualitätsstandards für 
Erzeugnisse der Land- und Ernäh­
rungswirtschaft zu entwickeln und an­
zuwenden. Gleichzeitig ist ihnen das 
Recht einzuräumen, Importe zu regle­
mentieren, die zu nicht akzeptablen 
Standards erzeugt wurden. Ein derart 
qualifizierter Außenschutz ist für Er­
zeuger und Verbraucher lebenswichtig 
und in den WTO-Abkommen zu veran­
kern. (...)"

Der vollständige Tfext ist in der AbL-Ge- 
schäftsstelle zu beziehen oder aus dem Inter­
net herunterzuladen: www.euronatur.org oder 
www.agrar.de/aktuell/Die_neue_Agrarpoli- 
tik.pdf

mailto:jasper@abl-ev.de
http://www.euronatur.org
http://www.agrar.de/aktuell/Die_neue_Agrarpoli-
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Mit Bürgerinitiative gegen Puten- und - 
Schweinemastanlagen

Die W elle des Stallbautenbooms im niedersächsischen Intensivtierhal- 
tungsgebiet schwappt bis an die Nordseeküste und bringt den Konflikt 
zwischen Tourismus und industrieller Tierhaltung zum Kochen. Vor den 

Toren des Nordseebades Carolinensiel in Friedrich-Augustengroden wur­
de ein Antrag auf Ställe für die Mast von 30.000 Puten gestellt, mitten 

in einem geplanten Vogelschutzgebiet europäischer Bedeutung und auf 
einem Acker, auf dem „Blumen zum Seiberpflücken" galt. Dagegen hat 
sich die Initiative „Bürger gegen Massentierhaltung" gegründet, deren 

erfolgreiche Arbeit jetzt zur Ablehnung des Antrags durch den Kreistag 
Wangerland führte. Die Bürgerinitiative kann im Internet besucht wer­

den unter: www.buerger-gegen-massentierhaltung.de

CPE -  Mitgliederversammlung
Die diesjährige Herbst-Mitgliederversammlung der Coordination Paysan- 

ne Europeenne (CPE) in Brüssel war mit Vertretern von 12 Organisatio­
nen gut besucht. Für die AbL nahm Bundesgeschäftsführer Georg Jan ­
ßen teil. Die Mitglieder einigten sich auf eine breite Kampagne für eine 
Reform der europäischen Agrarpolitik, für die die landwirtschaftlichen 
Verbände gesellschaftliche Bündnisse schmieden wollen. In Bezug auf 
BSE soll eine Initiative für die EU-weite Kohortenschlachtung gestartet 

werden. Bezüglich MKS gab es unterschiedliche Bewertungen über eine 
Impfstrategie. Die schwedische Bauernorganisation NORDBRUK wurde 
mit großer Zustimmung als Kandidaten -Organisation aufgenommen. 

Der Antrag auf M itgliedschaft seitens der französischen Bauernorganisa­
tion MODEF fand dagegen nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. 

Die CPE-Geschäftsführung wird freiwerdende Kapazität für verstärkte 
politische Lobbyarbeit in Brüssel nutzen. Zu den Terroranschlägen am 

11. September hat der CPE-Vorstand eine Erklärung veröffentlicht.
Kontakt: CPE, S  00322-2173112, Fax:00322-2184509.

E-Mail: cpe@cpefarmers.org

Kammerdirektor lobt Hanf-Projekt
Als Beispiel dafür, welche „innovativen Erfolge in der Zusammenarbeit 
zwischen Industrie und Landwirtschaft möglich sind", hat der Direktor 

der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe, Dr. Gerhard Beckmann, 
das NRW-Hanfprojekt gewürdigt. Aus Anlass des Tages der Region am 

30. September sagte Beckmann: „Solche Projekte dienen der regionalen 
Beschaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen, sorgen für umweltge­

rechte Produktion, erhöhen die regionale Wertschöpfung und leisten da­
mit einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raums." 
Seit 1996 wird auf Initiative des von der AbL mitgegründeten Hanfver­

eins in Westfalen-Lippe wieder Hanf angebaut. Von anfangs 40 ha 
konnte in den Folgejahren der Anbau auf mehr als 200 ha ausgedehnt

* werden, da die Firma Möllerplast, Bielefeld in eine innovative Faserauf- 
schlusstechnik investierte und als Vertragspartner der Landwirte für ent­

sprechende Absatzsicherheit gesorgt hat. Hierzu wurde eine Erzeugerge­
meinschaft gegründet, die in enger Abstimmung mit Hanfverein, Möller­
gruppe und Landwirtschaftskammer arbeitet. Neben Hanffasern für den 
Automobilbau und im Baustoffbereich fallen in diesem Projekt Schäben 
als Einstreumaterial an, die künftig durch Landwirte vermarktet werden 

sollen, so die Landwirtschaftskammer in einer Pressemitteilung, pm

Agrarfabriken in Sondergebiete?
Der Umwelt- und Planungsausschuss der Stadt Friesoythe im Landkreis 

Cloppenburg, eine Hochburg intensivster Tierhaltung, hatte jüngst über 
Anträge auf weitere 21 Stallneubauten (m it 3 Mio. Tieren) zu entschei­

den. W ie der Deutschlandfunk berichtet, hat der Ausschuss für die Hälf­
te der Anträge die Zustimmung verweigert. Begründung: Die betroffe­

nen Ortsteile seien schon jetzt extrem von der Massentierhaltung betrof­
fen, eine Gefährdung der Gesundheit sei nicht mehr auszuschließen. Die 

endgültige Entscheidung treffen die Landkreise, die bisher immer - mit 
Hinweis auf „fehlende triftige Gründe" für eine Ablehnung - die Bauge­

nehmigungen erteilten. Die SPD-Fraktion hatte außerdem gefordert, 
Sonderbauflächen für Geflügelställe auszuweisen und künftig nur in sol­
chen Gebieten den Bau von Stallanlagen zu genehmigen. Eine Meinung, 
die laut Deutschlandfunk auch von der Bezirksregierung geteilt wird. Die 

CDU verhinderte diesen Plan mit dem Argument, dies sei der Tod der 
Landwirtschaft, vor allem auch für kleinere bauwillige Betriebe. Man 

müsse zumindest das Raumördnungsverfahren des Landes Niedersach­
sen abwarten. Die SPD-Ratsfraktion betonte demgegenüber, die meisten 
Antragsteller betrieben keine landwirtschaftlichen Familienbetriebe, son­

dern Agrarfabriken, en

Bündnis für die Wende
In Mecklenburg-Vorpommern haben Umwelt-, Tierschutz-, Öko­

Landbauverbände und die AbL am 9. Oktober ein Agrarbündnis gegründet.

Wbil der Bauernverband blockt und 
Minister Backhaus (SPD) nur Poli­

tik für die wenigen großen Betriebe macht, 
war von Agrarwende im Nordosten der 
Republik bisher wenig zu spüren. Dabei 
stehe die Masse der Betriebe der Agrar­
wende durchaus positiv gegenüber, so Jörg 
Gerke von der Arbeitsgemeinschaft bäu­
erliche Landwirtschaft (AbL), gerade die 
Betriebe unter 500 ha seien unzufrieden 
mit der derzeitigen Situation. Aber die 
Mehrheit sei eben nicht organisiert -  über 
50 % der Bauern sind keinem Verband an­

geschlossen, 
lediglich 30 % 
dem Bauern­
verband. Ge­
rade für kon­
ventionelle 
Betriebe will 
sich die AbL 
nun im Agrar­
bündnis ein- 
setzen.
So heißt das 
erste Ziel der 
Gründungsre­
solution „eine
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aus Mecklenburg-Vorpommern

konsequent ökologische Orientierung der 
Landwirtschaft“ mit dem Zusatz „auch 
und gerade für den konventionellen Land­
bau“. Weitere Ziele sind Förderung des 
ökologischen Landbaus, artgerechte Tier­
haltung, Ausbaustopp für Großanlagen der 
Tierproduktion, soziale Wende mit mehr 
Beschäftigung im ländlichen Raum in öko­
logischen und regionalen Strukturen sowie 
Bindung der Beihilfen an ökologische und 
soziale Leistungen. Erste Handlungsfelder 
sieht das Agrarbündnis in der Hennenhal- 
tungsverordnung und dem aktuellen Pesti­
zidskandal.
Mit 17.000 Mitgliedern falle das 
Agrarbündnis politisch schon ins Ge­
wicht, zeigt sich Jörg Gerke zuversichtlich 
und kann von ersten Zeichen des Erfolgs 
berichten: Bei der' Legehennenverord­
nung habe sich die Landesregierung vor 
zwei Wochen noch gegen den Künast-Vor­
schlag gewandt, sich dann enthalten und 
letzte Woche schließlich sogar zugestimmt
-  gegen den Bauernverband. Es bewegt 
sich schon etwas im Nordosten der Repub­
lik -  ein Zükunftsmodell auch für andere 
Bundesländer? we

Nur mancher Biobetrieb verliert
Auch Wochen nach dem Pestizid-Skandal in Mecklenburg-Vorpommern . 

bleibt einiges unverständlich

Ende August ulnd Anfang September 
spritzten auf mehreren hundert Hekt­

ar Landwirte das Vorauflaufmittel Brasan 
bei Raps in Mecklenburg-Vorpommern. 
Doch auch bei sachgemäßer Anwendung 
konnte es Probleme geben, denn empfoh­
len ist das Ausbringen nur bei Temperatu­
ren unter 16 Grad, bei mehr Wärme ver­
flüchtigt es sich leicht und es waren unge­
wöhnlich warme Septembertage. (s. letzte 
Bauemstimme). Hendrik Fulda vom 
BUND Mecklenburg-Vorpommern weist 
darauf hin, dass Brassan vom Hersteller 
Syngenta nur noch bis Ende des Jahres 
eine Zulassung hat.
Die beiden Geschäftsführer der Peeneland 
Agrar GmbH sollen auch die Leitung des 
Biopark-Schafbetriebs ausüben. Zu­
nächst ist schwer zu verstehen, wie solche 
Betriebsteilungen, die keine sind, mit den 
AGÖl-Bestimmungen in Übereinklang zu 
bringen sind. Dann erstaunt, dass der 
nachlässige Umgang mit dem Pestizid kei­
ne Folgen für den Bioparkbetrieb zu haben 
scheint. Der benachbarte Gäabetrieb be­
kam die betroffene Kräuter-Fläche aber­
kannt. Andere Biolandbetriebe, deren Flä­

chen durch Abdrift des Pestizids belastet 
wurden, bekamen mehrmonatige Ver­
marktungsverbote, nur von Biopark ist 
nichts zu hören. Selbst das Mecklenburg- 
vorpommersche Landwirtschaftministeri- 
um gab Leitlinien für den Umgang mit be­
troffenen Ökoflächen bekannt. Bei Bela­
stungen mit dem Wirkstoff Clomazone 
oder bei Schädigung von empfindlichen 
Pflanzen auf den Öko-Flächen reichen die 
Maßnahmen von genehmigten konventio­
nellen Vermarktung bei Belastungen unter 
den zulässigen Rückstandsmengen bis zu 
Entsorgung außerhalb des Ökobetriebs. 
Der BUND Mecklenburg-Vorpommern 
bemüht sich währenddessen eine schnelle 
und unbürokratische Entschädigung für 
Öko-Betriebe zu finden. Denn die Haft­
pflichtversicherung der konventionellen 
Betriebe, die das Mittel eingesetzt hatten, 
deckt den Schaden der Öko-Landwirte 
nicht.
Als Nachbarschaftshilfe hat ein Bio-Land- 
wirt aus einem nahegelegenen Dorf dem 
Gäa-Kräuterbetrieb für das nächste Jahr 
zur Überbrückung eine unbelastete Öko­
anerkannte Fläche angeboten. ms

http://www.buerger-gegen-massentierhaltung.de
mailto:cpe@cpefarmers.org
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Auch in Frankreich brodelt es
Nach Einführung einer Nachbaugebühren-Regelung formiert sich der Protest

Yves Manguy sieht nicht gerade aus wie 
ein Revolutionär. Aber was in dem klei­

nen grauhaarigen Mann steckt, wird deut­
lich wenn er das Wort ergreift. Ruhig, aber 
bestimmt und kompromisslos entschieden 
kämpft er seit Jahren schon in vorderster 
Linie des französischen Widerstandes ge­
gen die Nachbaugebühren. Bislang waren 
er und seine Mitstreiter im Bündnis aus 
Bauern und bäuerlichen Saatgut-Aufb.e- 
reitem recht erfolgreich. Sie hatten über 
die Jahre soviel Druck aufgebaut, dass es 
schien, als trauten sich die Pflanzenzüch­
ter nicht, doch noch Nachbaugebühren 
durchzusetzen. Doch dann ereilte es die 
französischen Bäuerinnen und Bauern 
fast über Nacht. Ein Verband der Getrei-

deanbauer schloss in diesem Sommer kurz 
vor der Ernte ein Abkommen mit den 
Pflanzenzüchtem, dass diesen ermöglicht 
pro Doppelzentner abgelieferten Weizens 
eine Nachbaugebühr von rund 1 DM zu 
erheben. Mitgetragen wird dieser Vorstoß 
auch vom französischen Landwirtschafts­
ministerium. Die Nachbauwidersacher 
rund um Yves Manguy werten es als ersten 
Versuchsballon, geben die Bäuerinnen 
und Bauern klein bei, werden auch für an­
dere Kulturen auf diese Art und Weise 
Nachbaugebühren erhoben werden. Der 
Widerstand ist schwierig zu organisieren, 
bleibt vielen Weizenanbauem doch kaum 
eine andere Möglichkeit als ihre Ernte bei 
den Genossenschaften abzuliefern, die

dann daraufhin automatisch die Nachbau­
gebühr abziehen. Deshalb zog man Mitte 
Oktober mit 100 Bäuerinnen, Bauern und 
Aufbereitem vor und in ein Pariser Hotel. 
Dort hielt gerade der Europäische Dach­
verband der Pflanzenzüchter seine Jahres­
konferenz ab. Für die Kämpfer gegen die 
Nachbaugebühren ein willkommener An­
lass, um gemeinsam mit Greenpeace ihren 
Unmut über die Machenschaften und 
Gängelungen der Saatgutkonzeme kund­
zutun. Die Protestler brachten die Veran­
staltung ordentlich durcheinander und 
machten klar, dass man es bei einer Aktion 
nicht bewenden lassen werde. cs

Alles eine Frage der Auslegung?
Passend zur Jahreszeit bleibt Einiges im Nebel hängen rund um die Nachbaugeset

Man gibt sich optimistisch auf Seiten 
der Pflanzenzüchter was die Aus­

einandersetzungen mit den Bäuerinnen 
und Bauern in Sachen Nachbau angeht. 
Der Geschäftsführer des Bundesverban­
des Deutscher Pflanzenzüchter (BDP), 
Ferdinand Schmitz, sieht in einer Pres­
senmitteilung nach der Auskunftsver­
handlung vor dem Bundesgerichtshof 
(BGH) Ende September (die Bauem­
stimme berichtete), „die Tür zur generel­
len Auskunftspflicht beim Nachbau von 
geschütztem Saat- und Pflanzgut weit ge­
öffnet.“ Er schöpft diesen Optimismus 
aus dem Verhalten des Gerichts, das sei­
ner Meinung nach habe „erkennen las­
sen, dass ein Einklang zwischen dem eu­
ropäischen Nachbaurecht und den ent­
sprechenden Bestimmungen des deut­
schen Sortenschutzrechts wünschens­
wert sei. Dies würde bedeuten,“ so liest 
sich die Pressemitteilung weiter, „dass 
die bereits jetzt für EU-weit anerkannte 
Sorten obligatorische Auskunftspflicht 
beim Nachbau künftig auch für national 
registriertes Saatgut gilt.“ Keine Erwäh­
nung findet hingegen die Stellungnahme 
der EU-Kommission zum Thema, die ei­
nen allgemeinen Auskunftsanspruch der 
Pflanzenzüchter ablehnen, und dafnit 
jene europäische Grundlage der Nach- 
bauregelung in Frage stellen. Dass ein 
Verband noch unentschiedene Sachver­
halte zu seinen Gunsten auslegt, ist eine 
Frage des guten Geschmacks. Dass aber 
die Landwirtschaftlichen Wochenblätter
-  die Zentralorgane des Deutschen Bau­
ernverbandes -  ebenfalls die Strategie des 
gekonnten Weglassens vollführen (die 
Stellungsnahme der EU-Kommission

fand sich nur in Ausnahmen wieder), ist 
manipulativer Journalismus.

Kartoffelkiste
Für Verwirrung sorgt auch die Bundesre­
gierung. Als „insgesamt positiv“ bewertet 
sie „die Erfahrungen mit der bislang im 
Rahmen des Kooperationsabkommens an­
gewandten Nachbaugebühr.“ Gefragt 
nach ihrer Haltung hatte der agrarpoliti­
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Heinrich-Wilhelm Ronsöhr. 
Er kritisierte, dass die Bundesregierung 
also offensichtlich „keine gesetzliche Re­
gelung anstrebe“ und damit Stimmen aus 
der rot-grünen Koalition entgegenlaufe, 
die „eine Veränderung bei den Nachbau­
gebühren forderten.“ Sogar bei Kartoffeln, 
wo es ständig zu Klagen über die hohen 
Nachbaugebühren komme, und die Regie­
rung selbst einräume, dass geringe Kon- 
sumkartoffelpreise und hohe Nachbauge­
bühren die Wirtschaftlichkeit des Kartof­
felanbaus in Frage stellten, sehe sie keinen 
Handlungsbedarf, monierte Ronsöhr.
Der Kartoffelan- bzw. -nachbau könnte 
nicht nur aus jenem Unmut über schlechte 
Preise und hohe Gebühren zur Achilles- 
verse für die von Bauernverband und 
Pflanzenzüchtem getroffenen Nachbau- 
gebühren-Vereinbarungen werden. Bei ei­
nem Verfahren vor dem Landgericht in 
Braunschweig wollte die Saatgut-Treu- 
hand-Verwaltungs GmbH (STV) durch­
setzen, aufgrund der getroffenen „Verein­
barung Wirtschaftskartoffeln“ auch für 
eine Sorte Nachbaugebühren kassieren zu 
können, die gar nicht mit einem Schutz­
recht belegt ist. Das Gericht bezog Stel­
lung zugunsten des beklagten Bauern: es

könne der Vereinbarung nicht entnehmen, 
dass auch Nachbaugebühren für nicht ge­
schützte Sorten zu zahlen seien. Außer­
dem kollidiere so eine Vereinbarung -  
wenn sie denn getroffen worden wäre -  
wahrscheinlich mit dem Kartellrecht. Die 
STV zog daraufhin die Klage zurück.
Die Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugebühren und Nachbaugesetze 
sucht nun in Niedersachsen Bäuerinnen 
und Bauern (bitte melden, Adresse siehe 
Seite 23), die die besagte Sorte „Elkana“ 
nachgebaut und dafür auch bereits Ge­
bühren gezahlt haben. Nach Ansicht von 
IG-Anwalt Matthias Miersch sollte man 
versuchen das Geld zurückzufordem, da 
sich die STV „ungerechtfertigt bereichert“ 
habe. cs

Trier setzt aus
Auch das Landgericht in 
Trier beschloss nun eine 
Aussetzung bei ihm an­
hängiger Auskunftsverfah­
ren in Sachen Nachbauge­
bühren. Erst wenn der Eu­
ropäische Gerichtshof sei­
ne Entscheidung gefällt 
hat, wird auch in Trier ein 
Urteil gefällt. Damit folgt 
das dortige Landgericht 
den Beispielen aus Düssel­
dorf, Frankfurt, Mannheim, 
München und Magdeburg, 
die'alle ebenfalls bis zur 
Entscheidung von „ganz 
oben" die laufenden Ver­
fahren ruhen lassen und 
keine neuen mehr 
bearbeiten.

Berichtigung
Bei der Berichterstattung 
über die BGH-Verhandlung 
ist uns ein Fehler unterlau­
fen: fälschlicherweise wur­
de dort in einem rückbli-' 
ckenden Halbsatz behaup­
tet Land- und Oberlandes­
gericht Braunschweig hat­
ten geurteilt, nur wer . 
Nachbau national ge­
schützter Sorten betreibe 
sei zur Auskunft verpflich­
tet. Genau das Gegenteil 
ist aber, w ie ja bereits häu­
figer beschrieben, die Ur­
teilslage. Also: nur wer EU­
geschützte Sorten nach­
baut, muss Auskunft ge­
ben!

Für. Kartoffelsorten ohne Sortenschutz wie Elkana müssen Bauern keine Nachbauge­
bühren zahlen, hat das Landgericht Braunschweig entschieden. Foto: Jasper
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Exportsubventionen statt Umweltschutz
Rhetorik und Realität in der Position der EU bei den Agrarverhandlungen in der WTO

Bei den derzeit laufenden WTO- Ver­
handlungen zur weiteren Liberali­

sierung des Weltagrarhandels spielen 
die sogenannten „Nicht-handelsbezo- 
genen Anliegen“ (non-trade-concems
-  NTC) eine zentrale Rolle. Während 
die Mehrzahl der Entwicklungsländer 
die Bedeutung der Landwirtschaft für 
die Ernährungssicherheit betont, und 
die Anpassung der Regeln des Agrarab­
kommens fordern, konzentrieren sich 
Industriestaaten wie die EU, Japan, 
Norwegen und Schweiz auf die Bedeu­
tung der Landwirtschaft für die Erhal­
tung der Kulturlandschaft und die 
ländliche Entwicklung. Sie argumen­
tieren, dass diese Leistungen für die 
Gesellschaft den Charakter „öffentli­
cher Güter“ haben, für die kein Markt 
existiert. Daher sind staatliche Eingrif­
fe notwendig, um ihre Bereitstellung 
zu sichern.
Im Agrarabkommen der WTO wird 
diese Besonderheit insoweit aner­
kannt, als sehr viel weiter gehende

finierte so genannte „green-box“ be­
zieht sich allerdings nur in einem von 
dreizehn Abschnitten auf umweltpoliti­
sche Ziele. Alle Maßnahmen der green- 
box unterliegen der Bedingung, dass sie 
aus öffentlichen Haushalten finanziert 
werden müssen, die Preise nicht direkt 
beeinflussen und folglich keine oder 
höchstens minimale handelsverzerren­
de Wirkungen haben dürfen. Für Um­
weltprogramme gilt zusätzlich die Auf­
lage, dass sie klar beschriebenen Um­
weltzielen dienen müssen und Zahlun­
gen nicht über den Ausgleich der zu­
sätzlichen Kosten oder entgangene Er­
träge hinaus gehen dürfen, die durch die 
Teilnahme entstehen.

Klagen wahrscheinlich
Zwei Drittel der bei der WTO notifi­
zierten Ausgaben für diese Programme 
stammen von der EU. Allerdings macht 
dies nur knapp 6% der gesamten inter­
nen Unterstützung in der EU aus. Die 
absolute Höhe der Ausgaben von

Mit Exportsubventionen im Interesse einer agrarindustriellen Lobby befindet sich die EU in der 
WTO weiterhin auf dem Holzweg. Foto: Ermanski-Sasse

Subventionen für die Landwirtschaft 
zulässig sind, als im allgemeinen Sub- 
ventionsabkommen in der WTO, das 
alle anderen Bereiche regelt. Die im 
Anhang zwei des Agrarabkommens de­

knapp 5 Mrd. Euro ist niedriger als die 
für Exportsubventionen. Die bisheri­
gen EU-Richtlinien sehen eine Anreiz­
komponente vor, also Zahlungen, die 
über die unmittelbaren Kosten für die

Jordanien gibt in seinem Vorschlag für die Agrarverhandlungen ein überzeu­
gendes Beispiel für non-trade-concems in Entwicklungsländern: Olivenhai­
ne stellen in den trockenen Berggebieten des Landes fast die einzige Form der 
landwirtschaftlichen Aktivität dar, bilden damit eine wichtige Einkommens­
quelle für arme Bevölkerungsgruppen. Da Jordanien fast keine natürlichen 
Wälder besitzt, haben Olivenhaine eine wichtige Funktion als Naherholungs­
gebiete und tragen in der Regenzeit zum Erosionsschutz bei. Angesichts rela­
tiv hoher Produktionskosten gefährden Zollsenkungen für Olivenöl den 
Fortbestand dieser Produktionsweise. Jordanien ist aufgrund der angespann­
ten Lage des Staatshaushalts nicht in der Lage, direkte Einkommensbeihilfen 
zu leisten, daher bleibt nur handelsverzerrender Außenschutz als Möglich­
keit, die Olivenbauem durch höhere Preise zu unterstützen.

Teilnahme an den Programmen hinaus­
gehen. Dies steht zwar im Widerspruch 
zum Agrarabkommen, bisher hat aber 
noch kein anderes Mitglied ein ent­
sprechendes Verfahren bei der WTO 
angestrengt. Da Umfang und Bedeu­
tung der an Umweltauflagen gebunde­
nen Zahlungen bereits im Rahmen der 
Agenda 2000 wachsen, und die Anreiz-. 
komponente im Sinne einer raschen 
„Agrarwende“ verstärkt wird, ist je­
doch mit Klagen zu rechnen.
Daher ist es auf den ersten Blick über­
raschend, dass die EU in ihrem Ver­
handlungsvorschlag zwar den Tier­
schutz als zusätzliches Ziel in die Liste 
der NTC aufgenommen sehen will, an­
sonsten aber keine konkreten Ände­
rungen im Bereich des Umweltschut­
zes fordert. Vielmehr sollen alle Maß­
nahmen in der „green-box“ überprüft 
werden um sicherzustellen, dass sie 
höchstens minimal handelsverzerrend 
sind. Eine Änderung der Umweltbe­
stimmungen in der green-box wird 
nicht verlangt. In anderen Bereichen 
legt die EU deutlich weniger Wert auf 
das Kriterium der „minimalen Han­
delsverzerrung“. Die Beibehaltung der 
blue-box-Zahlungen im Rahmen von 
produktionsbeschränkenden Program­
men rechtfertigt sie einfach damit, dass 
diese „weniger“ handelsverzerrend sei 
als z. B. die direkte Preisstützung. 
Auch wenn es seit der Agenda 2000 
möglich ist, diese Zahlungen an ökolo­
gische Auflagen zu koppeln („cross- 
compliance“) und zusätzliche Mittel 
für Umweltprogramme durch die Re­
duktion der Flächenprämien für Groß­
betriebe freizumachen, musste in 
Deutschland erst die „Agrarwende“ 
verkündet werden, bis wenigstens die­
se begrenzten Schritte in Angriff ge­
nommen wurden.

Irrationale Exportsubventionen
Für ihre Forderung nach Beibehaltung 
der Exportsubventionen führt die EU 
überhaupt keine Begründung an -  sie 
wäre wohl auch schwer zu finden ge­
wesen. Ein für die Agrarverhandlun­
gen zuständiger Vertreter der Kommis­
sion in Genf gestand bei einer Veran­
staltung von Nichtregierungsorganisa- 
tionen: „Natürlich sind Exportsubven­
tionen irrational -  aber wir haben eine 
Geschichte“. Die Kommission erklärt 
sich allenfalls bereit, über eine weitere 
Reduktion nicht aber die Abschaffung 
der Exportbeihilfen zu verhandeln. An­
gesichts der Tatsache, dass die EU mitt­
lerweile das einzige WTO-Mitglied ist, 
das in nennenswertem Umfang Export­

subventionen einsetzt, und zugleich zu 
den stärksten Verfechtern der NTC ge­
hört, wird deutlich, dass die Kommissi­
on mit diesen widersprüchlichen Vor­
schlägen vor allem versucht, den entge­
gengesetzten Interessen innerhalb der 
EU gerecht zu werden. Einerseits eine 
Agrar- (industrie) Lobby, die nach wie 
vor auf die Eroberung und Verteidi­
gung von Exportmärkten setzt, ande­
rerseits eine zunehmend kritische Öf­
fentlichkeit, die eine natumähere 
Landwirtschaft fordert. So lange die 
EU, und das heißt vor allem die Regie­
rungen und Parlamente der Mitglied­
staaten, nicht eine klare Entscheidung 
treffen, wird die Kommission ihren Ei­
ertanz bei der WTO fortsetzen müssen. 
Und zur Zeit scheinen die agrarindu­
striellen Exportinteressen noch zu do­
minieren. Dieser inkonsequente An­
satz hat mit dazu geführt, dass der Um­
weltaspekt im Entwurf für die Minis­
terkonferenz der WTO (nicht nur) im 
Absatz über die weiteren Agrarver­
handlungen weitgehend vernachläs­
sigt wird. Viele Entwicklungsländer 
und die Caims-Gruppe der Agrarex­
porteure befürchten, angesichts der 
unklaren Interessen in der EU nicht zu 
Unrecht, dass die EU neue Formen der 
Exportunterstützung mit einem grü­
nen Deckmäntelchen einführen will.

Ziel: Ernährungssicherheit
Eine glaubwürdige ökologische Reform 
der Agrarpolitik ist nicht auf die Vertei­
digung von Export- und blue-box-Sub- 
ventionen angewiesen. Sinnvoller 
wäre es, die EU würde sich in der WTO 
für eine grundsätzliche Reform der zu­
lässigen Maßnahmen einsetzen. Ent­
scheidend sollte nicht mehr die Frage 
sein, ob „höchstens minimale handels­
verzerrende Effekte“ zu erwarten sind, 
sondern ob die Maßnahmen effektiv 
sind, um Ziele wie Emährungssicher- 
heit und Umweltschutz zu befördern. 
Alle anderen Subventionen sollten 
schrittweise reduziert und besonders 
Exportsubventionen kurzfristig abge­
schafft werden. Gleichzeitig müssen 
den Entwicklungsländern weitgehende 
Rechte zur Unterstützung ihrer Land­
wirtschaft für die Emährungssicher- 
heit eingeräumt werden. Für diese Po­
sition ließe sich auch unter den Ent­
wicklungsländern sicherlich mehr Ver­
bündete finden, als für den derzeitigen 
defensiven Kurs der Verteidigung über­
holter Instrumente.

Tobias Reichert, Mitarbeiter bei der 
Projektstelle Handel 

des Forum Umwelt & Entwicklung
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US-Handel und Landwirtschaft: Unhaltbarer Widerspruch?
Ein Blick auf die beginnende Verhandlungsrunde der Welthandelsorganisation aus den USA.

Die Agrarpolitik der USA ist am 
Scheideweg. Der US-Handesbe- 

aufragte Zoellick besteht auf einer um­
fassenden neuen Handelsrunde bei der 
vierten WTO-Ministerkonferenz vom
9. bis 13. November. Die USA wollen 
dabei eine Senkung aller internen 
Preisstützungsmaßnahmen für die 
Landwirtschaft fordern. Solch eine Po­
sition macht die USA in Handelskrei­
sen recht populär, in denen die EU, die 
weiterhin ein hohes Subventionsni­
veau fordert, unter Beschuss gerät.

Geld für Landwirtschaft, nicht 
für Umwelt

Dabei hatte das US-Repräsentanten- 
haus erst am 4. Oktober einen Agrar­
haushalt verabschiedet, der in den 
nächsten zehn Jahren 170 Mrd. US $ 
für die Landwirtschaft einplant. Das 
sind 70 Mrd. mehr als in der jetzigen 
Legislaturperiode. Das neue Gesetz, 
dem der Senat noch zustimmen muss, 
steht in völligem Widerspruch zu der 
mühsam in der WTO erreichten Über­
einkunft der zukünftigen Ausrichtung 
der Agrarpolitik, die daher auch stark 
von Landwirtschaftsministerium und 
Weißem Haus kritisiert wurde. 
Während diesem Verlauf wurde ein 
Umweltprogramm für die Landwirt­
schaft mit 226 zu 200 Stimmen abge­
lehnt, obwohl das Programm die 
Agrarausgaben nur um 19 Mrd. US $ 
erhöhen sollte.

Einschneidende Reform
1996 veränderten die USA die Grund­
lagen ihrer Landwirtschaftspolitik ein­
schneidend. Obwohl dieser Reform 
1985 einige Korrekturen vorausgegan­
gen waren, war die „Verbesserung und 
Reform der Landwirtschaft“ FAIR, ein 
Einschnitt. Seit langem gab es Min­
destpreise für Druschfrüchte (Weizen, 
Reis, Mais, Soja und einige mehr), und 
da die USA das Angebot der Export­
märkte in mehreren der Früchte domi­
nierten, hatten sie auch die Weltmarkt­
preise maßgeblich mitbestimmt. Mit 
FAIR jedoch endete die Politik der 
Mindestpreise und der Erleichterun­
gen für Lagerhaltung auf landwirt­
schaftlichen Betrieben, wenn die 
Märkte überquollen. Stattdessen 
wandte sich die US-Regierung „dem 
Markt“ zu, um Preise und was die Bau­
ern anbauen zu bestimmen. Dennoch 
waren diese Märkte zu verzerrt, um der 
Vorstellung von offenen Märkten im 
ökonomischen Sinne zu entsprechen. 
Diese Politik wurde von agrarindu­

striellen Unternehmen vorangetrieben, 
die argumentierten, ohne niedrigere 
Preise sei die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit bedroht. In Wahrheit 
war das ein vorgeschobenes Argument, 
diese Unternehmen beziehen Drusch­
früchte aus der ganzen Welt und sind 
nicht daran interessiert, dass Getreide 
in den USA billiger ist als in Brasilien. 
Ihnen geht es vielmehr um niedrige 
Weltmarktpreise insgesamt.
Mit ihrem Bestreben waren sie erfolg-

Auf den Agrarmärkten ist ganzjährig 
Sommerschlussverkauf

reich. Nach einem kurzem Preisan­
stieg, der teilweise auf eine schlechte 
Maisernte 1995/96 in China zurückzu­
führen war, brachen die Weltmarktprei­
se völlig ein.

Bauern machten trotzdem 
weiter
Der Markt signalisierte den meisten 
Bauern, die Landwirtschaft aufzuge­
ben. Trotzdem, gegen jeden ökonomi­
schen Sinn fuhren die Bauern fort 
Druschfrüchte anzubauen, teils aus 
Hoffnung, das nächste Jahr werde viel­
leicht besser, aus Liebe zum Land und 
der Art so zu leben, aber auch aus 
Gründen, die mit den Schwierigkeiten 
und Kosten andere Kulturen anzubau­
en Zusammenhängen und dass bei vie­
len Ackerfrüchten gleichzeitig die Prei­

se einbrachen. In dieser Situation fuhr 
die Regierung fort, den Bauern, beson­
ders den größten, weiterhin Subventio­
nen zu zahlen, und ignorierte so den 
Beschluss in FAIR, die Zahlungen 
schrittweise abzubauen.

Rolle der Märkte nicht 
ernstgenommen
Jetzt werden trotz der Anliegen eines 
breiten Bündnisses von Interessens- 
gruppen, von Verbrauchern bis zu Um­
weltschützern sowie Bauern, die vielen 
sozialen und ökologischen Probleme 
der ländlichen Regionen und Kommu­
nen in dem vorliegenden Gesetzent­
wurf nicht berücksichtigt. Und entge­
gen der schönen Worte wird die wichti­
ge Rolle von Märkten nicht ernstge­
nommen. Stattdessen werden wieder 
Unsummen öffentlicher Gelder in die 
Landwirtschaft gepumpt, das meiste 
davon fließt zu den Großbetrieben, um 
die Subventionierung der Agrarindu­
strie fortzusetzen, die sich Preise un­
terhalb der Produktionskosten 
wünscht. Das hält die Folgekosten für 
Erfassung und Weiterverarbeitung 
niedrig, begünstigt Massentierhaltung 
und sichert die hohe Auslastung von 
Fähren, Schiffen und dem Schienengü­
terverkehr, die von diesen Unterneh­
men betrieben werden.

Bauern wieder an den Tropf
Die Lebensweise von Bauern und 
Bäuerinnen -  das Rückgrat der ländli­
chen Gebiete -  wird damit völlig unter­
graben und nun an den Ttopf der öf­
fentlichen Hasuhalte gehängt, auf lo­
kaler sowie auf nationaler Ebene.
Bei der Agrarpolitik innerhalb der 
WTO, die die USA betreibt', findet sich 
wenig von dieser Realität wieder. Der 
vorgeschlagene Agrarhaushalt wird an­
dere Länder empören, die die bisheri­
gen Bemühungen der USA gegen hohe 
Subventionszahlungen der EU unter­
stützt haben. Und auch die Folgen ih­
rer Position für die eigene Agrarpolitik 
werden von den USA kaum reflektiert. 
Während die USA aus Vorsicht keine 
Versprechungen über hohe Subven­
tionszahlungen gemacht hat, fordert 
sie in der WTO die staatlichen Eingriffe 
in der Landwirtschaft zu verringern. 
Obwohl diese Vereinbarungen fehl­
schlugen, wird die hohe und anwach­
sende nationale Unterstützung für hö­
here Umweltausgaben nicht in Bezie­
hung zur Politik der USA in der WTO 
gesetzt. In der WTO setzen die USA 
das europäische Argument vom multi­
funktionalen Charakter der Landwirt­

schaft herab und bestreiten, dass Um­
weltbelange die angestrebte Auswei­
tung der Handelsliberalisierung zu 
Recht einschränken können. Im eige­
nen Land hingegen hat die Regierung 
von Bush ein Agrärprogramm ge­
strickt, das den Umweltschutz ver­
stärkt berücksichtigt.
Seit mindestens zehn Jahren betont 
das US-amerikanische Institut für 
Landwirtschafts- und Handelspolitik 
(IATP), dass innerhalb von GATT, dem 
Vorläufer der WTO, vernünftige Regeln 
für den internationalen Agrarhandel 
entwickelt wurden. Das Problem war 
vielmehr, dass den USA und der EU ex­
plizite und implizite Ausnahmen ge­
währt wurden. Statt auf ein Minimum 
des Marktzugangs und geringere Sub­
ventionen zu beharren, sollte der Blick 
auf die Struktur der Agrarmärkte und 
wie sie organisiert werden können, ge­
richtet werden.

Wider das Agrardumping
Als erstes müssen wir die Regeln, wie 
Agrardumping zu verhindern ist, vor­
anbringen. Dumping meint nicht nur 
den Export zu Preisen, die unter den 
Inlandspreisen liegen, sondern auch ei­
nen Verkaufspreis unter den Produk­
tionskosten. Die USA dumpt bislang 
ihre Produktion sowohl auf dem heimi­
schen als auch auf dem internationalen 
Markt. Daher müssen wir alle Ebenen 
der Exportförderung beenden, nicht 
nur die Exportsubventionierung, son­
dern auch die Exportkredite und alle 
anderen Formen der Unterstützung. 
Als drittes müssen wir anerkennen, 
dass viele Entwicklungsländer in über­
wältigendem Maße von der Landwirt­
schaft abhängen; von der Einkom­
mensmöglichkeit, von der Emährungs- 
grundlage und genauso von Exportpro­
dukten aus der Landwirtschaft. Der 
Wert von Handel ist schwer schätzbar, 
aber er muss Entwicklungszielen die­
nen. Wo Liberalisierung helfen kann 
Ernährungssicherheit und Lebensstan­
dard zu verbessern, nun gut. Aber kein 
Versuch die Welt an Regeln einer Land­
wirtschaft anzupassen, die den Interes­
sen einer handvoll multinationaler 
Handelsunternehmen folgt, auf Kosten 
des Rechts für Milliarden Menschen 
sich ausreichend zu ernähren und ein 
sicheres Leben zu führen.

Sophia Murphy, 
Institute for Agriculture 

and Trade Policy (IATP)

Übersetzung aus dem Amerikani­
schen von Alexandra Burmann
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Kooperation gegen Ausverkauf
Der polnische Milchmarkt wird immer mehr von ausländischen Molkerei­

en bestimmt. Jetzt haben die polnischen Molkereien eine Kooperation 
geschlossen, um unter der Marke „Polnisch" ihre Marktanteile

verteidigen zu können.'ms

Biozuschlag weg
Die dänische Molkerei Arla Foods hat den Biozuschlag von 0,10 däni­

sche Kronen/ kg Bio-Milch für die Bauern gestrichen. Denn die Molkerei 
konnte nur 35 %  der angelieferten Milch auch als Bio-Milch. Nun sind 

10 %  der Bauern wieder auf die konventionelle Bewirtschaftung umge­
stiegen, w ie der Ernährungsdienst berichtete, ms

Milchwirtschaft 
-  wohin geht die Richtung ?

Verschluckt
Der Gebäck-Konzern Kamps muss kleinere Brötchen backen, nachdem 

Gewinn und Aktienkurse erheblich gesunken sind. Kamps gab als Grund 
zwar höhere Energie- und Mehlpreise an, den wahren Grund sehen 

Branchenkenner jedoch in den gestiegenen Zinsbelastungen. Die wieder­
um sind eine Folge der aggressiven Expansionspolitik des Konzernchefs 
Heiner Kamps. Der hatte seit 1998 mehrere Backfilialketten gekauft (in 

der Folge klagten zahlreiche Pächter seiner Filialen über unklare und un­
tragbare Pachtbedingungen). Danach hatte Kamps den größten deut­
schen Backkonzern Wendeln übernommen und kürzlich auf dem Weg 
zum „größten Bäcker Europas" (mit 3 Mrd. DM Umsatz) weitere Back­

konzerne in Holland und Frankreich geschluckt. Angesichts eines Schul­
denbergs von 750 Mio. DM muss man jetzt kürzer treten, Gerüchte 

sprechen sogar von einer eventuellen Übernahme durch den italieni­
schen Pasta-Konzern Barilla. Der Aufstieg von Kamps, der „Inkarnation 

der industriellen Brotherstellung", ging zu Lasten mittelständischer 
Bäcker. Erst kürzlich hat Kamps den regionalen Brothersteller Kronenbrot 

aus den Regalen des Discounters Plus verdrängt, indem er laut Lebens­
mittelzeitung 45 Mio. DM „Einlistungsgeld" zahlte (das entspricht dem 
bisherigen Jahresumsatz von Kronenbrot bei Plus). Krone'nbrot, der vor 

zwei Jahren ein Übernahmeangebot von Kamps abgelehnt hatte, verliert
nun ein Viertel seines Umsatzes, en

Kennzeichnung behindert
Noch nicht einmal rechtsgültig drohen die USA schon mit einer Klage: 

Die Pläne der EU zur Kennzeichnung gentechnisch veränderter Organis­
men sieht die US-Landwirtschaftsministerin Ann Venemann als Handels­
hemmnis. W ie GENET berichtete, überlege sich Venemann bei der W elt­

handelsorganisation W TO dagegen Beschwerde einzulegen, ms

Kein Funke-Come-back
„Zeitpunkt verpasst?" - so kommentiert die Oldenburger Nordwestzei- 

tung (NW Z) das gescheiterte „Come-back" von Ex-Agrarminister Funke. 
Funke hatte Ende Oktober seinen Verzicht auf eine SPD-Bundestags-Kan- 
didatur im Wahlkreis Friesland/Wilhelmsburg/Wittmund erklärt. Das hat­

te überrascht, weil Funke nach seiner Entlassung die Übernahme des 
Vorsitzes im regionalen Wasserverband übernommen hatte - was als 

Signal für das Bemühen um eine neue Bundestagskandidatur gewertet 
worden war. Allerdings hatte er sich hierzu noch „bedeckt gehalten" 

und - laut NWZ - auf einen expliziten Ruf der Partei gewartet. Als nun 
überraschend die friesländische Landrätin Evers-Meyer ihre Bewerbung 

anmeldete, kündigte Funke an, er wolle „erstmal eine Pause"

Die Milchquote wurde 1984 eingeführt 
und ist derzeit bis 2006-2008 festge­

schrieben. Sie hat dann schon eine ganze 
Generation von Milchbäuerinnen und 
Milchbauem mit weit über 30 Änderun­
gen begleitet.
Von ihren Zielen hat die Milchquotenrege- 
lung erreicht, dass die Kosten des Milch­
marktes trotz einer zu großen EU-Quote 
bezogen auf die Zahl der Höfe und Ar­
beitsplätze im Griff sind. Alle anderen 
Ziele sind nur begrenzt erreicht: über die 
Hälfte der Betriebe sind seit 1984 ausge­
schieden, der Milchpreis ist real gesunken, 
die regional- und strukturpolitische 
Steuerung wurde nur sehr begrenzt ange­
wandt. Die Belastung der Betriebe mit 
Quotenkosten und die rechtliche und poli­
tische Unsicherheit sind groß. Über die 
Quoten und den Handel mit ihnen werden 
große Teile der Marktkosten von den

Damit auch in kleine Tanks von Bauern weiterhin 
Milch fließt, gilt es die Milchviehhaltung auf 
Grünlandstandorten nicht länger gegenüber an­
deren Regionen zu benachteiligen. Foto: Jasper

Landwirten selbst bezahlt.
Diesmal soll zum Jahr 2002 pünktlich die 
Zwischenbewertung der AGENDA 2000 
und damit auch des Milchmarktes erfol­
gen. Die derzeit relativ erträglichen Milch­
preise, die schon im zweiten Jahr gestie­
gen sind, scheinen nicht in den Fahrplan 
zu passen. Milch ist knapp.
In diesem durch und durch reglementier­
ten Markt scheinen von den derzeit noch 
135 Milchverarbeitem in Deutschland 
trotz der Marktmacht des LEH noch Wett- 
bewerbs-Impulse auszugehen.
Das Ende der Quoten für 2008 sieht der 
miichwirtschaftliche Sprecher des Bau­
ernverbandes gekommen. Auch die Abtei­
lungen im Bundes-Verbraucherschutz-Mi- 
nisterium und die Mehrheit der Bundes­
länder sehen das Ende der Quote, unter

den Stichworten: WTO, Osterweiterung, 
Überschüsse trotz Quote.
In diesem Zusammenhang ist auch die 
Studie zum Quoten-Ausstieg der Bundes- 
forschungsanstalt Braunschweig-Völken- 
rode zu bewerten. Sie geht von einem Ab­
senken der Milchstützpreise aus, ein ge­
wisses Abfedem über Milchprämie oder 
Grünlandprämie und gravierenden Ein­
kommenseinbußen und damit hohen Auf­
gaberaten der Betriebe mit höheren Pro­
duktionskosten.
Die Prämienzahlungen, die nach der 
AGENDA 2000 von 2006 -  2008 für 
Milchpreisabsenkungen gezahlt werden 
sollen, sind aus Sicht der AbL als Grün- 
land-orientiert zu gestalten. Dadurch wird 
begonnen, die bereits 15 Jahre währende 
Benachteiligung von Regionen und Be­
triebe abzubauen. Es wird ein deutliches 
Zeichen für die Futtergrundlage Gras für 
Milchvieh gesetzt. Auch wirkt eine solche 
Regelung dem Absinken der Milchpreise 
entgegen. Prämien, die ohne Kriterien fürs 
Produkt bis zur letzten Einheit gezahlt 
werden, sind von der aufnehmenden 
Hand bereits eingeplant.
Verglichen wird immer mit Niedrigkosten- 
Ländem wie Polen oder Neuseeland. 
Milcherzeugung sichert die meisten Ar­
beitsplätze in der Landwirtschaft.
Milch wird überwiegend regional gehan­
delt. Auf den Weltmarkt kommen gerade 
mal 5 % der Welt-Milcherzeugung. Diese 
sind dann oft noch durch Exportsubven­
tionen der EU und der USA gedumpt. Sich 
an den Erzeugungskosten der relativ klei­
nen Mengen der Billig-Erzeugerländer wie 
Neuseeland zu orientieren, ist unsinnig 
(Neuseeland hat gerade die Milchmenge 
von Bayern). Die mittel- und osteuropäi­
schen Länder wie Polen, werden ihr Lohn- 
und Kostenniveau nach einem Beitritt 
dem unsrigen angleichen. Hier bedarf es 
längerfristiger Übergangsregelungen auch 
zum Schutz der polnischen Landwirt­
schaft. Die politische Integration dieser 
Länder darf nicht mehr von der Anpas­
sung der -  zweifelsohne -  schwierigen 
Marktdetails abhängen.
Eine großräumige Verlagerung der Milch­
erzeugung national und international als 
Konsequenz einer falsch angesetzten Li­
beralisierung ist gegen die Interessen der 
Verbraucher/innen, für die Regionalität 
und Umweltstandards immer wichtiger 
werden. Bei 15 Mio. Arbeitslosen in der 
EU und fast 4 Mio. in Deutschland geht es 
hier auch um den Erhalt von Arbeitsplät­
zen. Wir brauchen auch nach 2006 weiter­
hin ein flexibles Sicherungsnetz für die 
Milcherzeugung. Ein ersatzloses Auslau­
fen der Quote ist nicht vertretbar.

Bernd Voss,
Mitglied im Bundesvorstand der AbL
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Im Herbst letzten Jahres stand bei uns 
im Betrieb -  wie schon so oft -  mal 

wieder die ständige Arbeitsüberla­
stung von Jürgen, seines Zeichens 
landwirtschaftlicher Betriebsleiter, zur 
Diskussion. Bis zu drei Stünden Stall­
arbeit pro Melkzeit trotz tatkräftiger 
Mithilfe der Eltern, da bleibt kaum 
noch Zeit für die anderen betrieblichen 
Arbeiten, die allein eigentlich schon 
eine ganze Arbeitskraft beanspruchen. 
Dementsprechend wird der Feierabend 
immer weiter in Richtung Geisterstun-

Betriebsspiegel:
41 ha Grünland,
10 ha Acker,
25 ha Wald,
45 rotbunte Kühe mit Nachzucht,
20 Mastbullen/Jahr, 100 Hühner 
Der Hof liegt im Sauerland/Westfalen 
(350 m ü. NN) und wird von Dorothees 
Mann Jürgen gemeinsam mit seinen El­
tern bewirtschaftet.

de verschoben, mit der Folge, daß auch 
das morgendliche Aufstehen mit den 
Hühnern immer später wird.
Also mussten endlich einschneidende 
technische Maßnahmen zur Arbeits­
zeitverkürzung ergriffen werden: Mel­
kroboter? Viel zu teuer! Automatische 
Melkzeugabnahme? Nicht bei unseren 
ehrwürdigen Altkühen mit den welken 
Hängeeutem. Futtermischwagen? 
Bringt zwar Muskelkraftentlastung, 
aber wenig Zeitersparnis.
Nach langem Hin und Her einigten wir 
uns auf einen Kälbertränkeautomaten. 
Bei 45 aufgezogenen Kälbern im Jahr 
erschien uns diese Investition sinnvoll 
zu sein.
Ein preisgünstiges Vorführgerät war 
bald aufgetrieben, und in weiser Vor­
aussicht auf die BSE-Milchaustau- 
scherkrise entschieden wir uns für eine 
kombinierbare Milchpulver- und Voll­
milchtränke. Nach einem einfachen

Umbau der 13 Einzelboxen in unserem 
Kälberstall zu zwei schönen Gruppen­
ställen und der fachgerechten Installa­
tion des Gerätes in einer ausgedienten 
Telefonzelle begannen wir mit vier jun­
gen Kälbern, die sich schnell einge­
wöhnten und sichtlichen Spaß an der 
neuen Lauf- und Saufumgebung hat­
ten. Mit dem anfangs ausschließlich 
verwendeten Milchpulver klappte die 
Sache wirklich gut, kaum Reinigungs­
aufwand und alle Kälber rund und ge­
sund.
Nicht ins Kalkül gezogen hatten wir al­
lerdings die hohe Hemmschwelle der 
Altenteilerin gegenüber der neuen 
Technik, Bisher überwiegend mit der 
Versorgung der Kälber betraut, ver­
suchte sie nun, neugeborene Kälber 
weiterhin möglichst lange mit der Ei­
mertränke zu beglücken, und lehnte 
jede weitere Zuständigkeit in dieser 
Sache ab. Spätestens gegen Ende des

Die Stahlkuh

J etzt ist sie Gott sei Dank bald über­
standen, die Zeit der Kürbisköpfe, 

kelette und Halloween-Partys. Ich 
habe einige Kürbisse zum Masken­
schnitzen verkauft, der Großteil der 
riesengroßen oder kuriosen Kürbisse 
wird aber immer noch für herkömmli­
che Herbstdekorationen oder zum Ko­
chen eingekauft. In den letzten Jahren 
scheint jedoch der Halloween-Kult im­
mer mehr überhand zu nehmen; nicht 
mein Geschmack, aber die Leute fin­
den es toll; Hauptsache mal wieder was 
Neues aus dem Land derunbegrenzten 
Möglichkeiten und schön kommerziell 
aufgemacht, dann fliegen alle drauf 
und der Rubel kann rollen. Die Dekora­
tionsindustrie hat eine neue Marktlü­
cke gefunden und die Bevölkerung 
kann dann fast direkt im Anschluß 
dazu übergehen die Weihnachtsdeko­
ration aufzuhängen und Christstollen 
zu backen.
Irgendwie scheinen sich auch nicht 
mehr viele Zeitgenossen daran zu stö­
ren, dass die ersten Osterhasen bereits 
kurz nach Silvester in den Regalen lie­
gen und es eigentlich keine Advents­
zeit mehr gibt, sondern nur noch eine 
Weihnachtszeit, die bereits kurz nach 
Allerheiligen beginnt. Ich reagiere auf 
diese Dinge richtig allergisch und frage 
mich zum hundertstenmal, warum so 
viele Menschen heute nicht mehr alles

Milchwirtschaftsjahres, als die erzeug­
te Milchmenge wieder bedrohlich über 
unser Milchkontingent hinauswuchs 
und die Übermilch nicht durch kühl­
truhenblockierendes Buttem, sondern 
sinnvoll für die Kälberaufzucht ver­
wendet werden sollte, wurde die Folge 
unserer Fehleinschätzung deutlich: 
Die Verfütterung von Vollmilch erfor­
dert nämlich täglich einen komplizier­
ten Spülvorgang des Tränkeautoma­
ten, der zusammen mit dem Nachfül­
len der Milch mindestens eine halbe 
Stunde dauert. Diese Tätigkeit blieb 
jetzt Jürgen -  häufig auch mir -  Vorbe­
halten, so daß sich die angestrebte Ar- 
beitserspamis ins Gegenteil verkehrte. 
Erst im Laufe der Zeit, als sich die Käl­
ber im Gruppenstall immer propperer 
entwickelten, kam es zu einer zögern­
den Annäherung zwischen der Alten­
teilerin und dem Tränkeautomaten. 
Die Wende brachte dann ein viertägi­
ger Kurzurlaub von Jürgen und mir: 
Aus einem tief wurzelnden Verantwor­
tungsgefühl gegenüber den Kälbern 
heraus ließ sich die Schwiegermutter 
widerwillig und unter Zuhilfenahme 
umfangreicher handschriftlicher Ge- 
brauchsanleitungen in die Funktions­
weise des Gerätes einweisen, und seit­
dem ist der Damm gebrochen. Die Käl­
beraufzucht obliegt jetzt wieder gänz­
lich der Schwiegermutter, die dabei ge­
genüber früher sichtlich entlastet ist, 
und Jürgen hat die Arbeit des Kälber- 
aUtomaten-Bedienens vom Halse. So 
richtig weniger Arbeit hat er allerdings 
nicht -  vielleicht sollten wir jetzt doch 
mal mit dem Sparen für einen Melkro­
boter anfangen!?

Dorothee Biermann

Zu seiner Zeit
zu seiner Zeit erleben, genießen und 
essen. Wir essen jedenfalls keine Toma­
ten zu Weihnachten und keine frischen 
Erdbeeren im März und unser Angebot 
in der Direktvermarktung ist sehr sai­
sonabhängig, womit ich manchmal 
schon zuerst auf Bedauern bei den 
Kunden stoße. Wenn ich aber dann er­
kläre warum es eben im Sommer keine 
geräucherten Schinken und im Winter 
keine frischen Hähnchen gibt, stoße 
ich eigentlich nur auf Verständnis und 
bekomme gleich eine Vorbestellung für' 
den nächsten Termin. Das Aufklä­
rungsbedürfnis über viele einfache Zu­
sammenhänge in der Nahrungsmittel­
herstellung ist bei vielen unserer Kun­
den auf jeden Fall sehr groß. Außerdem

habe ich manchmal den Eindruck, 
manche Menschen lechzen geradezu 
nach Dingen, die nicht jederzeit und 
überall verfügbar sind. Suchen sie nur 
Akzente im Konsumbrei oder kommt 
vielleicht irgendwann doch wieder ein­
mal das Bewusstsein für die rechte Zeit 
und den rechten Platz der Dinge in die 
Gesellschaft zurück? Ich wünsche mir 
letzteres und versuche es auch selbst 
zu leben und an unsere Kinder weiter­
zugeben. Für mich hat das auch viel 
mit Bäuerlichkeit zu tun: abwarten 
können, Geduld üben, rechtzeitig das 
richtige tun, sich Zeit nehmen zur 
rechten Zeit. Und das nicht nur im 
Lauf der Jahreszeiten. Das eigene Le­
ben nach diesen Werten auszurichten

Betriebsspiegel:
Nebenerwerbsbetrieb mit 2,5 ha Grün­
land, 5,5 ha Ackerland in Unterfranken 
Direktvermarktung von 60 Schweinen, 
einigen Rindern, Puten, Hähnchen, En­
ten, Gänsen, Eiern, Kartoffeln und et­
was Gemüse

ist manchmal auch nicht leicht. Oft 
fürchtet man doch etwas zu verpassen 
im Leben, wenn man nicht mit­
schwimmt im Strom, die Dinge nicht 
gleich furchtlos anpackt, auch mal eine 
gute Gelegenheit sausen lässt. Für den 
betriebswirtschaftlichen Erfolg sicher 
unausweichliche Erfordernisse.
Fürs Leben an sich: vielleicht doch 
nicht ?!!! Edith Sachse, 33 Jahre
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„Bio-f" vom 
Metzger

W ie der Deutsche Flei­
scher-Verband m itteilt, 
haben sich die kleinen 
und m ittelständischen 

Metzgereien nach dem 
BSE-Schock w ieder 

erholt. Regional ausge­
richtete M etzger konnten 

sich gegenüber den 
Fleischtheken der Super­

m ärkte profilieren, der 
M arktanteil des Fleischer­
handwerks sei von 48 auf 

50 Prozent gestiegen. In 
speziell gekennzeichne­
ten M etzgereien soll ab 

2002 verstärkt Biofleisch 
unter der M arke „B io-f" 
angeboten werden, en

Konventionelles-Siegel -  Quo vadis?
Ohne deutliche Kriterien hat es das zweite Zeichen schwer, doch die will der Bauernverband nicht

ieder kennt sie, keiner weiß was sie be­
deuten. In deutschen Supermärkten fin- 

en sich hunderte verschiedener Kennzei­
chen und Siegel. Kaum ein Produkt, auf 
dem nicht mindestens ein Zeichen pran­
gert, was dem Verbraucher eine höhere 
Qualität suggerieren soll. Doch der Ver­
braucher ist schlichtweg überfordert. Kein 
Wunder -  selbst Insider von Verbraucher­
zentralen und Lebensmittelindustrie ken­
nen oft nicht die Kriterien, nach denen die 
Siegel vergeben werden.
In dieser Situation kam die neue Verbrau­
cherministerin Anfang des Jahres daher 
und kündigte in ihrer Regierungserklä­
rung an, dass sie durch zwei staatliche 
Standards für Ökoprodukte und konven­
tionelle Lebensmittel mehr Durchblick

Fürs Kind ohne, fürs Vieh mit Gentechnik - so stellt sich das der Bauernverband bei 
dem konventionellen Siegel vor. Foto: Eisenberg

Fleischwaren- 
Insolvenz

Die Gebr. Schulte Fleisch­
waren AG hat nach dem 
BSE-bedingten Einbruch 
des Rohwurstgeschäfts 

Insolvenz beantragen 
müssen. Den letzten Aus­
schlag gab laut Handels­

blatt die Ankündigung 
der „W iesenhof"-Gruppe, 

ihre Geflügelwurst künf­
tig woanders hersteilen 

zu lassen. Der Wurst- und 
Fleischwarenhersteller 
Schulte („H eid länder") 
hat 800 Arbeitnehm er 

beschäftigt und zuletzt 
270 M io. DM Jahresum ­

satz gem acht. Um die 
Übernahm e bemühen 

sich laut Handelsblatt die 
Fleischverarbeiter Gause- 

pohl, Barfuss und 
Tönnies. en

auf dem Markt erreichen will.
Ihr erstes Ziel, ein gemeinsames staatli­
ches Zeichen für alle Ökoprodukte hat sie
-  wenn man es mit der jahrelangen Dis­
kussion der AGÖL-Verbände um das Öko­
prüfzeichen vergleicht -  in erstaunlich 
kurzer Zeit auf den Weg gebracht. Natür­
lich gab und gibt es an diesem Zeichen be­
rechtigte Kritik. Insgesamt aber sind gera­
de die meisten Umwelt- und Verbraucher­
verbände froh, ein einheitliches Ökosiegel 
zu haben, das Klarheit für den Verbrau­
cher schafft und von staatlicher Seite fi­
nanziell gepusht wird.

Logo „ohne Vollspalten"?
Gewaltig hapert es dagegen bei dem anvi­
sierten zweiten Siegel. Die Kriterien für 
eine Vergabe, so wurde aus dem Ministeri­
um im Frühjahr verlautbart, sollten sein: 
artgerechte Tierhaltung, kein prophylakti­
scher Medikamenteneinsatz, saubere Fut­
termittel ohne Leistungsförderer und 
ohne Gentechnik, eventuell auch Vorrang 
für Regionalprodukte.
Eine interessante Vorstellung: Verbrau­

cher, die an Hand eines Logos sofort er­
kennen könnten, ob z.B. Eier aus Batterie­
haltung oder aus dem Freiland kommen, 
das Schweinefleisch auf Vollspaltenböden 
produziert wurde oder ob in den Futter­
mitteln Leistungsförderer und Gentech­
nik drin war.
Dass die Diskussion um die Vergabe eines 
konventionellen Siegels schwer werden 
würde war daher allen Marktbeteiligten 
von Anfang an klar. Zu viele unterschiedli­
che Interessen von Herstellern, Erzeugern 
und Handel tummeln sich da.
Der Bauernverband liebäugelt mit einer 
Regelung, bei der alle seine Mitgliedsbe­
triebe unabhängig von Aufstallungsform, 
Betriebsgröße und Industrialisierungs­
grad mitmachen können. Daher der 
Wunsch, die Standards möglichst niedrig 
zu halten. Am ehesten kann man sich 
wohl Veränderungen beim Tierfutter vor­
stellen (kein Tiermehl, teilweiser Verzicht 
auf antibiotische Leistungsförderer, nur 
Futterbestandteile aus Positivliste), da 
hier die Futtermittelindustrie gefragt ist 
und nicht so sehr der landwirtschaftliche 
Betrieb.
Die Kritik einiger Umwelt- und Ökover­
bände kam von ganz anderer Seite. Sie be­
fürchten, dass durch ein „gutes“ konven­
tionelles Siegel Verbraucher statt zum 
Ökoprodukt zu konventioneller Ware grei­
fen könnten und außerdem Markefinggel- 
der statt ins Ökosiegel ins zweite Siegel 
fließen könnten.

Siegel für Gesetzestreue?
Als wenn es nicht schon genug Probleme 
gäbe, musste VerbraUcherministerin Kü­
nast auch noch erkennen, dass sie selber 
kaum Möglichkeit hat, ein staatliches Sie­
gel für konventionelle Produkte durch­
setzten, wenn die Kriterien nicht erkenn­
bar über dem gesetzlichen Standard lie­
gen. Bei niedrigem Standard würden deut­
sche Produkte mit einem staatlichen Zei­
chen gegenüber Produkten aus anderen 
EU-Staaten bevorteilt, was eine unlautere 
Wettbewerbsverzerrung im europäischen 
Markt darstellen würde, so der Vorwurf 
aus Brüssel. Also musste eine privatwirt­
schaftliche Lösung her. Frau Künasts Er­
findung, das sogenannte magisches 
Sechseck, bestehend aus Lebensmittel- 
herstellem und Handel, Fleischwirt­
schaft, Futtermittelindustrie, Bauernver­
band und Verbraucher, machte sich auf 
den Weg, allerdings ohne Verbraucher/Der 
Berg kreiste und gebar zur Nahrungsmit­
telmesse Anuga in Köln vor wenigen Ta­
gen QS!
Diese Buchstabenkombination steht for­
mal für die Qualität und Sicherheit 
GmbH, inhaltlich allerdings eher für

Quatsch mit Soße. Denn bei der Vorstel­
lung des vollmundig angekündigten „zu­
kunftsweisenden, vorbildhaften Konzepts 
der Qualitäts- und Herkunftssicherung 
von Lebensmitteln“ stellte sich heraus: 
Statt klarer Vergabekriterien mit höheren 
für den Verbraucher nachvollziehbaren 
Anforderungen an Erzeugung, Verarbei­
tung und Produktsicherheit verspricht 
dieses Siegel bisher nur, dass man sich an 
die gesetzlichen Auflagen und Standards 
hält, dies aber zukünftig stärker überprü­
fen werde. Na dann Mahlzeit.
Umwelt- und Verbraucherverbände mel­
deten sich massiv zu Wort und zeigten sich 
über das Niveau des angebliche Gütesie­
gel besorgt bis belustigt. Das konnte und 
wollte dann selbst Frau Künast nicht mehr 
mitmachen und drohte ihre Unterstüt­
zung für dieses Siegel zurückzunehmen. 
Und ohne die Zustimmung des Verbrau­
cherministeriums wird der Handel diese 
Regelung-ebenfalls ablehnen.

Versperrte Wege?
Noch sind die Kriterien für den Bereich 
Landwirtschaft nicht endgültig festgelegt. 
In der vorliegenden Form jedoch hat die­
ses Siegel sicherlich keine Zukunft. Des­
wegen darf man gespannt sein, mit wel­
chen neuen Angeboten das magische 
Fünfeck nun das Qualitätssiegel schmack­
haft machen wird. Angeblich ist man be­
reit, auf den Einsatz von antibiotischen 
Leistungsfördem bei Tieren über 40 kg Le­
bendgewicht zu verzichten. Und auch der 
Ausschluss von genmanipulierten Futter­
mitteln nach einer bestimmten Über­
gangszeit wird derzeit heftig diskutiert. 
Doch ausgerechnet der Bauernverband 
sträubt sich gegen eine Aufnahme dieses 
Kriteriums, als wollte er stellvertretend 
die Interessen der Gentech-Industrie ver­
treten. Ebenso verhindert der Bauernver­
band derzeit, bestimmte Haltungsbedin­
gungen wie Vollspaltenböden als Aus- 
schlüsskriterium einfließen zu lassen, ob­
wohl gerade das Thema Tierschutz beim 
Kaufentscheid besonders wichtig ist. Mit 
seinem rückwärtsgewandten weiter so 
verschläft der Bauernverband nicht nur 
die Entwicklungen beim Zeichen und in 
der EU, sondern versperrt seinen Land­
wirten auch Zukunftschancen im deut­
schen Markt.
Aber die Diskussionen auch innerhalb des 
Verbandes sind noch nicht abgeschlossen, 
ebenso wenig ist klar, ob Ministerin Kü­
nast das Zeichen unterstützen wird oder 
nicht -  es wird von den Kriterien abhän- 
gen, auf die sich die Stufe Landwirtschaft 
einigt, Quatsch oder Qualität, noch ist die 
Entscheidung nicht gefällt.

Martin Hofstetter
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Schön, dass sie hier sind
Rückblicke und Ausblicke zum Tag der Regionen

Was haben denn die mit dem Tag der 
Regionen zu tun?:

Der Großhandel für internationale 
Spezialitäten, vertreten mit 18 Sorten 
Kaffee und Cocktails mit Absinth, der 
Dritte-Welt-Laden aus Coburg und die 
Glasbläserin ist auch nicht aus Unter- 
siemau?
Die gleichen Fragen wurden auch in 
Neustadt bei Coburg gestellt. Denn bei 
der Podiumsdiskussion zum Thema 
„Was nehme ich eigentlich zu mir?“ ka­
men die Podiumsmitglieder aus ganz 
Deutschland und Österreich.
„Was wollen die Anderen/ die Fremden 
hier, was habe ich mit ihnen und die

sames zu erleben, an dem wir durch 
Gemeinschaft profitieren, und dem 
Austaüsch mit den meist Ortsansässi­
gen, eine ganze Menge zum Teil recht 
sperriger Fragen:
-  Was ist eigentlich eine Region? Wie 
kann eine Region definiert werden oder 
muss sie für jeden Zusammenhang neu 
definiert werden?
-  Leben andere Menschen auch in Re­
gionen? Welche Verantwortung ent­
steht daraus für mich? Welcher Bezug 
ist da, zu meinem Leben, zu meinen 
ökonomischen, Ökologischen und so­
zialen Bedürfnissen?
Kaffee wächst ganz offensichtlich nicht

Aktion: UNser Brot
W iederbelebt wurde im Kreis Unna die Zusam m enarbeit zwischen Bauern, ei­
nem Müller, und 12 Bäcker. Getreide aus der Region w ird beim M üller Dirk 
Sendker verm ahlen und ohne Zusatzstoffe von Bäckern in den einzelnen Städ­
ten zu einem speziellen Roggen Sauerteig-Brot verbacken. Für das Projekt UN ­
ser Brot haben sich die Bäcker Innung, die Innungskrankenkasse, die Verbrau­
cherzentrale NRW, der Kreis und der evangelische Kirchenkreis aus Unna zu­
samm engeschlossen. Präsentiert w urde das Brot am Tag der Regionen 2001.

„W ir wollen regionale Produkte auf den M arkt bringen," beschreibt Barbara 
Helberg-Gödde von der Ökologiestation das Ziel, „G erade in Anbetracht der 
vielen Lebensm ittelskandale w ill der Verbraucher wissen, w oher seine Nahrung 
kom m t."

mit mir zu tun?“ Irritiert hatte die Fra­
genden das selbstverständliche und 
freundliche Auftreten der „Fremden“, 
dass die sich hier so breit machen -  
„hier bei uns, aber wenigstens sind 
Leute aus dem Landkreis Coburg da­
bei. Und schön ist es ja doch, dass sie 
hier sind.“ So ergeben sich aus dem Tag 
der Regionen, der geprägt ist von einer 
Feststimmung und dem Spaß, Gemein­

Glasblasen, vor allem von Weihnachstschmuck ist ein altes Hand­
werk im Coburger Land. Fotos: Berger.

bei uns in der Region. Was habe ich da­
mit zu tun? Was hat mein Verhalten für 
Auswirkungen auf Land und Leute in 
denen Kaffe angebaut wird?
-  Und wie sieht es hier bei uns aus? Wie 
ist mein Verhalten in Bezug auf Dienst­
leistungen und Produkte von hier -  
was gibt es hier und wo?

Wachsender Erfolg
Auch dieses Jahr ist 
der Tag der Regio­
nen weiter gewach­
sen auf allen Ebe­
nen: Dorf -  Land­
kreis -  Land. An 
über 400 Veranstal­
tungsorten wurden 
bis auf das Saar­
land bundesweit 
Veranstaltungen 
durchgeführt. Al­
lein in Bayern gab 
es rund 200 Veran­
staltungen: wie die 
Geschmacksschu­
len mit Spitzenkö­
chen von Euroto- 
ques in Kreis Hof 
in Selbitz-Langem, 
oder der Aufbau 
des Kreisels -  dem

In Untersiemau im Landkreis Coburg gab es am Tag der Regionen von einem Spezialitäten­
händler Absinth zu verkosten, ein Anisschnaps aus Frankreich und der Schweiz

Symbol des Tages -  aus einer regiona­
len Wagenburg, in dessen Innern die 
Aktionen stattfanden in Neumarkt in 
der Oberpfalz (siehe Kasten).
Aber auch inhaltlich hat sich der Tag 
weiterentwickelt. Die Frage der Podi­
umsdiskussion „Was nehme ich eigent­
lich zu mir? “ reicht weit über das Essen

en. So sind Versuche naheliegend, die 
Aktionen in eigene Bahnen zu drängen 
und für sich zu benutzen. Hier gilt, es 
präsent zu sein und für das Neue Raum 
zu schaffen.
Es bedarf offensichtlich der Übung und 
des Ausprobierens, sich in Gemein­
schaft auf den Weg zu machen und die

Spektakel auf Festplatz mit „Neumarkt":
M it einer Logoauszeichnung für regional erzeugte und verarbeitet Produkte 
w ill das Regionalm arkenprogram m  „N eum arkt" Zeichen gegen die globalisier­
ten Lebensm ittelskandale setzen. Und so präsentierten sich auf dem Festplatz 
Neum arkter Lammsbräu, die Hofkäserei Hollweck „N eum arkt" Leberkäs' und 
„N eum arkt" Bierspezialitäten. Zusätzlich gab es Produkte rund um das Altmül- 
taler Lamm.

hinaus. Geräusche, Gerüche werden 
ebenso aufgenommen. Geladen waren 
Künstler, Politiker und Manager aus 
der Industrie um einen neuen Dialog 
zu führen. Denn Regionalität könne 
sich schnell der Provinzialität annä- 
hem, erläuterte eine Veranstalterin. 
Gewachsen ist der Tag der Regionen 
auch an den Beteiligten. Er wird von 
immer mehr Menschen getragen. Es 
wird auch deutlich, dass die vorherr­
schenden globalen und regionalen ge­
sellschaftlichen Strukturen hinderlich 
sind für eine Neuausrichtung unserer 
Lebenszusammenhänge. Viele Men­
schen, besonders diejenigen mit Pos­
ten und Postchen und hierarchischer 
Weitsicht, halten mit aller Kraft an ih­
rer „Macht“ fest und betrachten freie, 
ungebundene Aktionen mit Misstrau-

Fähigkeiten und Schätze der Einzel­
nen zu würdigen, sichtbar zu machen 
und für die Gemeinschaft nutzen zu 
können.

Aussichten
Um im Januar 2002 auf Bundesebene 
gehen zu können, wird der Tag der Re­
gionen ein neues Aktionsbündnis 
gründen -  die AbL wird dabei sein. 
Und es bedarf noch einer Menge Rü­
ckenwind, damit wir es als ABL und 
vor allem als Bauern sichtbar werden 
und der Tag der Regionen mit uns und 
von uns gestaltet und getragen wird. 
Damit Raum entstehen kann für die 
Zukunft.

Jasmin Berger, Mitinitiatorin des 
Tags der Regionen und Mitglied im 

Bundesvorstand der AbL
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Zurück in den Vollerwerb gehen
Der Geschäftsführer von Neuland Lüneburg, Tilman Uhlenhaut, im Gespräch über die Entwicklung von Neuland in Niedersachsen im letzten Jahr, 

neue Schritte und zu den Bestandsobergrenzen.

Wie hat sich Neuland seitdem Ver­
künden der Agrarwende vor gut 
neun Monaten entwickelt?
Neuland ist deutlich gewachsen, weil 
Neuland auch die Kraft dafür hatte zu 
wachsen. Wir hatten Anfang des Jahres 
genug Tiere auf den Betrieben stehen, 
so dass wir ohne strukturelles Wachs­
tum Tiere hatten. Die Vermarktungs­
quoten gerade bei Schweinefleisch in 
den letzten Jahren ließen dies zu.
Im Mai auf der Gesellschafterver­
sammlung haben wir sieben neue Be­
triebe aufgenommen, dafür haben 20 
Betriebe, die schon länger Gesellschaf­
ter bei uns waren, ihre Anteile und da­
mit ihren Lieferumfang deutlich er­
höht. So hat die Erzeugung um 20 % 
zugelegt, indem Bauern Ställe aus- 
oder umgebaut haben. Es gab ein hohes 
Interesse von neuen Betrieben an Neu­
land. Bisher haben wir 140 Betriebe in 
der Neuland-Gesellschaft in Nieder­
sachsen.

Welche Betriebe haben bei Neuland 
aufgestockt oder sind neu dazuge­
kommen?
Sowohl Rinder- als auch Schweinebe­
triebe haben aufgestockt. Wir haben 
Rinderbetriebe dazugenommen, was 
Anfang des Jahres ein bisschen kri­
tisch war. Dieses Jahr werden wir 
mehr Rinder von Neulandbetrieben 
vermarkten als im letzten Jahr. Und 
das trotz der Zurückhaltung von Ge­
meinschaftsverpflegungen bezüglich 
Rindfleisch.
Bei Schaf- oder Lammbetrieben hat 
sich wenig geändert. Da sich der Nach­
fragezuwachs sich vor allem auf den 
Schweinebereich konzentriert hat, ha­
ben wir dort auch gezielt gesucht. Und 
wir suchen auch nach wie vor noch 
neue Schweinehalter, die sich bei der 
unten angegeben Nummer über Mög­
lichkeiten mit Neuland informieren 
können.
Im Bereich der Vermarktung sind sechs 
Fleischerfachgeschäften sowie zwei 
Gemeinschaftsverpflegungen neu 
dazu gekommen. Der Umsatz ist auf 
die Produkte bezogen um ein Drittel 
gestiegen. Doch da wir ab Mitte des 
Jahres mit dem Angebot an Tieren 
nicht mehr mit der Nachfrage mithal­
ten konnten, wollen wir, wenn mehr 
Betriebe umgestellt haben, auch weite­
re neue Kunden gewinnen. Unser Ziel 
einer Steigerung der Erzeugung von 
30 % erreichen wir wegen die Umstel­
lungszeiten voraussichtlich im Früh­
jahr 2002.

Gab es noch andere Veränderun­
gen?
Die Kosten, die mit BSE verbunden 
sind,- haben uns betroffen wie andere, 
obwohl wir ja seit 12 Jahren ein Verbot 
der Tiermehlverfütterung bei Neuland 
haben. Beim Rind haben wir 80% hö­
here Schlachtkosten als letztes Jahr. 
Die Schlachthöfe geben die Kosten für 
die Beseiti­
gung des Ri­
sikomateri­
als und für 
Konfiskate 
eben weiter.
Wir haben 
die Kosten 
auf Land­
wirte, die 
Neulandge­
meinschaft 
und die Ab­
nehmer ver­
teilt. Das ist 
eine erhebli­
che zusätzli­
che Bela­
stung, zumal stabile Preisen für Erzeu­
ger und Kunden ein Markenzeichen 
von uns sind. Auch bei Schweinen gibt 
es Konfiskatkosten, was zu 30 % höhe­
ren Schlachtkosten geführt hat.

Welche anderen Auswirkungen hat­
te die BSE-Krise auf Neuland?
Nach BSE und MKS sind wir stark mit 
Verbraucherverunsicherung konfron­
tiert worden. Eine massive Verbrau- 
chemachfrage nach Information setzte 
ein. Toll war, dass wir durch den Neu­
landverbund einen großen Fächer an 
qualifizierten Stellen haben, die solche 
Fragen beantworten konnten: Berater, 
der Neuland-Verein und die Trägeror­
ganisationen.
Diese Krise hat auch eine ganze Menge 
in Gang gesetzt: welcher Verbraucher 
wusste schon vorher, was Milchaustau­
scher ist oder dass Kälber grundsätzlich 
in der Milchviehhaltung ganz früh von 
der Mutter weggenommen werden. Das 
ist erst mal ein Schritt weg von dem Bil­
derbuchverständnis über Landwirt­
schaft. Aber Landwirtschaft ist eben 
auch nicht nur ein Bild über Tierquäle­
rei wie Bullen lebend an den Hinterläu­
fen in irgendwelche Frachter hereinzu­
ziehen. Das Bild dazwischen sieht nicht 
mehr so aus wie Anfang des Jahrhun­
derts, sondern hat sich weiterentwi­
ckelt. Das Interesse der Verbraucher, 
sich damit vermehrt auseinander zu set­
zen war zu spüren. Das fand ich gut.

Durch die EU-Bio-Verordnung sind ja 
auch im Ökolandbau schärfere Be­
stimmungen für artgerechte Tierhal­
tung durchgesetzt worden, wie 
mehr Ausläufe. Was ist noch das Be­
sondere an Neuland?
Zentral für Neuland und einzigartig 
ist, bäuerlichen Betrieben die Chance 
zu geben, in einer bäuerlichen Produk­

tion das Betriebseinkom­
men zu erzielen und nicht in 
der Massentierhaltung. Das 
heißt, dass Bestandsober­
grenzen ein zentraler Punkt 
in den Richtlinien sind. Und 
der ist so nirgendwo anders 
zu finden.
Besonders ist bei Neuland 
ist, dass wir den Tieren plan­
befestigte Flächen auf dem 
gesamten Betrieb anbieten. 
Die Tiere haben eine einge­
streute Fläche zur Verfü­
gung, das ist neben der Frei­
land- oder Auslaufhaltung 
außergewöhnlich.
Sicher haben wir auch die 

Informationen zu liefern, was ist der 
Unterschied zwischen Neuland und 
Ökolandbau. Wir haben die Hauptauf­
gabe, Verbrauchern gutes Fleisch zu 
liefern und Verbindungen herzustellen 
zwischen Erzeugern und Kunden.
In den Diskussionen mit Verbrauchern 
habe ich gemerkt, es klappt nur, wenn 
wir beides bieten: Prozessqualität mit 
Ansprüchen wie Bäuerlichkeit und 
Tiergerechtigkeit. Aber auch die Pro­
duktqualität muss stimmen. Verbrau­
cher bleiben nur dabei, wenn sie auch 
eine gute Fleischqualität bekommen. 
Unsere Perspektive ist es, die 10-20% 
der Verbraucher zu erreichen, die alter­
nativ erzeugte Fleisch und Wurstwaren 
beziehen möchten. Unser Ziel ist es 
jetzt erst recht, dass wir Bäuerinnen 
und Bauern eine Perspektive bieten 
können. Auch denjenigen, die sich eine 
Zukunft für sich selber aufbauen wol­
len, die vielleicht sogar den Schritt aus 
dem Nebenerwerb wieder in den Voll­
erwerb zurückgehen.

Welche Schritte stehen kurz- und 
mittelfristig an?
Auf politischer Ebene wird Neuland 
immer als Kriterienkatalog gebraucht, 
wenn man Tiergerechtigkeit beschrei­
ben will. Wir beraten, geben Betrieben 
Informationen, versuchen eine Vor­
stellung zu vermitteln, wie sie sich be­
triebswirtschaftlich selber entwickeln 
können. Wenn die Erzeugung angestie­

gen ist, können wir Kunden, die jetzt 
noch auf Warteliste stehen, mit hoher 
Qualität bedienen.
Wichtig ist, dass in Zeiten mit hoher 
Nachfrage nicht in eine Qualitätslücke 
zu geraten, weil man ja alles verkaufen 
kann, Hauptsache es ist Neuland.

Die letzte Frage bezieht sich auf den 
Beschluss der AbL, der Anhebung 
der Bestandobergrenzen von Neu­
land zu zustimmen. Wie wird Neu­
land Lüneburg, die Bevorzugung 
von kleinen und mittleren Betrieben 
bei der Vermarktung in schwierigen 
Zeiten organisieren?
Wir haben die Anhebung der Bestand­
obergrenzen vorangetrieben, auch weil 
wir uns auf Diskussionen in der AbL 
berufen, wie man Höfe in den neuen 
Ländern mit in die AbL einbinden 
kann. Unser Vorschlag bezieht sich auf 
die Anbindung an Arbeitskräfte. Für 
mich wichtig war, dass die ABL sagt, 
dass die Betriebe, die aktiv sind und 
durch die Arbeit auf ihren Höfen etwas 
erreichen wollen mit in den Vorder­
grund gestellt werden.
Die Diskussion, die dann über Bevor­
zugung kleiner und mittlerer Betriebe 
kam, haben wir gerne aufgenommen. 
Innerhalb der Neuland GmbH haben 
wir von Anfang an genossenschaftliche 
Prinzipien eingeführt, dass jeder Ge­
sellschafter eine Stimme hat, gleich 
welchen Kapitaleinsatz er gezeichnet 
hat. Bislang haben wir über Lieferver­
träge und Tieranmeldungen, die von 
den Landwirten selbst geschrieben 
werden, nach Qualität entschieden. 
Bei Überangeboten ist der soziale Aus­
gleich über die Liefermöglichkeit für 
jeden Betrieb gleich welcher Größe ge­
schehen.
Als Drittes ist unser Transporterstat- 
tungssystem zu nennen, jeder Land­
wirt, der an uns liefert, bekommt die 
gleiche Transportpauschale -  gleich ob 
für 2 oder 20 Tiere. Damit gewährleis­
ten wir die Bevorzugung oder Gleich­
behandlung von den Betrieben. Vor­
aussichtlich werden wir die Lieferver­
träge der Landwirte so anpassen, dass 
die kleineren Betrieb bei neuen Ober­
grenzen gleichbehandelt werden.

Vielen Dank für das Gespräch

Kontakt zu Neuland Lüneburg: T.04131- 
45242 oder unter www.neulandfleisch.de, 
für umstellungsinteressierte Landwirte: 
Mi u. Fr. Karsten Pleuß, T. 04131-46099

http://www.neulandfleisch.de
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Ohne Sommerloch vermarktet
Bäuerinnen und Bauern des Neuland-Programms erzählen über ihre Erfahrungen und Pläne

M“[an hatte nicht mehr immer was 
da, wenn die Kunden kamen“, er­

zählt Gisela Hedfeld. „Zu Beginn der 
BSE-Krise war es chaotisch.“ Im Ne­
benerwerb bewirtschaften sie und ihr 
Mann einen Neuland-Betrieb mit sie­
ben Sauen, Mastschweinen und 500 
Legehennen. „Dieses Jahr gab es kein 
Sommerloch beim Verkauf. Und jetzt 
im Herbst steigt die Nachfrage wieder 
an“. Dem stimmt Frederike Jostmann, 
die mit ihrem Mann einen 60 Sauen 
Neulandbetrieb betreibt zu: „Selbst im 
Sommer gab es keinen Einbruch und 
wir mussten keine Ferkel schieben“. 
Der Absatz von Neulandfleisch läuft 
gut, bei Gisela Hedfeld sind 25 bis 30 
Prozent der Neukunden dabeigeblie­
ben.
Den Einstieg in die Direktvermarktung 
fand auch Martin Steinmann dieses 
Jahr. Bisher hatte er seine Schweine an 
die Neuland-Vertriebs GmbH nach 
Bergkamen geliefert. Doch jetzt lässt er 
von einem Metzger im Dorf zwei bis 
drei Schweine zerlegen und vermarktet 
sie selbst.

Grenzen angehoben
„Schön wenn wir die Anhebung der 
Bestandesgrößen umgehen könnten,“ 
merkt Gisela Hedfeld an. „Aber nach 
vielen Diskussionen mit anderen Bau­
ern von Neuland-Betrieben war mir 
klar, vor allem die Haupterwerbsbe- 
triebe kommen anders nicht hin.“ Jetzt 
wird Neuland, das Markenprogramm 
für artgerechte Tierhaltung, seine Be­
standsgrößen bei den einzelnen Tierar­
ten anheben: Von 60 auf 95 Sauen, von 
400 auf 600 Mastschweineplätze oder 
Sauen mit Eigenmast auf 500 Plätzen. 
Dass die Entscheidung die Obergren­
zen anzuheben jetzt fällt, ist kein Zu­
fall. Über artgerechte Tierhaltung wird 
heute anders diskutiert als noch vor ei­
nem Jahr. „Die Vermarktungssituation

Ob beim Scheuern...

ist gut, Neuland sucht neue Umstel­
lungsbetriebe, Metzger sind interes­
siert an dem Programm,“ führt Martin 
Steinmann, Bauer und für die AbL im 
Vorstand des Neuland-Vereins aus. Die 
anderen Neuland-Mitgliedsverbände 
BUND, Buko Agrarkoordination, 
Deutscher Tierschutzbund und die 
Verbraucherinitiative haben der Anhe­
bung der Obergrenzen zugestimmt. 
Die AbL hat dazu einen Vorschlag erar­
beiten wie das aussehen kann.

Entscheidung notwendig
Die Bestandsobergrenzen bei Neuland 
sind wichtig, um Bauern eine Einkom­
mensmöglichkeit auch bei kleinen und 
mittleren Beständen zu sichern und 
um nach außen zu zeigen, dass es jen­
seits des Wachsen oder Weichens noch 
andere Wege gibt. „Bei den Sauen ist 
die alte Obergrenze von 60 Tieren nicht 
mehr zu halten. Für Umstellungsinter­
essierte bietet sie auch keine Perspekti­
ve,“ erzählt Thomas Bettermann, der 
mit seiner Frau und seinen Eltern 40 
Sauen mit Eigenmast nach dem Neu­
landprogramm hält. Ob 400 oder 600 
Mastschweine die richtige Größe für 
eine bäuerliche Landwirtschaft seien, 
darauf mag er sich nicht festlegen. 
Dennoch „wir müssen schon aufpas­
sen, die Grenzen nicht zu sehr zu öff­
nen“, fügt Thomas Bettermann an. 
Gisela Hedfeld ist der Anhebung der 
Bestandsgrößen gegenüber zweifeln­
der: „Ich befürchte, dass wir in die glei­
che Wachstumsschraube hereinkom­
men wie die konventionelle Landwirt­
schaft“.

Beschluss gefasst
Inzwischen hat der Bundesvorstand 
der AbL der Anhebung der Öbergren- 
zen und der Betriebsflächen zuge­
stimmt. Daran sind zwei Bedingungen 
geknüpft: Kleine und mittlere Betriebe 
dürfen weder bei der Aufnahme noch 
bei der Vermarktung benachteiligt wer­
den. Bei Absatzproblemen sollen in der 
Höhe der bisherigen Obergrenzen die 
Betriebe bevorzugt vermarkten kön­
nen.
Als neue Flächenbegrenzung sind 300 
ha festgelegt worden, wenn je 100 ha 
eine Arbeitskraft nachgewiesen wer­
den kann. Damit ist der Arbeitskräfte­
besatz neu als Bezugsgröße eingeführt 
worden. Zusätzlich können 100 ha 
Grünland bewirtschaftet werden.

Wie weiter?
Eilig hat es keiner der befragten Neu­
land-Betriebe seinen Bestand aufzu­

... oder Duschen, die Schweine bei der Familie Hedfeld nutzen die Möglichkeiten der artge­
rechten Haltung. Fotos: Gödde

stocken. Auf dem 55 ha Hof von Fami­
lie Jostmann will man sich Zeit lassen, 
bevor wieder etwas auf dem Hof geän­
dert wird: „Wir haben gerade mit För­
dergeldern einen neuen Stall für unsere 
Sauen gebaut, da dürfen wir jetzt in 
den nächsten zwei Jahren nicht aufsto­
cken.“ Später könnten vielleicht die 18 
Milchkühe aufgegeben und stattdessen 
mehr Sauen gehalten werden, erwägt 
Frederike Jostmann.
Größere Neuerungen will die Familie 
Hedfeld erst angehen, falls sich einer 
der vier Söhne für die Landwirtschaft 
entscheidet. Ip der Zwischenzeit wer­
den erst mal die Legehennen aus dem 
zu dunklen Stall in den ehemaligen 
Kuhstall mit mehr Tageslicht umzie­
hen. Für Reinhard Hedfeld unterstützt 
das Neuland-Programm die Freude am 
Beruf. Vor allem die Festpreise, selbst 
als die konventionellen Preise bei der 
Hälfte lagen, schätzt er als stramme 
Leistung.

Umfeld geändert
„Als wir vor elf Jahren auf Neuland um­
gestellt haben, 60 Sauen das war schon 
was,“ erzählt Frederike Jostmann. Die 
Sauen auf Stroh zu halten fanden sie 
damals wie heute gut, nach dem Stall­
neubau sei auch die Arbeit weniger ge­
worden.
Doch heute gibt es kaum noch konven­
tionelle Saueh-Betriebe in dieser Grö­
ße, und welche mit Strohhaltung noch 
weniger. Die Landwirtschaft um Neu­
land ist gewachsen. So erstaunt es 
kaum, dass in Baden-Württemberg in 
den letzten neun Monaten vor allem 
Mutterkuhbetriebe zu Neuland dazu­
kamen. „Die Umstellung bei Sauenbe­
trieben ist am schwierigsten,“ erläutert 
Matthias Minister, Inhaber der Firma 
Neuland-Fleisch-Süd. Das Mittelfeld

r

zwischen sehr kleinen Nebenerwerbs­
betrieben und den Wachstumsbetrie­
ben fehlt bei Hennen und Sauen.

Nächste Schritte
Ein Ziel des Neuland-Programms ist, 
seinen Bauern ein Einkommen zu er­
möglichen von dem die Familien leben 
können und auf dem auch eine Zu­
kunft aufgebaut werden kann. Bislang 
hat auch Neuland die Kluft zwischen 
den Deckungsbeiträgen jewArbeitszeit *. 
zwischen Schweinemast und Sauen, 
noch nicht überwinden können. „Die 
viele Zeit im Stall bei den Sauen wird 
nicht entsprechend entlohnt,“ merkt V 
Frederike Jostmann an. Auch Thomaf 
Bettermann hält es für richtig zu disku- ‘ 
tieren, ob die Ferkelpreise so gerecht 
sind. Es sei schon immer so gewesen, 
dass der Mäster sein Geld verdient 
habe, der Ferkelerzeuger habe dann zu 
schlechten Zeiten auf dem Schwanz 
gesessen. In Zukünft will der Neuland- 
Verein diskutieren wie die Bezahlung 
der Arbeitszeit in der Sauenhaltung 
angeglichen werden kann.
Als nächste Schritte plant Neuland - 
Süd die Vorzüge von Neuland klarer zu 
bewerben. „Bei uns liegt die Kompe­
tenz für artgerechte Tierhaltung. Und 
wir sind ein Qualitätsprogramm, das es 
nur im Fachgeschäft beim Metzger zu 
kaufen gibt,“ betont Matthias Minister. 
Deshalb soll nächstes Jahr eine Kam­
pagne mit Metzgern gestartet werden. 
Bei der Diskussion um die Erweiterung 
der Obergrenzen war ein Punkt das 
ausreichende Einkommen für Bauern 
und Bäuerinnen. Wie eine Politik für 
ein ausreichendes Einkommen von 
Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 
aussehen kann, dazu sind sowohl in 
der AbL als auch bei Neuland noch 
weitere Diskussionen nötig. ms
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MKS noch nicht ausgestanden
Schutzübungen in Deutschland haben gezeigt, dass es hier schnell zu ähnlichen Szenarien wie in Großbritannien kommen könnte. 

Eine Änderung der Impfpolitik tut not!

Der Winter steht vor der Tür -  und 
mit ihm die Maul- und Klauenseu­

che! In England ist die Seuche wäh­
rend des ganzen Sommers trotz der 
Keulung von über 5 Millionen Klauen­
tieren bei m ehr als 2.000 Ausbrüchen 
nie ganz zum Stehen gekommen. Das 
nasse und kühle Wetter wird die Aus­
breitung des MKS-Virus wieder be­
günstigen. Auch wenn Landwirte und 
Tierärzte die Atempause der letzten 
Monate genossen haben, bleibt die Un­
zufriedenheit mit der MKS-Seuchen- 
politik.

Strategie der verbrannten 
Erde...
Verwöhnt durch das jahrelange Aus­
bleiben der Seuche und getrieben vom 
Sparzwang wurde die jährliche Flä­
chenimpfung 1991/92 mit Zustim­
mung des Bauernverbandes einge­
stellt. Diese Entscheidung wurde be­
günstigt durch die Erwartung des zu­
nehmenden Welthandels. Verbunden 
mit immer mehr Tiertransporten über 
teilweise sehr weite Strecken stieg die 
Angst vor der Einschleppung von frem­
den Virus-Stämmen, gegen die der her­
kömmliche Impfstoff nicht oder nur 
unzureichend schützen würde. Die 
Strategie der Seuchenbekämpfung 
wurde geändert: Die Methode des Imp- 
fens wurde ersetzt durch das „stamp

out“ (Ausrotten des Virus). Dabei 
müssen am Seuchenherd möglichst 
schnell alle empfänglichen Tiere (also 
sämtliche Klauentiere) gekeult (d.h. 
getötet und vernichtet) werden. Die 
Theorie besagt: „nur wo es keine Klau­
entiere gibt, kann auch das MKS-Virus 
nicht überleben“.
„stamp out“ ist die Methode der „ver­
brannten Erde“, d.h. entweder fallen 
die Tiere der Krankheit zum Opfer oder 
der „Seuchenbekämpfung“ -  getötet 
und vernichtet wird immer! Diese Me­
thode ist nicht nur extrem brutal und 
verachtend gegenüber den Tieren, da in 
der überwältigenden Mehrzahl gesun­
de Tiere vernichtet werden, sondern 
hat bei der hohen Infektiosität des 
MKS-Virus auch den entscheidenden 
Nachteil, dass die Bekämpfungsmass­
nahmen immer einen Schritt hinter der 
Seuche her hinken.

... macht effektiven 
Seuchenschutz unmöglich.
In Deutschland haben die letzten Seu- 
chenschutzübungen (z.B. Landkreis 
Stade 1996 und 2001) nur die Unmög­
lichkeit der Durchführung eines effek­
tiven Seuchenschutzes (schnellste 
vollständige Abriegelung des Sperrbe­
zirkes -  Tötung aller Klauentiere -  Be­
seitigung der Kadaver durch die Abde­
ckerei -  Entsorgung der Milch) offen­

bart. Während die Abriegelung und Tö­
tung eventuell noch organisierbar er­
scheinen, werden die Engpässe bei der 
Beseitigung der Kadaver innerhalb von 
Stunden zum Zusammenbrechen des 
ganzen Systems führen. Die Folge wäre 
zwangsläufig, dass auch hier Scheiter­
haufen brennen müssten. Eine uner­
trägliche Vorstellung! Außerdem führt 
diese Maßnahme eher zur Verbreitung 
des Virus durch den Wind als zu seiner 
Vernichtung.
Transport und Verarbeitung der Milch 
ließen das System sofort ein zweites 
Mal zusammen brechen, da die inzwi­
schen in riesigen Strukturen organi­
sierten Molkereien unter keinen Um­
ständen Milch aus den Sperrbezirken, 
d.h. Milch von gesunden Kühen verar­
beiten wollen. Eine „Entsorgung“ über 
die Gülle ist aber weder ethisch vertret­
bar, noch rechtlich erlaubt.
Impfungen sind in diesem Konzept 
zwar in extremen Ausnahmen noch er­
laubt. Sie dienen aber nicht mehr ih­
rem eigentlichen Zweck, Tiere vor ei­
ner Ansteckung zu bewahren, sondern 
sollen nur Zeit gewinnen für ein gere­
gelteres „stamp out“. Geimpfte Tiere 
und Fleisch von geimpften Tieren dür­
fen nicht gehandelt werden. Diese Vor­
schrift ist reine handelspolitische Will­
kür, denn es gibt keinerlei wissen­
schaftlich begründeten Hinweise da­

rauf, dass von geimpften Tieren bzw. 
von deren Fleisch eine Infektionsge­
fahr ausgeht.

Was muss getan werden?
Impfen muss wieder ohne handelspoli­
tische Einschränkungen erlaubt wer­
den! -  Um die Frühjahrs-Versprechun­
gen der EU-Kommission und des EU- 
Kommissars für Gesundheit und Ver­
braucherschutz, David Byrne, die 
Nicht-Impfpolitik zu überdenken, ist 
es in letzter Zeit merkwürdig still ge­
worden!
Impfen in breiten Ringen oder Korrido­
ren und Keulen im eng begrenzten 
Zentrum des Seuchenausbruchs muss 
kombiniert werden können. Dazu 
müssen die beteiligten MKS-iypen 
schneller identifiziert werden, bzw. 
muss das internationale Tierseuchen­
amt in Paris ständig aktualisierte Risi­
koanalysen über die Verbreitung von 
MKS-Typen erstellen und veröffentli­
chen.
Am wichtigsten ist allerdings, dass 
dem Erreger entsprechende Impfstoffe 
bereitgestellt werden. Im Falle des ak­
tuellen Seuchenzuges in England (0 
Panasia) ist dies bisher nicht erfolgt -  
es steht nur ein begrenzt wirksamer 
Impfstamm zur Verfügung. Das ist ein 
ganz besonderer Skandal!

Dr. Axel Reetz, Tierarzt

Regional Impfen -  bei Aujeszky schon möglich
Eine Entscheidung der EU-Kommission zum Handel mit Schweinen hinsichtlich der Aujeszkyschen Krankheit gilt als Indiz für eine neu Impfpolitik.

Die Idee ist so einfach wie einleuch­
tend: Wenn die Aujeszkysche 

Krankheit bei Schweinen auftritt, wird 
dagegen geimpft. Doch in Zeiten, wo 
aus handelspolitischen Erwägungen 

; gegen ebenso schlimme Seuchen wie 
MKS oder Schweinepest nicht geimpft 
werden darf, sondern alles Vieh totge­
schlagen wird, ist das keine Selbstver­
ständlichkeit mehr. So erscheint die 
klarstellende Entscheidung der Kom- 
jnission (2001/618/EG) vom 23. Juli
2001 zur Festlegung zusätzlicher Ga­
rantien für den innergemeinschaftli­
chen Handel mit Schweinen hinsicht­
lich der Aujeszkyschen Krankheit als 
Hoffnungsschimmer der Vernunft.

Nebeneinander von Impf- und 
Nichtimpfgebieten
Dabei legt die Entscheidung lediglich 
die Modalitäten für das Verbringen von 
Schweinen aus Regionen, wo schutzge­
impft wird (sog. Artikel 9-Gebiete), in

anerkannt seuchenfreie Gebiete, die auf 
Schutzimpfungen verzichten (sog. Arti­
kel 10-Gebiete), fest. Damit wird expli­
zit geregelt, was in Zeiten der Totschlag­
politik unmöglich scheint: Ein Neben­
einander von Impf- und Nichtimpfge­
bieten ist bei Aujeszky möglich und ge­
impfte Tiere dürfen gehandelt werden. 
Generell soll auch diese Seuche ausge­
rottet werden. Bundesweit haben acht 
Länder den Status „anerkannt seuchen­
frei“ erlangt, darunter Rheinland-Pfalz, 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen 
strebt es für Ende des Jahres an. Schutz­
impfungen sind dort verboten.

Vorfall in NRW
Nordrhein-Westfalen musste den er­
reichten Status jedoch vorläufig aus­
setzen, da im Sommer in Schweinebe­
ständen in Ostwestfalen Antikörper 
nachgewiesen worden waren. Sämtli­
che Tiere der betroffenen Bestände 
wurden daraufhin zum Schlachthof ge­

bracht. Die nach Desinfektion neu auf­
gestallten Tiere sind alle geimpft wor­
den. Insgesamt waren zwölf Bestände 
in zwei Ortschaften betroffen. Es konn­
te nicht nachgewiesen werden, woher 
der Erreger kam. Entdeckt worden wa­
ren die Antikörper bei Routinekontrol­
len in einem Sauenbetrieb. Daraufhin 
seien im Dorf sofort alle Schweine ge­
impft worden, so ein betroffener Land­
wirt, bevor weitere Untersuchungen 
stattfanden. Für die Aujeszkysche 
Krankheit gibt es seit den 80er Jahren 
markierte Impfstoffe, so dass geimpfte 
Here mit hoher Sicherheit von infizier­
ten Tieren unterschieden werden kön­
nen. Trotzdem wurden sämtliche Tiere 
der betroffenen Bestände geschlachtet, 
nicht jedoch gekeult, wie ein Sprecher 
des Ministeriums betont, da sie ver­
wertet wurden. Der Status der Seu­
chenfreiheit ist für Nordrhein-Westfa­
len vorerst für ein Jahr ausgesetzt. 
Dann hofft man, die Sache ausgestan­

den zu haben und wird das Impfen wie­
der einstellen.

Impfstrategie der Zukunft
Von flächendeckenden Schutzimpfun­
gen wolle man wegkommen, so der 
Sprecher des nordrhein-westfälischen 
Ministeriums, und dafür hin zur regio­
nalen Impfung aus konkretem Anlass. 
Dabei könne der bei Aujeszky beschrit- 
tene Weg Grundlage für eine Neuaus­
richtung der Tierseuchenpolitik sein, 
z.B. bei der Schweinepest wären regio­
nale Schutzimpfungen in Gebieten mit 
hohem Infektionsdruck in der Wild­
schweinepopulation sinnvoll. Auch 
NRW-Ministerin Bärbel Höhn fordert, 
die Tierseuchenbekämpfung „kreati­
ver und flexibler als bisher zu gestal­
ten“. we

Eine Denkschrift zur „Neuausrichtung der 
Tierseuchenpolitik“ aus NRW gibt es im In­
ternet unter www.munlv.nrw.de

http://www.munlv.nrw.de
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Teilerfolge für Gentechnikwiderstand

Ein kleines Dorf in Niedersachen ken­
nen zumindest beim Gentechnik-Kon­

zern Monsanto inzwischen viele: Helve­
siek. Denn die Menschen vor Ort haben es 
mit Ausdauer, Spaziergängen und „Nack­
ten Tatsachen“ geschafft, dass Monsanto 
im ersten Jahr der Freisetzung den Ver­
such mit herbizid-resistentem Gentech- 
Mais abbrechen musste.
Als die Gemeinde im Frühjahr über die ge­
plante Freisetzung informiert wurde, hat 
sie sich gegen den Versuch ausgesprochen. 
Einige Wochen später kam dann die Mit­
teilung, dass für drei Jahre der Gentech- 
Mais angebaut werde. Gesetzlich vorge­
schrieben wäre nicht einmal die Informati­
on an den Bürgermeister gewesen. Denn 
das Genehmigungsverfahren, bei dem 
überhaupt noch Widerspruch eingelegt 
werden kann, hatte' der Mais bereits 
durchlaufen. Für die Nachmeldung von 
anderen Standorten ist nur eine Veröffent­
lichung auf einer Intemetseite des Robert- 
Koch-Instituts in Berlin vorgeschrieben. 
„Aber auch noch nach der Aussaat des 
Gen-Mais war dort nichts zu lesen,“ em­
pört sich Angela von Beesten. „Der zu­
ständige Mitarbeiter sei im Urlaub gewe­
sen, wurde uns vom Robert-Koch-Institut 
(RKI) entgegnet.“
Angela von Beesten hat sich mit Anderen 
in der Initiative „Bürger gegen Genmais“ 
dafür eingesetzt, mehr Informationen 
über den Versuch und das Genehmigungs­
verfahren zu bekommen. Seit dem Som­
mer gab es jeden Sonntag um „Fünf vor 
Zwölf“ Spaziergänge an dem Feld mit

Picknick. Ziel war mehr Aufmerksamkeit 
für die Problematik der Freisetzungen zu 
gewinnen, auch bei Politikern. Im August 
demonstrierten schließlich die „Nackten 
Tatsachen“- unbekleidete Demonstran­
ten* gegen die Freisetzung. Nackt und hilf­
los gegenüber dem Genmais, doch mit Er­
folg gegenüber Monsanto: der Versuch 
wurde daraufhin für dieses Jahr abgebro­
chen.
Ende September haben Aktivisten von 
Greenpeace begonnen den benachbarten 
herkömmliche Mais abzuemten, nach 
dem Nachweis, dass der Mais, der mit nur 
16 Meter Abstand zu der Versuchsfläche 
wuchs, mit dem Gentech-Mais verunrei­
nigt ist. In einem Container brachten sie 
den Mais vor das für die Genehmigung 
verantwortliche Bundesgesundheitsmi- 
nisterium. Ein Großteil der Fläche steht 
noch und das niedersächsische Umwelt­
ministerium als Aufsichtbehörde prüft seit 
Wochen die Verunreinigung, um sich dann 
zu entscheiden, was mit dem Mais passie­
ren soll.
Währendessen wird die Linie zum Um­
gang mit gentechnischer Verunreinigung 
in herkömmlichen Pflanzen immer ver­
worrener. Aus Sicht des Robert-Koch-In- 
stituts aus Berlin, der Genehmigungsbe­
hörde für Freisetzungen in Deutschland, 
sei eine Verunreinigung anderer Pflanzen 
nicht zu verhindern, hingegen gelte es, sie 
zu minimieren. '
Fragen wirft die Praxis des Robert-Köch- 
Instituts auf, die Sicherheitsabstände bei 
Gentech-Mais auf bis zu 16 Metern zu ver-

Vater und Sohn -  ein starkes 
Team auf dem Hof

Die ganzen Fachkenntnisse nützen 
nichts, wenn das Miteinander auf den 

Höfen nicht in Balance ist, wenn nicht ge­
klärt ist, wie die Aufgaben verteilt werden 
oder wenn Machtspiele und Konkurrenz 
um sich greifen.
Ende September hatte eine Gruppe von 
Vätern und Söhnen die Chance, diesen Er­
fahrungen in einem Seminar in der Evan­
gelischen Landjugendakademie in Alten­
kirchen nachzuspüren. Ute Rönnebeck, 
Agrarreferentin der evangelischen Land­
jugend und Bärbel Hermann, Superviso­
rin und Beraterin haben gemeinsam zu 
dieser Veranstaltung eingeladen. Der 
Grund für dieses Seminar war die Er­
kenntnis, dass die sozialen Belange in den 
bäuerlichen Familien zu selten beleuchtet 
werden. Die Konstellation „Vater und 
Sohn“ mit dem Blick auf ihre Beziehung 
und die kommende „Stabübergabe“ brin­

gen für die gemeinsame Betriebsführung 
und die künftige Entwicklung Standortbe­
stimmungen und Sichtweisen, die im Ar­
beitsalltag so nicht besprochen und be­
handelt werden.
Das Besondere an diesem Seminar war, 
dass Väter und Söhne miteinander The­
men und Fragestellungen bearbeitet ha­
ben, die sonst so im Alltag nicht Vorkom­
men und die die Beziehung der Beiden in 
den Mittelpunkt stellen. Das besondere 
Erlebnis für beide Seiten war die Tatsache, 
dass die Väter und Söhne sich näher stan­
den, als sie zuvor dachten. Zwar formu­
lierten sie ihre Anliegen anders, die Wort­
wahl unterschied sich, jedoch hat der in­
tensive Gedankenaustausch dazu die bei­
den Seiten enger zusammen gebracht. 
Und je besser der Stabwechsel auf den Hö­
fen vor sich geht, je reibungsloser und 
konfliktfreier der Betrieb übergeben wird,

ringem, selbst wenn wie bei dem Mais von 
Monsanto für das Gen-Konstrukt noch 
nicht mal ein Antrag auf Zulassung in der 
EU gestellt ist. Diese Praxis widerspricht 
den Absichten der EU-Kommission, bei 
nicht zugelassenen und damit auch nicht 
für unbedenklich eingeschätzten Gen- 
Sorten den Anbau auch bei geringen Ver­
unreinigungen weiterhin zu verbieten. 
Dass Verunreinigungen mit verbotenen 
Genbestandteilen auch für Landwirte ein 
Problem darstellen können, dem mochte 
nicht einmal ein Vertreter des Robert- 
Koch-Instituts widersprechen. Wer denn 
bei den Verunreinigungen haftet, ob Ver­
suchsbetreiber oder der Landwirt, ist noch 
nicht geregelt.
Vor dem Hintergrund einer Schweizer 
Studie über die Verbreitung von Pollen 
von Getreide wird die Praxis des Robert- 
Koch-Instituts gänzlich unverständlich. 
Bei Mais empfehlen die Autoren der Stu­
die einen Mindestabstand von 300 m zwi­
schen Gentech- und herkömmlichen 
Mais, um die gentechnische Verunreini­
gung auf unter 0,5% zu drücken. Wie das 
Institut da auf 16 Meter Sicherheitsab­
stand kommt, ist nicht nachzuvollziehen.

ms

Nicht immer ist das Verhältnis so ungetrübt wie hier. 
Foto: Archiv

um so größer ist die Chance, dass der Be­
trieb für die künftigen Anforderungen ge­
rüstet ist und Erfolg hat. Außerdem wirkt 
sich dieses gute Miteinander wie ein „Mo- 
bile-Effekt“ beispielhaft auf andere Fami­
lienangehörige und Mitarbeiter aus. pm

Kurzes Leben des 
Klonkalbs

Das erste in China gebo­
rene Klonkalb ist bei sei­
ner Fütterung m it M ilch 

anderthalb Stunden nach 
der Geburt erstickt. Für 
den Genforscher Chen 

Yongfu ist das Tier trotz­
dem ein Erfolg der Gen­

technik. Inzwischen seien 
1300 geklonte Embryos 

von Schafen und Rindern 
gezüchtet worden und ei­
nige stünden kurz vor der 

Geburt, pm

Mehr gen- 
technikfreie 
Futtermittel 
nachgefragt

Britische Superm arktket­
ten w ie Tesco und Asda 

verkaufen Fleisch von Tie­
ren, die ohne gentech­

nisch veränderte Futter­
m ittel großgezogen w er­
den, um ihre beunruhig­
ten Kunden zufriedenzu- 

stellen. So ist die Nach­
frage in Europa nach 

gentechnikfreien Futter­
m itteln dieses Jah r stark 

angestiegen. Für einen 
Aufpreis fü r die Zertifizie­
rung wurden 4 M io. Ton­
nen Soja größtenteils aus 

Brasilien im portiert w ie 
GENET berichtete.

Wer sich für das Seminar 
„Vater und Sohn" in der 
Evangelischen Landjugend­
akademie in Altenkirchen in­
teressiert kann sich zu einem 
der folgenden Termine im 
Jahr 2002 anmelden: 20.-22. 
März, 24.-26. Juni, 16.-18. 
September, 02.-04. Dezem­
ber bei Ute Rönnebeck, BA- 
Giejl Dieperzbergweg 13-17, 
57610 Altenkirchen,
®  02681-951622, Fax:- 
70206, Roennebeck@lja.de, 
www.lja.de
oder Bärbel Hermann, Her­
mann - die Perspektive, Al­
tenbergstraße 12, 76646 
Bruchsal,® 07251-5848, 
Fax: -5891, Baerbel.Her- 
mann@gmx.de, www.Her- 
mann-diePerspektive.de

mailto:Roennebeck@lja.de
http://www.lja.de
mailto:mann@gmx.de
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Wird der Osten Europas Müllkippe für Gentechnik?
Ein Überblick zur Situation gentechnisch veränderter Pflanzen und Nahrungsmittel in Osteuropa und der früheren Sowjetunion

Im Juli 2001 fand die polnische Nicht- 
regierungsorganisation „ Sozial-öko­

logisches Institut“ 4 % genmanipulier­
tes Soja in einem nicht gekennzeichne­
ten polnischen Sojaprodukt. Im Okto­
ber 2001 veröffentlichte eine Gruppe 
polnischer Wissenschaftler in Wroclaw 
ein Papier in dem Journal „Biotechno- 
logia“. Ihre Nachforschungen hatten 
ergeben, dass transgene Tomaten von 
einer polnischen Tomatensorte auf 
dem Markt in Wroclaw vorhanden war. 
Es ist nicht bekannt, wie diese transge- 
nen Tomaten ihren Weg dorthin gefun­
den haben. Obwohl der kommerzielle 
Anbau von genmanipulierten Pflanzen 
in Polen nicht erlaubt ist, bedeutet das 
Fehlen einer behördlichen Aufsicht, 
dass niemand weiß, was wirklich vor­
geht.

GMO-Kartoffeln in Georgien 
und Ukraine
In Abwesenheit jeglicher Gesetze zu 
gentechnisch veränderten Organismen 
(GMO) und jeglicher behördlicher 
Kontrolle hat die Firma Monsanto ihre 
„Naturmark NewLeaf Bt“ Kartoffeln, 
die resistent gegenüber dem Kartoffel­
käfer sind, nach Georgien und in die 
Ukraine eingeführt. In Georgien wur­
den Monsantos genveränderte Saat­
kartoffeln erstmals 1996 importiert un­
ter Inanspruchnahme eines Kredits 
vom EU-Programm TACIS (Techni­
sche Hilfe für die Gemeinschaft unab­
hängiger Staaten). Ermöglicht wurden 
Monsanto diese Importe durch einen 
US-Farmer und die US-Organisation 
„Agrarwirtschaftliche Kooperation 
Entwicklung International“ (ACDI), 
die in Georgien aktiv ist, um US-Agrar- 
produkte und Marktchancen für die 
US-Agrarindustrie zu fördern. Die Rol­
le des Farmers, Bill Loughmiller, ein 
Kartoffelbauer aus TWin Falls (Idaho, 
USA) in dem Geschäft ist unklar. Aber 
er scheint eine treibende Kraft geweäen 
zu sein, Monsantos „New Leaf“-Kar- 
toffeln nach Georgien zu bringen. 
Loughmiller leitet sein eigenes Unter­
nehmen „AGPRO International Inc.“, 
aber es wird vermutet, dass er ein Ak­
tionär und Beauftragter von Monsanto 
ist.
Die 1996er Ernte von Monsanto Kar­
toffeln war extrem gering. Dies wurde 
teilweise der späten Aussaat zuge­
schrieben sowie der Tatsache, dass die 
Kartoffeln an die lokalen Bedingungen 
nicht angepasst waren. Die Bauern, die 
an dem Projekt teilgenommen hatten, 
behaupten, gegenüber der US-Organi­
sation ACDI als Folge der schlechten 
Ernte mit Schulden verblieben zu sein.

Sie erhielten keine Kompensation.
Die gleichen genmanipulierten Sorten 
von Monsantos Saatkartoffeln wurden
1997 in die Ukraine importiert als Tfeil 
eines Kooperationsabkommens zwi­
schen den Regierungen der Ukraine, 
den USA und Kanada. Wie in Georgien 
wurde keine Risikoabschätzung unter­
nommen, um Auswirkungen auf die 
Umwelt und andere Folgen zu prüfen, 
keine besonderen Schutzvorkehrun­
gen getroffen, um Landarbeiter davon 
abzuhalten, übriggebliebene GMO- 
Kartoffeln nach der Ernte von den Fel­
dern zu sammeln und als Nahrung oder

der die Freilandfreisetzung gentechni­
scher Organismen genehmigt, sowohl 
für Forschungs- wie auch kommerziel­
le Zwecke. Die Aktivitäten dieses Ra­
tes und das Register von Freisetzungen 
werden als Geheimnis der Verwaltung 
betrachtet.
Im Mai 2000 gingen drei bulgarische. 
Nichtregierungsorganisationen 
(NGO): EcoSouthWest, Demeter and 
Centre for Environmental Information 
and Education, "vor Gericht und foch­
ten die gesetzliche Rechtmäßigkeit die­
ser Vorschrift an. Die Nichtregierungs­
organisationen argumentierten, dass

Transgene Tomaten auf Polens Märkten - keiner weiß, wo sie herkommen Foto: Erdmanski-Sasse

Saatgut für ihre privaten Gärten zu 
nutzen. Heute nimmt man an, dass die­
se genmanipulierten Kartoffeln in Ge­
orgien, der Ukraine, Russland und 
Aserbeidschan verbreitet sind.

GMO-Mais in Bulgarien
Obwohl Bulgarien auf der zweiten Lis­
te für die EU-Mitgliedschaft steht, 
weicht seine Politik zu genmanipulier­
ten Organismen von den zunehmend 
transparenten und restriktiven Geset­
zen der EU ab, die die Anwendung von 
GMO regeln. Bulgarien baut Monsan­
tos und Pioneers genmanipulierten 
Mais an. Obwohl Vertreter der Verwal­
tung behaupten, dass dies lediglich 
großflächige Freilandversuche seien, 
hatte der Saatkatalog für 2000 sowohl 
von Monsanto wie von Pioneer mehre­
re Sorten genmanipulierter Maissaat 
im Angebot und sie waren auch leicht 
von Saathändlem zu beschaffen. Bul­
garien hat kein Gesetz zu GMO. Eine 
Vorschrift wurde 1996 verabschiedet 
und etablierte basierend auf einem 
Saatgut-Gesetz von 1958 -  und da­
durch am Parlament vorbei- einen Rat,

der Status des Rates über die sichere 
Nutzung gentechnisch veränderter hö­
herer Pflanzen kaum im Bulgarischen 
Recht definiert ist und dass dies eine 
gefährliche Lücke entstehen lässt, so­
weit die Verantwortlichkeit für die Ent­
scheidungsfindung zu genmanipulier­
tem Pflanzenmaterial betroffen ist. Auf 
der einen Seite erscheint der Rat als ei­
genständige Autorität, dessen Verant­
wortlichkeiten die Ausgabe von Er­
laubnissen einschließt. Dennoch wird 
er nicht als eigenständige Geschäfts­
stelle innerhalb der Regierung aufge­
führt und deshalb ist niemand in der 
Regierung direkt verantwortlich für die 
Kontrolle seiner Aktivitäten.
Die NGO argumentierten, dass die 
Vorschrift von 1996, unter der der Rat 
gegründet wurde, auf dem Saat- und 
Saatgut-Gesetz von 1958 beruht und 
dass dieses Gesetz keine Aussagen 
trifft zu:
-  Erlaubnisvergabe für die Freisetzung 
gentechnisch veränderter höherer 
Pflanzen,
-  Einrichtung eines Rates für die si­
chere Nutzung gentechnisch veränder­

ter höherer Pflanzen,
-  Bevollmächtigung des Agrarminis­
ters zum Erlass einer Vorschrift, die die 
Bildung einer Autorität ermöglicht, die 
Erlaubnisse für die Freisetzung gen­
technisch veränderter höherer Pflan­
zen erteilt.
In den 50er Jahren hatte Stalin geneti­
sche Studien innerhalb des- Sowjet­
blocks verboten. Als das Saat-Gesetz 
1958 erlassen wurde, wurden Genfor- 
sCher noch als „Feinde des kommunis­
tischen Regimes“ betrachtet und häu­
fig in psychiatrische Kliniken einge­
wiesen. In der Tat, argumentierten die 
NGO, war die Verordnung von 1996, 
die die Einführung gentechnisch ver­
änderter Pflanzen ermöglichte, weit 
entfernt vom Geiste des ursprüngli­
chen Saat-Gesetzes. Die NGO legten 
dar, dass die Vorschrift von 1996 eben­
so dem Gesetz über normative Akten 
von 1995 zuwiderlief, das besagt, dass 
bei Umsetzung eines Gesetzes das ge­
samte Gesetz angewendet werden 
muss, nicht nur Teile davon.
Im Februar 2001 entschied das höchste 
Gericht gegen die Klage der NGO. Das 
Gericht argumentierte, dass es für. den 
Agrarminister genüge, den Erlass einer 
Vorschrift zu autorisieren, selbst wenn 
das Saat-Gesetz GMO nicht als von 
diesem Gesetz zu regulierende Ele­
mente erwähne.
Die NGO hatten auch das Recht des 
Rats angefochten, sich selbst als admi­
nistrative Autorität zu bezeichnen un­
ter den Begrifflichkeiten des neuen Ge­
setzes. Das Gericht unterließ es, da­
rauf zu antworten -  eine Unterlassung, 
die seine Regelungen offensichtlich 
schwächt.

GMO bei EU-Kandidaten
Länder, die auf der ersten Liste für die 
EU-Mitgliedschaft stehen, müssen der 
EU-Politik und Gesetzgebung für gen­
manipulierte Organismen folgen -  so 
gut sie können, bei diesem sich verän­
derndem Ziel! Doch sogar hier beste­
hen Unterschiede.
Ungarn hat ein relativ gut kontrollier­
tes und transparentes Vörschriftensys- 
tem im Jahr 2000 eingeführt mit einem 
Gentechnik-Komitee, das mehrere Ver­
treter von Umwelt- und Verbraucher­
gruppen einschließt. Dessen Aufgabe 
es ist, Freisetzungsanträge zu bewer­
ten. Ungarn hat viele Feldversuche 
genmanipulierter Pflanzen, einschließ­
lich Tomaten, Getreide, Tabak und Lu­
zerne.
In Polen ist öffentlicher Widerstand ge­
gen genmanipulierte Organismen we­
niger offensichtlich und die Aufmerk-
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Zwei Jahre Dürre und jahrzehntelanger Krieg
Eindrücke von der Landwirtschaft in Afghanistan

Innerhalb weniger Tage explodierte in 
den letzten Wochen die Berichter­

stattung über Afghanistan. Jetzt sind 
die Namen von afghanischen Städten 
und Gruppen geläufig, die im August 
hier kaum einer kannte. Jahrzehntelan­
ger Krieg, viele Menschen auf der 
Flucht, die Unsicherheit ob sich die 
Aufzucht eines Tieres noch lohnt: was 
ist mit afghanischen Bauern und Bäue­
rinnen?
W e in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung berichtet, herrscht im Nord­
afghanistan seit zwei Jahren Dürre, so 
dass auf den Märkten viele Tiere ver­
scherbeltwerden müssen. In Chodscha 
Bahauddin, der Hauptstadt der Nord­
allianz, sind die Preise für Ziegen, Esel 
und Pferde auf die Hälfte dessen gefal­
len was sie noch vor fünf Jahren wert 
waren. Da hilft auch nicht weiter, dass 
Esel ein wichtiges Transportmittel 
sind. Teilweise ist die Ernte in Provin­
zen im Norden dieses Jahr wegen der

Trockenheit ganz ausgefallen und die 
Bauern haben kein Futter mehr für ihre 
Tiere. Notschlachtungen beginnen.

Nomaden und Ackerbau
Die nomadische Tierhaltung ist meist 
die einzige Möglichkeit das karge Gras­
land zu nutzen. Die wichtigsten Tierar­
ten sind dabei Schafe, gefolgt von Zie­
gen und Rindern. Nach Schätzungen 
der FAO, der Emährungs- und Land- 
wirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen, macht die Tierhaltung rund 
ein Drittel des Wertes der Landwirt­
schaft aus und wird auf der Hälfte der 
landwirtschaftlich nutzbaren Fläche 
betrieben.
Doch auch die Weizenemte lag dieses 
Jahr in der Provinz Faryab nur bei ei­
nem Zehntel eines durchschnittlichen 
Jahres. Jetzt gibt es kein Saatgut mehr, 
dort sind Zweidrittel der Tiere verkauft 
oder geschlachtet worden. Lebensmit­
telhilfe brauchen nicht nur die Flücht­

linge sondern teils auch die Menschen, 
die noch nicht weggegangen sind. An­
gebaut werden vor allem Weizen, Reis, 
Gerste und Mais auf kleinen Betrieben 
mit unter einem Hektar Land. Wichtige 
Exportfrüchte sind Obst, Nüsse und 
Drogen.

Schlafmohn als Währung
Nach Aussagen von Bernhard Frahi, 
Koordinator des Drogenkontrollpro- 
gramms des Vereinten Nationen hatten 
vor einem Jahr noch 1,5 Mio. Men­
schen in Afghanistan ein Einkommen 
durch den Anbau von Schlafmohn, der 
zu Heroin weiterverarbeitet wird. Doch 
dann haben die Taliban -  von westli­
chen Stellen ungläubig bestaunt -  den 
Anbau radikal verboten. Der Anbau 
ging um 80- 90 Prozent zurück. Wovon 
die Bauern, die jetzt um ihr Einkommen 
gebracht sind, leben sollen, kann nie­
mand beantworten. Denn der Mohnan­
bau brachte doppelt so hohe Erlöse wie

der Getreideanbau. Auf den internatio­
nalen Drogenmärkten ging die Ausfuhr 
trotzdem kaum zurück, vielleicht waren 
die Lagerbestände gut gefüllt. Doch in . 
den letzten Wochen sind die Preise für 
Opium stark gefallen, da der Schlaf­
mohn in Krisenzeiten oft als Währung 
eingesetzt wird. Andere sehen die Ursa­
che eher darin, dass die Taliban wäh­
rend des Krieges das Anbauverbot nicht 
länger durchsetzen können.

Hunger droht
In abgelegene Gebiete können ohne 
Esel keine Hilfsgüter und Nahrungs­
mittel gebracht werden. Denn viele der 
Flüchtlinge kommen gar nicht über d ie ' 
Grenze nach Pakistan sondern suchen 
in Afghanistan nach Unterschlupf bei 
Freunden und Verwandten. Wenn vor 
dem Wintereinbruch keine groß ange­
legte Hilfsaktion anläuft droht 5 bis 8 
Millionen Kindern, Frauen, Männern, 
der Hungertod. ms

samkeit geringer als in Ungarn oder der 
tschechischen Republik. Wie in Russ­
land gibt es ein Vorschriftenchaos: Ein 
Gesetzesänderungsantrag zu einem 
vorhandenen Gesetz, gentechnisch 
veränderte Organismen in Betracht zu 
ziehen, wurde Ende 1999 ersetzt durch 
eine Vorschrift, die die Anerkennung 
von gentechnisch veränderten Nah­
rungsmitteln fordert, bevor diese auf 
den Markt gebracht werden, sowie de­
ren Kennzeichnung. Im Juli 2001 er­
setzte ein umfassendes Gesetz zu gen­
technisch veränderten Organismen 
diese Vorschrift. Es gibt keine Umset­
zungsvorschriften und keine Laborato­
rien, um die Erfordernisse einer GMO- 
Kennzeichnung zu erfüllen.

Gegenüber GK/IO 
zurückhaltende Länder
Es gibt Länder in Osteuropa, die eine 
vorsichtigere Herangehensweise an 
gentechnisch veränderte Organismen 
haben. Die Slowakei, Slowenien und 
Kroatien haben keine Feldversuche mit 
genmanipulierten Pflanzen. In Erman­
gelung einer gesetzlichen Grundlage 
zur Freisetzung von GMO sind diese 
Länder nicht in der Lage, Erlaubnisse 
für Feldversuche zu erteilen. Sowohl 
Slowenien wie die Slowakei sind Zen­
tren hoher Biodiversität und ihre Poli­
tiken sehen die Förderung von Öko- 
Tourismus und ökologischem Landbau 
vor. Nichtsdestotrotz gibt es keine

Überwachung von Lebens- und Futter­
mittelimporten auf das Vorhandensein 
von GMO. Es ist interessant zu wissen, 
dass sowohl in Slowenien wie Kroatien 
der Einfluss von Firmen vemachlässig- 
bar ist, z.B. hat Monsanto kein Büro in 
Slowenien.

Osteuropäisches 
Experimentierfeld
Die Fallbeispiele veranschaulichen, 
wie das Fehlen von Gesetzen oder ihre 
Nichtanwendung und die Kultur der 
Verheimlichung in Osteuropa es er­
leichtern, genetische Feldexperimente 
zu unternehmen und GMO zu impor­
tieren, was andernorts auf Widerstand 
stoßen würde.
Wo ließe sich eine Kultur von Ver­
schwiegenheit und Unterdrückung 
besser kultivieren als in einer Region, 
wo Jahrzehnte autoritärer Herrschaft 
eine Gesellschaft begründet haben, die 
sich scheut, von ihren demokratischen 
Rechten auf Information und Partizi­
pation Gebrauch zu machen.
Das spiegelt sich wider im Nichtvor­
handensein jeglicher Debatte über die 
Rolle des Anbaus genmanipulierter Or­
ganismen in fast allen Ländern dieser 
Region. Die große Kluft im öffentlichen 
Bewusstsein über die möglichen Ge­
fahren genmanipulierter Lebensmittel 
zwischen Ost- und Westeuropa wird 
genutzt, um GMO für Firmenprofite 
voranzubringen. Die Agrarindustrie

Verbraucher im Westen gelten als skeptisch - so drängt es Gentech-Firmen in den Osten 
Foto: Erdmanski-Sasse

weiß, dass ihre Aktivitäten sicher sind 
vor öffentlicher Überprüfung und ge­
setzlichen Zugriffen.

Kontrolle zwingend nötig
Die Regierungen Osteuropas müssen 
die Kontrolle der Situation überneh­
men und ein Moratorium für alle Frei­
setzungen von GMOs in die Umwelt 
erlassen. Sie müssen zertifizierte La­
boratorien einrichten, um die Ver­
schmutzung von Saatgut, Lebens- und 
Futermitteln innerhalb routinemäßiger 
Überprüfungen zu testen. Alle aufge­
spürten GMOs müssen vernichtet wer­
den. Alle Lieferungen mit GMO-konta- 
minierter Saat und Getreide müssen 
zurückgewiesen werden.
Das alternative Schlimmste-Fall-Sze- 
nario ist, dass durch fehlende Kontroll-

maßnahmen, was eine testende und 
auszeichnende Infrastruktur einbe­
zieht, Lebensmittelprodukte aus dieser 
Region möglicherweise von IJU-Märk- 
ten verbannt werden. Für EU-Kandida- 
tenstaaten mögen sie auch vom heimi­
schen Markt verbannt werden bedingt 
durch EU-Harmonisierungsanforde- 
rungen. Das würde Bauern in den Ruin 
treiben und Schwierigkeiten beim Er- 1  

füllen der Erfordernisse für den EU- 
Beitritt bedeuten.

Iza Kruszezoska, ANPED 
(Übersetzung aus dem Englischen)

ANPED (das nördliche Bündnis für Nachhal­
tigkeit) ist ein Netzwerk umweltpolitischer 
Gruppen der nördlichen Hemisphäre mit vie­
len Mitgliedsorganisationen in Osteuropa 
und den Neuen Unabhängigen Staaten. 
ANPEDs internationales Sekretariat befindet 
sich in Amsterdam.
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Replik zum Bericht: Alternativ-Ei Chance geben

Mit Gutachten und Stellungnah­
men dazu tu t man sich selten 

leicht. Es soll auch hier keine umfang­
reiche Replik zu dem Bericht von Frau 
Fink-Kessler gegeben werden, weil

* dazu sehr viel Raum benötigt würde. Es 
werden im wesentlichen Argumente 
aufgegriffen, die Dr. K. Frenz von der 
Bundesforschungsanstalt für Land­
wirtschaft in Braunschweig-Völkenro- 
de in einer kritischen Würdigung zu­
sammengestellt hat. Die Kritik ist be­
rechtigt und auch nicht berechtigt, weil 
sowohl Herr Dr. Frenz als auch Frau 
Fink-Kessler nicht berücksichtigen, 
dass es in dem von Frau Böckmann 
und mir erarbeiteten Papier nicht um 

»eine betriebswirtschaftliche Modell­
rechnung ging. Deshalb geht der Vor­
wurf, dass das Ei dreimal in die Berech­
nung eingeht, auch völlig fehl. Es ging 
vielmehr darum aufzuzeigen, was denn 
die neue Hennenhaltungsverordnung 
und die damit verbundene Preiserhö­
hung auf den einzelnen Stufen der Pro­
duktionskette bis zum Eiprodukt und 
bei der Zuliefererindustrie für Folgen 
hätte. Es ist schon notwendig, die 
Grundannahmen, die bei unserem Pa­
pier gewählt wurden, genau zu lesen. 

"Eine betriebswirtschaftliche Gesamt­
rechnung hat übrigens Prof. Wolffram 
von der Universität Bonn mit einigen 
Mitarbeitern für die gesamte EU vorge­

legt. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass 
allein die Umsetzung der EU-Richtlinie 
(Forderung nach ausgestaltetem Käfig 
ab 2012) in der EU zu einem Verlust 
von ca. 12.300 Arbeitsplätzen, einem 
Rückgang der Eierproduktion von ca. 
10 Mrd. Eiern und einem Verlust an 
Wertschöpfung von 269 Mill. €/Jahr zu 
rechnen ist. Ich habe den Verlust nied­
riger eingeschätzt, weil ich davon aus­
gegangen bin, dass in einem beträchtli­
chen Teil der Anlagen alternative Hal­
tungsformen installiert werden kön­
nen. Allein die Umsetzung der EU- 
Richtlinie dürfte Investitionen in den 
Mitgliedsländern der EU in Höhe von 
ca. 5,6 bis 5,8 Mrd. €  zur Folge haben. 
Woher dies Kapital angesichts der ge­
ringen Gewinnspannen beim Ei kom­
men soll, ist völlig offen.
Frau Fink-Kessler vergisst in ihrer Be­
wertung des von uns ermittelten Pro­
duktionsrückganges zu berücksichti­
gen, dass einmal berechnet worden ist, 
wie sich die Umsetzung der EU-Richtli- 
nie auf die deutsche Eierproduktion 
auswirken würde und zum anderen, 
welche Folgen aus einem generellen 
Verbot der Käfighaltung (oder Haltung 
in Kleingruppen) resultieren würde. 
Erst die letztgenannte Variante, die 
dann für die deutschen Eierproduzen­
ten einen nicht mehr auszugleichen­
den Wettbewerbsnachteil gegenüber

den anderen Produzenten in der EU 
zur Folge hätte, würde zu einem sehr 
schnellen Absinken des Selbstversor­
gungsgrades und der Notwendigkeit, 
10,8 Mrd. Eier statt jetzt etwa 4,8 Mrd. 
Eier zu importieren, führen. Würde 
man von der Anwendung der deut­
schen Hennenhaltungsverordnung auf 
die gesamte EU ausgehen, käme es dort 
zu einem weitaus dramatischeren Ein­
bruch in der Produktion als selbst von 
Prof. Wolffram prognostiziert.
Eine weitere Bemerkung sei noch ge­
stattet. Entgegen anders lautender Be­
hauptungen, wird das Inkrafttreten der 
Hennenhaltungsverordnung schon 
zum 1. 1. 2007, wie sie jetzt vom 
BMVEL dem Bundesrat vorliegt, für 
den Fall einer nicht realisierbaren Ent­
schädigungspflicht zu einer beträchtli­
chen Kapitalvernichtung führen, weil 
bei kurzen Übergangszeiten die Ab­
schreibungszeiträume noch nicht voll 
genutzt werden können. Dies wieder­
um wird vor allem die Legehennenhal­
ter mit mittelgroßen Beständen treffen. 
Sie werden kaum in der Lage sein, 
selbst bei Bestandsgrößen von nur
20.000 Tieren, das notwendige Investi­
tionskapital aufzubringen, im genann­
ten Falle wären dies bei einem Über­
gang zur Bodenhaltung (15,6 S/Stall­
platz) immerhin 312.000 €. Sie wer­
den, wie eine Befragung solcher Betrie­
be gezeigt hat, sofort aus der Produkti­
on aussteigen, während Großbetriebe 
versuchen werden, ihre Produktion 
nach Osteuropa zu verlagern. 
Unbestritten ist, dass es zahlreichen 
kleineren Produzenten gelingt, vor al­
lem in Süddeutschland, auf lokalen 
und regionalen Märkten mit „Altema- 
tiveiem“ Gewinne zu erwirtschaften, 
doch gilt dies eben für viele größere Er­
zeuger, die auf Boden- und Freilandhal­

tung umgestiegen sind, bislang nicht, 
weil der Markt diese Mengen zu den 
notwendigen Preisen nicht immer auf­
nimmt. Eine Versorgung der städti­
schen Agglomerationen durch solche 
Kleinerzeuger ist heute nicht mehr 
möglich, ebenso wie niemand ernsthaft 
davon ausgeht, dass es selbst mittel­
fristig möglich sein könnte, für die ge­
samte Bevölkerung der Bundesrepub­
lik Deutschland mit dem jetzt im öko­
logischen Landbau vorhandenen 
Strukturen Lebensmittel zu erzeugen. 
Warum lässt man also nicht den Markt 
entscheiden und richtet die Umstel­
lung der Eierproduktion auf alternative 
Haltungsformen an der vorhandenen 
Nachfrage der Verbraucher aus, ein 
Weg, der z.B. in den USA beschritten 
wird. Der jetzt in Deutschland vorgese­
hene Weg ist doch „scheinheilig“, weil 
man das Problem der nicht artgerech­
ten Haltung in andere EU-Staaten und 
Drittländer verlagert, die dann Eier für 
den unterversorgten deutschen Markt 
produzieren. Weder trägt dies zum 
Tierschutz noch zu einer größeren Pro­
duktsicherheit bei, den wesentlichen 
Argumenten für das sofortige Verbot 
der Käfighaltung.
Und letztlich, der Vorwurf des „Gefäl­
ligkeitsgutachtens“ kann uns nicht 
mehr treffen, weil er inzwischen abge­
nutzt ist. Wer immer es heute wagt, 
Zweifel an der Sinnhaftigkeit des Ver­
bots der Käfighaltung anzumelden, 
und seien es nur wirtschaftliche 
Aspekte, wird sehr schnell in diese 
Schublade gesteckt. Eine Erfahrung, 
die ich leider auch schon in der öffentli­
chen Anhörung des Fachausschusses 
Landwirtschaft des Deutschen Bun­
destages in Berlin machen musste.

Prof. Dr. Hans-Wilhelm Windhorst 
ISPA, Hochschule Vechta

Zu: DBV im Abseits

^Wenig Einigkeit bei der Einschätzung, ob bei gesetzlich vorgeschriebener Boden- und Freiland­
haltung wieder Bauern und Bäuerinnen in die Hennenhaltung einsteigen oder ob die Erzeu­
gung ins Ausland abwandert? Foto: Archiv

Wie alle Jahre zuvor hat der Bauern­
verband wieder seinen obligatori­

schen Bauerntag abgehalten. Um zu 
demonstrieren wie stark er ist und wel­
chen Einfluss er auf die Agrarpolitik 
nimmt, lautete das Motto diesmal „wir 
packen’s“. Was will der DBV denn ei­
gentlich packen, wo er doch weit über 
90 % der Bauern fest mit den Banken 
zusammen im Griff hat? In Zeiten ei­
ner CDU-CSU-Regierung hat man es 
gar leicht gehabt und ist nach dem 
Motto „weiter so“ verfahren, d.h. 
„wachsen oder weichen“. Inzwischen 
haben wir ja eine andere Regierung und

mit Frau Künast eine Landwirtschafts­
ministerin, die andere Wege gehen will. 
Dies schmeckt dem Bauernverband si­
cherlich nicht, aber viele Bauern sind 
innerlich sicher global derselben Mei­
nung wie Frau Künast: Es muss etwas 
passieren!
In Wahrheit ist auch schon etwas pas­
siert, denn in der neuesten Ausgabe der 
DLZ ist ein Artikel „Meinungen zur 
Agrarwende“ zu lesen. Dieser Artikel 
war und ist der Beweis, dass die AbL 
auf dem richtigen Weg ist.

Oswald Hefrig 
65627 Elbtal-Elbgrund
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Zu Erhöhung der Obergrenzen im 
Neuland- Programm

Nachstehend einige Gedanken zu dem 
Antrag der Arbeitsgruppe Neuland 

zur Erhöhung der Obergrenzen in Neu­
land-Tierhaltung und der Anhebung der 
Flächenobergrenzen im Neuland-Pro- 
gramm, der im Bundesvorstand beraten 
wird.
Nach unserem Kenntnisstand sind die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe auch Mit­
glieder der AbL und somit unserer Sat­
zung verpflichtet. Die sagt: „Ziel des Ver­
eins ist es, den kleineren 
und mittleren Bauern ih­
ren Arbeitsplatz in der 
Landwirtschaft und ih­
ren Hof zu erhalten und 
sich für gerechte und hu­
mane Lebens- und Ar­
beitsbedingungen einzu­
setzen“.
Ob das Vorhaben mal 
wieder an den „Ober­
grenzen zu drehen“ mit 
unserer AbL-Satzung in 
Einklang zu bringen ist?
Im gerechten Kampf ge­
gen die Globalisierung 
holen wir unsere internationalen Bünd­
nispartner mit ins Boot, die CPE sowie 
„Via Campesina“, ein weltweiter Zusam­
menschluss der „Kleinbauembewegung“. 
Ob wir AbL-er nicht „rote Ohren“ bekom­
men sollten, wenn wir mit den „neuen“ 
Neuland-Betrieben von maximal 400 ha 
im Schlepp die Unterstützung der interna­
tionalen Kleinbauembewegung anneh­
men?
Bewahren wir Neuland davor ein Marken­
programm unter vielen zu werden. Be­
wahren wir in der AbL unsere Glaubwür­
digkeit, indem wir das von Teilen im Neu­
land-Bereich angestrebte „Wachsen und 
Weichen“ unterbinden.
Zu den einzelnen Punkten der Beschluss­
vorlage:
Wo beginnt nach Meinung der Arbeits­
gruppe die „Massentierhaltung"? Und ab

welcher Tierzahl ist ein Bestand ein Groß­
bestand?
In der Vorlage werden folgende Obergren­
ze angestrebt bzw. sind schon in den 
Richtlinien genannt:
650 Mastschweineplätze, 500 Mast­
schweine und 75 Stammsauen, 95 
Stammsauen ohne eigene Mast, 10.000 
Legehennen oder 10.000 Masthähnchen 
(Jahreserzeugung).
Wie will man mit diesen Bestandsgrößen, 

die durchaus auch noch 
nebeneinander gehalten 
werden können, der Ver­
braucherin und dem Ver­
braucher, die einmaligen 
sozialen Aspekte des 
Neuland-Programms 
glaubhaft vermitteln?
10.000 Legehennen wer­
den doch zu recht schon 
als Massentierhaltung ge­
sehen. ;.....
Wie wollen wir heute und 
in Zukunft mit Neuland- 
Produzenten umgehen, 
die als Nichtlandwirte, als 

Kaufleute, Futtermittelhändler, Großbä­
cker usw. eine „schnelle Mark“ im Neu­
land-Programm machen und Bäuerinnen 
und Bauern Absatzmöglichkeiten be­
schneiden?
Wir sollten es bei den jetzigen, schon 
mehrfach angehobenen Obergrenzen be­
lassen, oder besser noch z.B. im Bereich 
Legehennen die Grenzen wieder zurück­
nehmen! Und uns um die Bäuerinnen und 
Bauern bemühen, die im Rahmen der der­
zeitigen Grenzen im Neuland-Programm 
erzeugen. Auch wenn wir wissen, dass aus 
der Sicht der Vermarkter 20 „Große“ ein­
facher zu „händeln“ sind als 40 „Kleine“, 
sollten wir uns um die Bäuerinnen und 
Bauern bemühen, für die Neuland einmal 
auf den Weg gebracht wurde.

Ann- Ev und Willi Dohemann

Zu: Vertretern und Call-Center-Agents

Mit großer Spannung warten wir jeden 
Monat auf die Bauernstimme. Beim 

Lesen der letzten Seite wurde mir klar, 
dass solche geschmacklosen Beiträge wie 
diesen in der Oktober-Ausgabe stark kriti­
sieren muss. Der Verfasser hat sich auf 
niedriges Niveau begeben.
Von Information pur kann hier keine 
Rede sein, die ganze Seite ist Werbung 
für die Mobilfunkindustrie. Kritische 
Beiträge, zum Beispiel über die Rinders­
tudie, wurden von Top-Agrar und dem 
Wochenblatt gut zu P-apier gebracht.

Herr Stührwoldt greift stolz zum Handy, 
wissend dass diese Technik Leben und 
Existenz auch seiner Berufskollegen ge­
fährdet.
Die angegliederten Berufszweige der 
Landwirtschaft in dieser Art zu diffamie­
ren, trägt nicht dazu bei, das Ansehen der 
Bauern in der Öffentlichkeit zu verbes­
sern......  Die nächsten „Schwarz Weiß“
Exemplare erwarte ich voll mit Inhalt, 
ohne Werbung und mit einfachen Wahr­
heiten.

Erich Ammann 87494 Rückholz

Sie waren wieder da!

Wkr? Zunächst die Kreise in den Kornfeldern. Die Ufos lan­
den später. Ich muss zugeben: Sie faszinieren mich. Die 

Kornkreise. Ich war auch schon in England und"habe sie besich­
tigt. Zurück zu Hause kam die Nachricht, dass in der Nähe einer 
entstanden war. Presse, Funk und Fernsehen waren vor Ort und 
begeistert. Das Lokalfernsehen hat mich interviewt. Abends 
dann bei der Sendung wurde mein Name eingeblendet. Darunter 
stand „Komkreisexperte“. Mein Sohn hat es bei den Nachbarn 
gesehen. Die mussten furchtbar lachen. Seitdem ist er misstrau­
isch, wenn ich mich zu Komkreisen äußere. Deshalb bin ich 
froh, dass es hier anonym geschieht und mich niemand erkennen 
kann.
Vor etwa zehn Jahren entstand eine regelrechte Kornkreiseupho- 
rie. Alle Medien berichteten aus Südengland über die kreisförmi­
gen Gebilde in den Getreidefeldern. Zunächst waren die Erklä­
rungsversuche recht naturbezogen, z.B. balzende Igel, brunftige 
Rehböcke u.ä. Nach und nach erlahmte das öffentliche Interesse. 
Dabei wurden die „Zeichen in den Getreidefeldern“ immer kom­
plexer.
Für mich gibt es drei Arten dieser Kornkreise:
Erstens Kreise, die durch eine unbekannte Kraft natürlich entste­
hen. Sie sind in der Regel wirklich kreisrund und erscheinen seit 
vielen Jahren -  gewissermaßen die Originale. Zweitens gibt es 
Figuren, die von Landbuben gemacht sind. An ihrer Ausgestal­
tung lässt sich das zuvor getrunkene Bier noch ablesen. Und

drittens gibt es Zeichen mit ei­
nem Formenreichtum, einer Sym­
metrie, die so etwas wie eine 
Landart, eine Landkunst sind. 
Freilich kann in einem Maisfeld 
ein Labyrinth angelegt werden, 
solange die Pflanzen eine über­
sichtliche Höhe haben und ein­
zelne Reihen weggehackt werden. 
In ein Getreidefeld in der Nähe 
des Münchener Flughafens kann 
auch ein gefülltes Bierglas als 

Werbung für „Deutsches Bier“ hineinplatziert werden -  „zusätz­
lich zu den Kosten des Braugerstenanbaus 376 Arbeitsstunden 
und 7.570 DM Materialkosten“. Das Motiv musste GPS-gestützt 
ausgemessen werden (top agrar 7/01).
Die „Herstellung“ der Komkreise hat noch niemand beobachtet, 
außer vielleicht die der Landbuben. Die sogenannten Bekenner 
sind nicht ernst zu nehmen: mit Stelzen in’s Feld gehen um kei­
ne Trittspuren zu hinterlassen, mit einem Holzstamm das Getrei­
de walzen, mit einer Zielvorrichtung am Schirm der Baseball- 
Kappe, als GPS-Ersatz.
Zudem muss es heimlich geschehen. Als ich einmal in England 
einen Komkreis besichtigte, hatte ich sofort einen tobenden 
Bauern an den Fersen, der mich drohend -  „It’s privat property“
-  von seinem Privatbesitz verwies. Englische Farmer sind keine 
crop circle-Freunde.
Die Komkreise haben etwas, das als nicht von dieser Welt er­
scheint. Vielleicht deshalb, weil sie oft als nahezu vollkommene 
geometrische Figuren in die Natur hineingestaltet sind, Surrea­
lismus im wahrsten Sinne des Wortes (siehe: www.kornkrei- 
se.de).
Immer ist Geheimnisvolles damit verbunden. Als im Sommer in 
der Nähe von Warburg in einem Getreidefeld Zeichen entstan­
den, sagte der Bauer: „Ich weiß nicht, wo sie herkommen, es ge­
schah in der Nacht.“ Die Halme liegen unverletzt platt auf dem 
Boden, teilweise sind sie auch nur halb umgelegt und scheinen 
wie von einer großen Wasserwelle geformt (Wochenblatt Westfa­
len-Lippe 35/01). Und ein Betrachter des Kornkreises in meinem 
Nachbarort fragte seinen Begleiter: „Wie kann hier das UFO ge­
landet sein, wo doch genau über den Kreis eine Telefonleitung 
führt?“

vom Westfalen
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Milchwirtschaft in Osteuropa
Mit dem neuen Band aus der Reihe ZMP-Materialien zur Marktberichter­

stattung wird die Ausgabe von 1997 fortgeschrieben und erweitert. 
Milchwirtschaftliche Daten aus 19 ausgewählten Ländern sind für den 
Zeitraum 1995-2000 zusammengestellt und werden durch Länderbe­
richte ergänzt. Diese geben einen Einblick in die Entwicklung seit der 

Wende und setzen sehr unterschiedliche Schwerpunkte. Das letzte Kapi­
tel ist der Frage gewidmet, wer nach der Erweiterung der EU billiger

Milch erzeugen wird: Polen, Un­
garn oder Deutschland? Doch 
mit einem Hinweis auf das un­
vorhersehbare Zusammenspiel 

von Preis- und Produktivitätsstei-, 
gerungen bleiben die Autoren 

die Antwort schuldig. Dafür lie­
fert die beigelegte CD-ROM 

sämtliche vorhandene Daten von 
1989 bis 2000. Ein hilfreicher 

Einstieg für alle, die sich mit Ost­
europa beschäftigen, we 

ZMP-Materialien zur Marktbe­
richterstattung (Band 18): Milch­
wirtschaft in Osteuropa, 2. u. er­
weiterte Auflage, 192 Seiten, in­

klusive CD-ROM, Juli 2001, 
68,45 DM, zu beziehen über 

den ABL-Verlag
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Nachbau von geschützten Pflanzensorten
in Deutschland

Die Nachbauproblematik hat nun auch literarischen Niederschlag gefun­
den. Nun ist das Werk „Der Nachbau von geschützten Pflanzensorten in 
Deutschland" erschienen und zugleich die Doktorarbeit des Anwalts Ed­
gar Krieger, der die Saatgut Treuhandverwaltungs GmbH (STV) in nahe­
zu allen Nachbauverfahren vertritt. Auf 268 Seiten werden die Rechts­
grundlagen und die unterschiedlichen Gerichtsentscheidungen erklärt

und analysiert.
Auch wenn die Interessengemeinschaft gegen Nachbaugesetze (IGN) 
nicht ausdrücklich erwähnt wird, so heißt es bereits in der Einleitung, 

dass die Nachbaubestimmungen „zum Teil auf erbitterten Widerstand 
gestoßen" sind. Dem Leser wird schnell auffallen, dass der Verfasser die 

Interessen der STV vertritt. So spricht sich der Verfasser für eine allge­
meine Auskunftspflicht der Landwirte aus, die auch als Ausforschungs­

anspruch bezeichnet werden kann. Gleichzeitig erhält er auch die 80%- 
Gebührenregelung im sogenannten gesetzlichen Veranlagungsverfahren 

unter Hinweis auf das Kooperationsabkommen für rechtmäßig. 
Leider berücksichtigt das W erk aufgrund der frühen Fertigstellung nicht 

die aktuellen Entscheidungen des Öberlandesgerichts Düsseldorf oder 
des Saarländischen Oberlandesgericht und auch rycht die Stellungnah­

me der Europäischen Kommission im Rahmen des Vorlageverfahrens, die 
sich allesamt gegen eine allgemeine Auskunftsverpflichtung ausspre­

chen. Infolgedessen wird die Auffassung des Oberlandesgerichts Frank­
furt noch als Mindermeinung bezeichnet. Dies kann inzwischen nicht

m ehrgelten.
Hinsichtlich des Auskunftsanspruchs schreibt der Verfasser am Schluss 
seines Werkes: „H ier bleibt zu hoffen, dass der Bundesgerichtshof und 

der Europäische Gerichtshof klare W orte zur Auskunftspflicht der Land­
w irte finden. Aber auch in diesem Fall kann wohl nicht damit gerechnet 
werden, dass der Widerstand der Landwirte gegen die Nachbaubestim­
mungen endet." Die Aussage sollte somit Ansporn für alle sein, vor al­

lem auf politischer Ebene soviel Druck zu erzeugen, dass die Nachbaure- 
gelungen grundsätzlich reformiert werden. Auch wenn die ca. 800 M it­

glieder starke IGN häufig gerade vom deutschen Bauernverband und der 
Saatgutwirtschaft als kleine Minderheit bezeichnet wird, so wird letztlich 
einer für diesen.Widerstand immer dankbar sein können: Würde es die­
sen Widerstand nicht geben, wäre sicher die Doktorarbeit -des Anwalts 
der Gegenseite nicht möglich’gewesen, da die rechtlichenBrisanz von 

niemanden gesehen worden wäre. Matthias Miersch 
Edgar Krieger: Der Nachbau von geschützten Pflanzensorten in Deutsch­

land. Agrimedia Verlag 2001. 268 S., 78,- DM, zu beziehen über den
ABL-Verlag.

„Ein längst überfälliges Buch“
Karl-Friedrich Osenberg bespricht das neue Buch zur „Agrarwende" 

von Götz Schmidt und Ulrich Jasper

Mit dem Titel „Agrarwende oder die 
Zukunft unserer Ernährung“ ist ein 

Buch erschienen, das hochaktuell in die 
agrarpolitische Diskussion passt, aber oh­
nehin längst überfällig war. Denn nirgend 
sonst ist so kompakt das breite Feld der 
Landwirtschaft und ihrer Rolle in der Ge­
sellschaft zusammen­
gefasst. Der Interes­
senfilz der Agrarpolitik 
und des Bauernver­
bandes, Tierhaltungs­
formen und die Le­
benssituation bäuerli­
cher Familien, fehlen­
de demokratische Kon­
trolle und die hoff­
nungsvollen Ansätze 
außerhalb des nur öko­
nomisch dominierten 
Entwicklungsmodells 
sind nur wenige von 
vielen Bereichen, die 
von den Verfassern ge­
schildert und beurteilt 
werden.
Dabei beweisen sie ei­
nen hohen fachlichen 
und sozialen Sachver­
stand spwie enorme 
Kenntnisse im land­
wirtschaftlichen Inter­
essengestrüpp. Eine 
besondere Freude wird 
das Lesen, wenn mit 
wenigen Sätzen kom­
plizierte Bereiche ein­
leuchtend beschrieben 
und plötzlich zu klaren 
Bildern werden.
Als roter Faden durch­
zieht folgender Gedan­
ke das Buch: Nur wer 
den Bereich Landwirt­
schaft in seiner Komplexität versteht, die 
vielfältigen Interessen sortieren kann, wer 
der Landwirtschaft einen fortschrittlichen 
Platz in der Gesellschaft aufzeigt und die­
sen wirtschaftlich absichert, kann genü­
gend Bauemfamilien als Akteure für die 
Agrarwende gewinnen.
Die Verfasser Götz Schmidt und Ulrich 
Jasper haben ein wichtiges Buch geschrie­
ben, das von viel Liebe zu den Menschen 
und dem Land zeugt. Doch eins bleibt dem 
eingeweihten Leser unklar: Warum blei­
ben im Block III des Buches bei der Be­
handlung wichtiger Oppositionsbewegun­
gen die AbL und die Bauemstimme uner­
wähnt? Sind doch gerade in ihren Struk­
turen wesentliche Teile des Buchinhaltes 
in vielen Jahren des Widerstandes und der 
Selbsthilfe erfahren und erarbeitet wor­
den.

Dennoch: Für die aktuelle Diskussion um 
die Agrarwende ist das Buch eine Pflicht­
lektüre. Ein Verständnis der geschilderten 
Zusammenhänge ist notwendig, um eine 
sozial verträgliche Agrarpolitik betreiben 
zu können und sich nicht nur von kurzfris­
tigen und verkaufbaren Ergebnissen der

I
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Tagespolitik leiten zu lassen. Es ist eben 
nicht gleichgültig, von wie vielen Bauern 
unsere Lebensmittel erzeugt werden, das 
gilt auch für den ökologischen Landbau. 
Der Staat hat eine soziale Funktion. Wenn 
es um Kürzung von Mitteln und um Stär­
kung von Betrieben geht, dann muss ein 
Sozialstaat denen helfen, die es am nötigs­
ten brauchen, und das sind kleine und 
mittlere Betriebe. Das kommt bei der Ber­
liner „Agrarwende“ bisher viel zu kurz. 
Wenn das an mangelnden Kenntnissen 
liegt, dann kann das Buch vielleicht helfen 
-  das würde ich mir wünschen.

Karl Friedrich Osenberg

Götz Schmidt, Ulrich Jasper: Agrarwende -  oder 
die Zukunft unserer Ernährung. Beck-Verlag 
2001, ISBN 3-406-475701, 220 Seiten, 24,90 
DM. Das Buch kann über den ABL-Verlag bezo­
gen werden.
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Ökowende LESE-BUCH TIP
Analyse von 50 Jahren europäischer und deutscher Agrarpolitik
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Der Titel Ökowen­
de führt etwas in 

die Irre, denn der Au­
tor Ulrich Kluge wen­
det seinen Blick nicht 
auf den Ökolandbau 
sondern auf die bäuer­
lichen Familienbetrie­
be. Den Ökolandbau 
kanzelt er hingegen als 
zu kleinstrukturiert 
ab.
Für sein Urteil über 
die Agrarwende blät­
terte Ulrich Kluge zu­
nächst durch die letz­
ten 50 Jahre europäi­
scher Agrarpolitik.
Widersprüche zwi­
schen den einzelnen 
agrarpolitischen Ent­
scheidungen, die Logik des Wachsen und 
Weichens bis zum Ausbruch der BSE-Kri­
se analysiert der Autor. Doch der fehlende 
„Kassensturz“ als Voraussetzung um et­
was in und für die Landwirtschaft zu ver­
ändern, findet sein Mißfallen. Wieder fah­
re die deutsche Agrarpolitik mit vollem 
Munde nach Brüssel und komme mit lee­
ren Händen zurück.
Leitbild für eine neue Landwirtschaft ist 
für Ulrich Kluge der 50 bis 100 ha Voller- 
werbsbetrieb in Westdeutschland, dem die 
Politik feste Rahmenbedingungen vorzu­
geben habe. Nur dieser Familienbetrieb

Ulrich Kluge
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sei flexibel genug sich 
auf neue Anforderun­
gen einzustellen.
Zwar verbessert es die 
Lesbarkeit an man­
chen Punkten nicht 
aufzuzählen, wer was 
wann gesagt oder ge­
macht hat, aber Ulrich 
Kluge verzichtet lei­
der durchgehend da­
rauf, die Handelnden 
zu nennen. So 
schreibt er kenntnis­
reich von dem Agrar­
europa, der Reform 
und der Landwirt­
schaft ohne auf unter­
schiedliche Interessen 
von Bauern, Bäuerin­
nen oder Strömungen 

in der EU oder Ministerien einzugehen. 
Konsequent verzichtet er auch darauf den 
Namen der neuen Landwirtschaftsminis­
terin zu nennen.
Angenehm zu lesen, manchmal fast zu 
knapp, bietet das Buch für alte Hasen der 
Agrarpolitik wohl wenig neues, ist aber für 
jüngere eine Möglichkeit sich über einige 
Schritte der europäischen Agrarpolitik zu 
informieren. ms

Ulrich Kluge: Ökowende. Siedler Verlag 2001. 
192 S., 36,- DM, zu beziehen über den ABL-Ver-
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DDR-Landwirtschaft
Ein anschauliches Bild der Thüringer Landwirtschaft zwischen 1945 und 

1990 zeichnet ein Buch, das leider bisher viel zu wenig Beachtung 
gefunden hat. Objektiv, detailliert und kritisch werden alle Phasen der 

DDR-Landwirtschaft beschrieben; Bodenreform, Nebeneinander von Ein­
zelbauern und ersten LPGen, Zwangskollektivierung, Trennung von Tier- 
und Pflanzenproduktion, Schaffung „industriemäßiger Anlagen", eben­

so die daraus entstehenden Widersprüche und Umweltprobleme und 
das Spannungsverhältnis zwischen den internen Verhältnissen in den 

Betrieben und der bürokratisch-starren staatlichen Lenkung. In mehreren 
Interviews mit Beteiligten werden die persönlichen Leistungen und 

Schicksale lebendig, auch die Verhältnisse in der Zeit der deutschen Eini- - 
gung, die Auseinandersetzungen zwischen LPG-Nachfolgebetrieben und 

privaten Wiedereinrichtern eingeschlossen, en 
Thüringer Landwirtschaft zwischen 2. Weltkrieg und Wiedervereinigung, hrsg. vom Ver­

band für Agrarforschung und -bildung Thüringen e. V. 1999, 214 S. mit zahlreichen Pho­
tos und Abbildungen, 39,90 DM, Vertrieb durch Fachverlag für Umweltsysteme, Fran­

kenstrasse 21, 99734 Nordhausen, Tel. 03631/901931, Fax 901932.

Agrar-Öko-Audit?
Seit der BSE-Krise wird in Zusammenhang mit gläserner und verbrau­

cherorientierter Produktion auch verstärkt über das „Öko-Auditing" in 
der Landwirtschaft nachgedacht: Das Öko-Audit legt Rahmen-Regeln für 

solche Unternehmen fest, die sich - auf freiwilliger Basis - hinsichtlich 
ihrer Umweltanstrengungen untersuchen lassen wollen. Dabei wird fest­

gehalten, welche (jeweils selbst festgelegten) Umweltleistungen die 
Unternehmen erbringen wollen - in zeitlichem Abstand wird dann 

dokumentiert, inwiefern diese Ziele erreicht wurden und welche weite­
ren Ziele sich die Firmen dann wiederum gesetzt haben. Erste landwirt­

schaftliche Betriebe haben sich mittlerweile dem Öko-Audit bzw. der 
ISO-Zertifrzierung unterworfen. Ein bereits 3 Jahre altes Buch zum „Öko- 

Audit" enthält zahlreiche Beiträge eines Seminars, bei dem über mögli­
che Vor- und Nachteile dieses Verfahrens in der Landwirtschaft diskutiert 

wurde. Es wurde z.B. erörtert, ob der Nutzen die erheblichen Kosten 
lohnt, ob damit nicht ein Zwang zur Teilnahme erwachsen könnte, ob 
seitens der Ernährungsindustrie ein solches Audit erzwungen werden 

wird oder ob ein solches Audit nicht wesentliche Unterschiede
verwischen würde, en

Agrar-Öko-Audit, E. Spindler (Hrsg), Springer-Verlag 1998, 410 Seiten, 98 DM, zu bezie­
hen über den ABL-Verlag

Zukunft der Landwirtschaft
Zur Gestaltung einer nachhaltigen „Zukunft der Landwirtschaft" äußern 
sich in einem Buch der „Gegenseitigkeit"-Versicherung namhafte Auto­

ren: Ex-Minister Funke und EU-Kommissar Fischler beschreiben ihre Sicht 
der zukünftigen Agrarpolitik, der Öko-Wissenschaftler Urs Niggli die Rol­
le des Öko-Landbaus, Professor Drochner die Perspektiven im Bereich der 

tierischen Erzeugung und Cornelia Roeckl (Zukunftsstiftung Landwirt­
schaft) die neue Verbindung von Städtern und Landwirtschaft. Im Buch 

enthalten sind daneben auch Beiträge von Peter Link über seine Sicht 
der Warenterminbörsen und vom Niederländer Dr. Broese über seine Plä­

ne für Schweinehaltung in Hochhäusern, en 
Zukunft der Landwirtschaft, 118 Seiten, Oldenburg, 2001, Bezug: GEGENSEITIGKEIT- 

Gruppe, Osterstr. 15, 26122 Oldenburg, Tel. 044119236-236, Fax-146

Agrarwende jetzt
M it flotter Feder und vielen 

Anleihen an anderen Texten 
hat auch Franz Alt ein Buch 

zur Agrarwende 
geschrieben. 

Doch auch wenn manch 
guter Gedanke enthalten 

ist, der Plan zur Rettung der 
Landwirtschaft und der 

Gesundheit der Verbraucher 
ist allzu einfach. In einigen 

Jahrzehnten machen alle 
Ökolandbau und schon 

sind die Probleme gelöst. In 
der Schweiz wird der Groß­

teil der Ökoprodukte ver­
marktet, dort ist der Bio- 

Anteil höher, also ist dieser 
Vermarktungsweg richtig. 
Nach Franz A lt müssen die 
Bauern lernen auf die Kun­
den zuzugehen und nicht 
länger zu warten, dass sie 

zu ihnen auf den Hof 
kommen. 

Franz Alt: Agrarwende. Gold­
mann 2001. 192 S., 16,-DM.

C u ^o iid c  l-eb en sin m c 'l



r

ANZEIGEN

Veranstaltungskalender

Bauemstimme li/2001

(Klein) A N Z E I G E N

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen DM 15,-; Gewerbliche Kleinanzeigen DM 25,-; 
Chiffregebühr DM 5,-. Alle Preise inkl. MWSt. Anzeigenannahme bis 
zum 17. des Vormonats. Anzeigen bis DM 25,- nur gegen Vorauszah­
lung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von DM 5,- für 
die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere An­
zeigenpreisliste. Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Fax: 
02381-492221, E-mail: bauernstim@aol.com.

H of und A rb e it

•  Arbeit auf Ökohof gesucht Suche 
wegen Neuorientierung äne Lebens­
und Arbeitsmöglichkeit. Bin 43, Bauin- 
genieurin und pass. Hobbygärtnerin 
jjnd suche neue Lebensqualität. Kenne

kohofproblematik - möglichst Hof in 
Norddeutschland. ®  0172-4032113 

^♦Staatlich geprüfte Wirtschafterin 
(35) sucht neues Arbeitsfeld in net­
tem Team, das einen erfolgreichen 
Ackerbau macht und möglichst Rind- 

Becher hält. Bei gegenseitigem Interes­
se ist eine spätere Beteiligung am Be­
trieb möglich. ®  033878-90694
•  Suche kl. Hof/Resthof in Nord- 
deutschland Haus ab 150 qm + Ne­
bengebäude + Garten/Weide ab 5.000 
qm privat zu kaufen. ®  089-12779058
• Schwarzwaldhof zu verkaufen, 
evtl. auch teilweis, auf Rentenbasis, zu

90 %  renoviert, sehr schöne Einzelhof- 
Lage auf 1000 m Höhe an einem Süd- 
Ost-Hang. 8,6 ha Weide-Wiesen-Wirt- 
schaft mit vertraglicher Förderung - 
Naturschutz-ökol. Bewirtschaftg. - für 
Ziegenhaltung mit Käserei (Marktlü­
cke) als Nebenerwerbsbetr. geeignet. - 
Kompl. eingericht. Ferienwohnungen, 
eigene Wasser- u. Stromversorgg. Zu­
schriften unter Chiffre 11/01-1

T ierm arkt

•  Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse. Burkhard Schir­
rmeister, Sipplingen, ®  07551/63609

Q u erfe ld e in

• Urlaub in MVP/Landschloss traum­
hafte App. / FeWo in gesunder Natur/ 
Ostseenähe ab 100,- DM zu verm., 
®  0172-4032113

GOrtlSS PVR!
Das dekorative Gemüsekalender-PosterlDIN A3) 
gibt rund ums Jahr Auskunft, wann die Zeit für frische 
Kohlrabi, Möhren, Chicoree und Co. 
vom |Bto-)Bauern nebenan gekommen ist!

Besteüsdresse:
NABU Naturschutttamd NRW 

/ .  '' MerowingerstraSe S8 ■ 40225 Düsseldorf
/ N A B U  ft>ittB3,"-DM/t,50€irs Briefmarken beites««!
bätp:/M'WW.Räbu-rtfw.de Spemfenkonto: 102111C10 (BIZ 30! 60213)

Agrar-Tagung 
für

Landwirte, Verbraucher, Politiker

"Landwirtschaft mit menschlichem Gesicht”

in Weimar / Thüringen
im Kultur- und .Tagungszentrum *mon amT

vom 23. bis 25.. November 2001
veranstalte! vom 

Forschungsring für Biologisch-Dynamische Wirtschaftsweise e.V.

unterstützt durch: Agrarbündnis e.V., Demeter Sund e.V.,
Gäa Sachsen-Anhalt e.V., Gäa Thüringen e.V., Thüringer Bauernverband e.V., 

Thüringer Ökoherz e.V., Zukunftsstiftung Landwirtschaft, u.a.

Oie Tagung wins im offenen Dialog Perspektiven für «ine Landwirtschaft der nahen Zukunft entwickeln. 
Was sind die Angelpunkte fw eirte lalsächMie Agrarwende?
Themen u.a.:

SpeasMmmg und Amsststeilun# in der post-industfielten Landwirtschaft 
Wie gestatte ich als Verbraucher den Öko-Markt?
Supermarkt oder Fachhandel 
Entwicklung des Eigentumsrechts 
Formen der Kooperation 
Chancen und Grenzen des FamiiienbeMebs 
Viehksse Betriebe - welche Rolle spielt das Rind In der Agrartandscfraft?
UfidscbaftsgestaSturtg durch ÖKofoofeche landwrtschatf 
Wissenschaft des Lebens am Beispiel der Rinderzucht

Dr. Franz Alt, Staatssekretär BM VEL Beminger. Steffi U m ke (MdB), Herbert Vagei (Landvärt). Comedia 
Roecki und Axel Janitzfci (GLS-ßank), Nikoäai Fuchs {Forschungsring}, Landvwfte und Berater aus 
Thüringen, Brandenburg und Sechsen, u.a. von Brodowsn, Wertchof Rsngenwaide, Bkrfand-Rartch Zempov

M arm etionen und Anm eldungbai:
Forschuf^äsrir^tör BkriogiscfvDynamfecfte Wirtschaftsweise e.V.
Brandsohneise 2, D-64295 Darmstadl 
Tel. 06155-8412-3, Fax -8469-11 
E-Mail info@Fofschungsring.de« www.Forechungsring.de

FORSCHUNGSRING
rot moux^^mvsa*»

Kommt die Wende in der 
Landwirtschaft?
09. bis 11. November 2001, BadHerrenalb 

Die Politik macht die Agrarwende zum 
Programm. Ist sie umsetzbar im Konflikt 
mit Konsum- und Wirtschaftsinteressen 
und der Einbindung in die EU und WTO? 
Evangelische Akademie Baden, ®  0721- 
9175-352, Fax: -350, www.ev-akademie- 
baden.de, Teilnahmebeitrag mit Unterkunft 
und Verpflegung DM 210,-

Die neue Agrarpolitik
29. und 30. November 2001, Göttingen 
Qualitätsorientierung und Umweltschutz 
contra Wettbewerb ist Thema der Podi­
umsdiskussion auf der ASG-Herbstta- 
gung, daneben Foren zu regionaler Nah­
rungsmittelversorgung und Modulation. 
Agrarsoziale Gesellschaft (ASG), Frau Hel- 
wig, ®  0551-4970923, Fax: - 4970916, 
asggoe@gwdg.de, Kosten DM 50,-

Homöopathie in der 
Rinderhaltung
01. und 02. Dezember2001, Kohren-Salis/Sach- 
sen
BAG ejl, 190,- DM Teilnahmebeitrag

Wann ist Saatgut 
ökologisch?
10. und 11. Dezember 2001, Altenkirchen 

Die agrarpolitische Informationsveran­
staltung zeigt das Spektrum der Züch­
tungsmethoden auf und fragt nach den 
Grenzen bei den Methoden für den Öko­
logischen Landbau.
BAG ejl in Kooperation mit Forschungsinsti­
tut für Biologischen Landbau Berlin e.V. 
und Kultursaat, Verein zur Förderung der 
biologisch-dynamischen Gemüsesaatzucht

Einführung in den org.-bio. 
Land- u. Gartenbau
11. bis 15 Dezember 2001, Altenkirchen
(1) Grundlagen, 280,- DM Teilnahmebei­
trag,
(2) Anbau von Qualitätsgetreide, 160,- 
DM Teilnahmebeitrag,
(3) Rindfleischerzeugung, 160,- DM Teil­
nahmebeitrag,
(4) Milchproduktion, 160,- DM Teilnah­
mebeitrag
BAG ejl in Kooperation mit Bioland

Einführung in den org.-bio. 
Landbau für Auszubildende 
und Praktikanten
16. bis 19. Dezember 2001, Altenkirchen

BAG ejl in Kooperation mit Bioland, 108 
EURO Tagungskosten Information und An­
meldung: BAG ejl, Ute Rönnebeck, Evange- - 

. iische Landjugendakademie, Dieperzberg- 
weg 13-17, 57610 Altenkirchen, ©  02681 - 
9516-46, Fax:-70206, info@lja.de

Biogas in der 
Landwirtschaft
12. bis 14. Dezember 2001, Schwäbisch Hall 
10. Jahrestagung mit Lehrfahrt 
Internationales Biogas/Bioenergie Kompe­
tenzzentrum i.Gr., Michael Köttner, 
Heimstr. 1, 74592 Kirchberg/Jagst,
©  07954-926203, Fax: -926204, biogas- 
service@t-online.de, www.biogas-zen- 
trum.de

Biologisch-dynamischer
Heilpflanzenanbau
06. November 2001, Weihenstephan 

Michael Straub von der WELEDA AG be­
richtet über eigenen Anbau sowie 
Rohstoffbeschaffung für Arzneimittel, 
Kosmetik und Nahrungsergänzungsmit­
tel

Geschmacksache 
„natürliche Aromen"
12. November 2001, Weihenstephan 
Günther Weiss vom Demeter-Marktforum 
geht der Frage nach: Natur pur oder Ver­
brauchertäuschung? - Aromen auch in 
Bio-Produkten!?

Fühlen wie es schmeckt
22. November 2001, Weihenstephan 
Angelika Meier-Ploeger, Professorin für 
Ökologische Lebensmittelqualität und Er­
nährungskultur bietet zur Sinnesschu- 
lung einen Vortrag mit Übungen

öffentliche Seminarreihe an der Techni­
schen Universität München/Weihenste­
phan, Vorträge jeweils um 18 Uhr im Hör- 
saal 12 neben dem Parkplatz in Mensanä­
he, Wissenschaftszentrum für Ernährung, 
Landnutzung und Umwelt

PAN Europe Conference
07. bis 09. November 2001 

Konferenz des Pestizid Aktionsnetzwerks 
Europa in englischer Sprache zu Pestizid­
verminderung in Europa, Agrarkultur und 
Rolle der Verbraucher sowie einem 
Schwerpunkt zu Osteuropa.
Anmeldung an Ute Meyer, Coordina- 
tor@pan-europe.net

Landwirtschaft und 
Naturschutz
09. und 10. November 2001, Passau 
Die Tagung beleuchtet rechtliche Aspekte 
wie Vertragsnaturschutz, Schutz des Ei­
gentums. Europarecht, Rechtsschutz 
usw.
Universität Passau, Institut für Landwirt­
schaftsrecht, ©  0851 -509-1950 oder - 
1951, Fax: -2203, ifl@uni-passau.de

Vegetarisch leben
16. November 2001, bei Hamburg 
Das Seminar will die vegetarische Lebens­
weise in Hinblick auf die Themen Nach­
haltigkeit und Gesundheit kritisch be­
leuchten.
Anmeldung unter© 040-605-1014, Fax: - 
2538, Kosten DM 70,-, www.haus-am- 
schueberg.org

Heil- und Gewürzpflanzen
12. bis 15. November 2001, Bad Neuenahr 

Die Fachtagung gibt einen Überblick über 
wirtschaftliche Situation, Marketing, An­
bautechnologie, Züchtung und ökologi­
schen Anbau, ergänzt durch Exkursionen 
sowie einen Workshop zum Apotheker­
garten.
Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt Ahr­
weiler/Mayen (SLVA), ®  02641-97860, Fax: 
-978666, SLVA-AW@agrarinfo.rlp.de

■------------------------
Schonende
Bodenbearbeitung
13. bis 15. Dezember 2001, Creglingen
Der Kurs vermittelt langjährige Erfahrun- 
gen z.B. zu Direktsaatverfahren, Kemink- 
system einschl. Weiterentwicklungen 
usw. und gibt konkrete Anleitung über 
deren Einsatzmöglichkeiten in der land- 
und gartenbaulichen Praxis.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda,
®  09343-589190, Fax: -613781, 
www.LHVHS.de, Kursgebühr EURO 60,-

Ökologische Bienenhaltung
Januar bis November 2002, Lauda 
Der Anfängerkurs umfasst acht einzelne 
Tage, an denen das Bienenvolk im Jahres­
lauf beobachtet und wesentliche Fragen

besprochen werden. Jeder Teilnehmer hat 
die Möglichkeit, selbst am Bienenvolk zu 
arbeiten.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda, Tau- 
berstr. 9, 97922 Lauda, ®  09343-589190, 
Fax: -613781, www.LHVHS.de

Podiumsdiskussion zur 
Agrarwende in 
Mecklenburg-Vorpommern
14. November 2001, Güstrow 
Thema des Abends ist die Umsetzung der 
Agrarwende in Mecklenburg-Vorpom- 
mern. Erwartet wird Staatssekretär Thal- 
heimsowie Vertreter des Landesministeri­
ums, von Bauernverband, Tierschutz­
bund, NABU, BUND und Jörg Gerke von 
der AbL.
19 Uhr in der Viehhalle (Speicherstraße) in 
Güstrow, Veranstalter ist die Schweriner 
Volkszeitung

m — ------- :-------- :--------------
M  Aufbruch für die 
Zukunft - Agrarwende auch 
für die Bauern?!
06. November 2001, Bönen 
Unter dem Motto: Agrarwende auch für 
Bauern?! lädt die AbL NRW zu einerlnfor- 
mations- und Diskussionsveranstaltung 
mit Wolfgang Reimer (BMVEL)
20 Uhr im „Haus Timmering" in Bönen, 
Bahnhofstr. 45, Anmeldung und Info bei 
AbL NRW, ffi 02381-9053171, Fax: - 
492221, jasper@abl-ev.de

Die Agrarwende - was 
bringt sie den 
Schwarzwaldbauern?
02. November2001, Furtwangen-Schönenbach 
Das Forum Pro Schwarzwaldbauern lädt 
ein, Referent ist Wolfgang' Reimer BMVEL 
Bonn.
20 Uhr im Gasthaus Löwen in Furtwangen- 
Schönenbach

Biogas in der 
Landwirtschaft
12. bis 14. Dezember 2001, Schwäbisch Hall 
10. Jahrestagung mit Lehrfahrt 
Internationales Biogas/Bioenergie Kompe­
tenzzentrum i.Gr., Michael Köttner, 
Heimstr. 1, 74592 Kirchberg/Jagst,
©  07954-926203, Fax: -926204, biogas- 
service@t-online.de, www.biogas-zen- 
trum.de

Dezentrale
Pflanzenölnutzung
07. und 08. Dezember 2001, Aulendorf 

3. Pflanzenöltagung der Bundschuh-Bio- 
gas-Gruppe
Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für 
Viehhaltung und Grünlandwirtschaft 
(LWG), Atzenberger Weg 99, 88326 Au­
lendorf, ®  07525-942316, Fax: -942333

Biogas - erneuerbare 
Energiequelle für 
Gartenbau und 
Landwirtschaft
06. November 2001, Straelen 

Ein Seminar für Interessierte mit.konkre­
ter Bauabsicht inklusive Besichtigung der 
Biogasanlage im GBZ Straelen. 
Gartenbauzentrum (GBZ) Straelen der 
Landwirtschaftskammer Rheinland,
©  02834-704-0, Fax: -704-137, www.gbz- 
straelen.de
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K O N T A K T Eagrarwende
visionär-informativ-konträr

10. Witzenhäuser SPÖL-Konferenz an der GH Kassel
25.-30. November 2001

Was ist aus den Forderungen und Ankündigungen zur Veränderung der Landwirtschafts­
politik,und damit der Landwirtschaft-allgemein, geworden und wie wird es weitergehen?

Pünktlich zum ersten Jahrestag des ersten BSE-Falles in Deutschland wird in der 
diesjährigen Konferenz das immer noch brisante und aktuelle Thema Agrarwende be­
handelt, denn es verlangt nach vielen Händen, um eine umweit- und sozialverträgli­
che, tiergerechte und verbraucherfreundliche Landwirtschaft zu verwirklichen. So 
sind Profis und Laien, Vertreterinnen aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und der 
Praxis eingeladen die Konferenz als Forum zu begreifen und durch Vision, Informati­
on und Diskussion eine kritische Analyse der bestehenden Rahmenbedingungen vor­
zunehmen und darüber hinaus Perspektiven für eine veränderte, ökologisierte Land­
wirtschaft zu entwickeln.
Am Sonntag steht der einleitende Vortrag, der ganz subjektive Visionen präsentiert, 
als Anstoß für die folgenden "läge; an den folgenden vier Thementagen- (Umgang mit 
Nutztieren, Umwelt und Soziales, Aspekte der Agrarpolitik, Ernährung und Han­
del)- innerhalb der Konferenzwoche wird vor allem auf eben dieses WOHIN ge­
schaut. Zum jeweiligen Thema des Tages kommen Angebote, in Arbeitsgruppen und 
Diskussionen teilzunehmen. Der Abschlusstag bietet, nach politischem Bericht, die 
Möglichkeit, die Konferenz bei künstlerischem Darbietungen und Abschlussbufett 
ausklingen zu lassen.

... Nun, eine allgemeine Antwort auf die Frage am Anfang dieses Textes können wir 
Ihnen auch nicht liefern -  vielmehr sind wir gespannt, gemeinsam mit Ihnen und 
zahlreichen Teilnehmerinnen Antworten, Lösungen und auch neue Fragen zu finden
-  denn die Kunst zu verändern besteht doch meist in der Entwicklung.

Kontakt: Tel: 05542-911612

Ich werde Mitglied in der
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AbL

Schleswig-Holstein
Landesverband: Ellen Holste, Reit 5,24848 Alt Bennebek, ®  04624/800312 
Bernd Voss, Diekdorf Nr. 124,25554 Wilster, ©  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, Winderatt 14,24966 Sörup, ®  04635/2141, Fax: /2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, ®  04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ®  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: 27243 Beckeln, Im Unterdorf 27, 'S  04244/966725, Fax 04244/ 
967422
Heide-Weser: Karlheinz Rengsdorf, ®  04233/669; Ulrike Helberg-Manke, ®  
04231/63048
Elbe-Wesen Hinrich Burfeind, ®  04762/1593; Ada Fischer ®  04723/3201,
Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, ®  05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: Hartmut Hollemann,® 05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ®  05508-999989, Fax: 05508-999245

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, ®  02381 /9053173,
Fax: 492221
Herford: Friedei Gieseler, ®  05221/62575
Minden-Lübbecke: August Seele, ®  05702/9152
Hellweg: Ulrike Ostendorff, ®  02307/62281, Wilhelm Eckei, ®  02378/2991
Sauerland: Dorothee Biermann, ®  02973/2557
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, ®  05273/35447
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, ®  05404/5264
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ®  05241/57069
Düren: Monika Lövenich, ®  02425/901458
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ®  02248/4761

Hessen
Mittelhessen: Emst-Günter Lang, ®  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, ®  05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

Rheinland-Pfalz
Landesverband: Auf m Kreuzchen 2,56290 Wohnroth ®  06762/951170,
Fax: 06762/951191
Regionalverband Eifel: Heribert Hoffmann, Lindenstr. 5a, 54597 Ellwerath,
«  06551/2636, Fax: - 985783
Regionalverband Hunsrück-Nahe: Karin Auler-Weber, Auf dem Rech 4,
55481 Oberkostenz, ®  06763/601, Fax: 06763/558 
Koblenz-Mayen: Engelbert Jung, 02607/552

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtal 1,88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fax: 07352/ 
941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, ®  07443/3990, Martin Reiter, @  07524/2272; 
Hedwig N o ll,®  07463/729
Nord-Württemberg: Brigitte Steinmann, ®  07062/61620; Ulrike + Wolfgang
Reim er,® 07971/8584
Göppingen: Gerhard Übele, ®  07166/422
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751 /91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Klaüs Elb|e,®  07808/1311, Fax: 07808/910453 
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Bodensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278 
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, ®  
08679/9130145, Fax: 0180/505259000644, e-Mail: Abl-Bayern@web.de 
Regiönalverband Schwaben: Josef Böck, Leipheimer Str. 8, 89347 Bubesheim, 
®  08221/6326; Hermann Holl, ®  07302/6512
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer ®  08847/804, Christa
Schlögel ®  08856/5723
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ®  08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, ®  09194/8480; Jasmin Berger ®  09565/6838

Mecklenburg-Vorpommern
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5,18258 Rukieten, ®  038453/20400 
Vorpommern: Albert Wittneben, Oberstriet 4,17089 Grischow, ®  039604/26856

Geschäftsführer Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststr. 28, 
21335 Lüneburg, ®  04131/407757, Fax 04131/407758 
Arbeitskreis Frauen: Ulrike Hasemeier-Reimer, Flurstr. 6, 74405 Gaildorf-Reip- 
persberg, ®  07971/8584, Fax 07971/5718
„Morgenland“ - Arbeitskreis für Leute, die auch morgen noch in der Landwirt­
schaft oder einem angelagerten Bereich arbeiten wollen. Arnd Berner, Zum Anger 
5, 37547 Kreiensen-Opperhausen ®  u. Fax. 05563-910705, hof_berner@hot- 
mail.com
AgrarBündnis e.V.: Ulrike Ottenottebrock-Völker, Marienfelder Str. 14,33378 
Rheda-Wiedenbrück, ®  05242/44327, Fax: 931446 
Neuland e.V.: Baumschulallee 15, 53115 Bonn 1, ®  0228/604960 
Europäische Bauemkoordination EBK-CPE, Rue de la Sablonnigre 18, B-1000 
Brüssel, ®  00322/2173112, Fax 2184509, E-mäil: cpe@cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Haus der 
Landwirtschaft, Bielefelder Str. 47,33378 Rheda-Wiedenbrück, 05242/925814, 
Fax: 925833, email; Andrea.Kiel@lk-wl.nrw.de
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Osting­
hausen, ®  02945/989195, Fax: 02945/989133
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren.
Adi Lambke 05864/233, Anneliese Schmeh 07553/7529, Johann Schamann 
09861/3945

mailto:bauernstim@aol.com
http://www.bauernstimme.de
mailto:Abl-Bayern@web.de
mailto:cpe@cpefarmers.org
mailto:Andrea.Kiel@lk-wl.nrw.de


Fliederbeersuppe
Sie kam per Post -  die Erinnerung an längst 

vergangene Kindertage. Vater schrieb ganz 
nebenbei, wie voll die Fliederbeeren dieses 
Jahr gewesen seien und dass Mutter am liebs­
ten wieder auf die Leiter gestiegen wäre. So 
dachte ich seit über zwanzig Jahren plötzlich 
an Fliederbeersuppe. Flederbeersupp met 
Klümp -  so oder ähnlich hätt dat op Platt- 
dütsch heet. Die Griesklöße freilich versuchte 
ich als Kind zu meiden. Sie waren eklig und 
fies, tarnten sich tiefviolett als leckere Apfels­
tücke. Das war schon das ganze Geheimnis: 
warmer Fliederbeersaft, Griesklöße und Äp­
fel. Und natürlich diese einmalige Farbe, der 
auch mit Mega-Perls und ähnlichen Errungen­
schaften der Neuzeit beim Waschen nicht bei­
zukommen ist.
Ja, Fliederbeersuppe -  eine wahre Herausfor­
derung kindlicher Esskünste. Später lernte ich 
dann, dass es gar keine Fliederbeeren gibt. 
Süddeutsche Mitstudenten amüsierten sich 
über die offensichtliche Sprachverwirrung der 
Nordlichter. Dabei wusste ich selbst gut ge­
nug, dass meine Großmutter zuerst die Ho­
lunderblüten erntete für Holunderblütensekt 
und was nicht geerntet wurde reifte zu Flieder­
beeren. Und aus dem Holunderholz ließen 
sich vorzügliche Blasrohre schnitzen, da es ei­
nen weichen Kern hat, während wir die duf­
tenden Blütentrauben des Flieders zu den 
Omas trugen, was uns eine Schokolade ein­
brachte. Holunder öder Flieder -  die Sträucher wa­
ren einträglich.
Wo ich gerade beim Erinnern bin, da gab es auch die­
se Beutezüge in den Kührener Wald: zuerst zu den 
Himbeeren, dann waren die Brombeeren dran. Mut­
ter mit der Milchkanne vorneweg. Da konnte man 
die Milch beim EDEKA noch in seine Kanne abfül­
len. Das ist aber schon lange her. Dann kam die Kan­
ne nur noch zur Beerenemte mit und zwei Liter voll 
brachten wir wohl von unseren Streifzügenmit. Über 
den Lenker des Fahrrads gehenkt waren die Himbee­
ren dann auch schon gut durchgeschüttelt und hat­
ten das Vorstadium der Saftherstellung erreicht. Phy­

sikalisch gesehen sind Maden wohl leichter als Bee­
ren, denn sie sammelten sich stets oben. Oder war’s 
ihnen einfach schlecht geworden? Ich habe nie darü­
ber nachgedacht, wo die Maden bei der Saftherstel­
lung abblieben. Doch werde ich nicht das Gesicht 
meiner Schulfreundin vergessen, die wir auf einen 
dieser als Radtour getarnten Ernteeinsätze mitnah- 
men. Meine Mutter, die es immer gut meinte, schenk­
te ihr zum Abschluss eine Kanne voll Beeren. Dieser 
Ekel, als meine Freundin hineinguckte! Das wäre bei 
einer Flasche Himbeersaft nicht passiert, obwohl 
auch der sicherlich noch die eine oder andere Made 
enthält.

So waren die Spätsommertage erfüllt vom 
Ernten und Einmachen. Der Entsafter köchel­
te in Großmutters Küche und süße Düfte lie­
ßen für den Winter Gutes erahnen. Es hatte 
gar etwas Geheimnisvolles, wenn blaue Flam­
men auf Glasdecken aufloderten, bevor sich 
die Weckgläser schlossen. Und es war viel Ar­
beit, was wir als Kinder nicht so mitbekamen. 
Denn meine Mutter, Kind der Notzeiten nach 
dem Krieg, konnte'kein Obst verderben sehen 
und kannte viele ältere Leute, die selbst nicht 
mehr ernten konnten. So fuhren wir wieder 
los, Fallobst sammeln. Selbst die kleinste Bir­
ne wurde noch geschält und eingeweckt. Aber 
wenn sie dann als Kompott auf den Tisch kam, 
wenn die ganze Arbeit vorbei war, dann 
schmeckte sie so lecker.
Nur mein Vater gab hin und wieder zu beden­
ken, dass sich der ganze Aufwand kaum lohne, 
weil doch Apfelmus im Glas billig zu kaufen 
sei. Und wirklich schuftete meine Mutter 
manchmal über die Grenzen ihrer Kräfte hin­
aus, obwohl sie ja offiziell als Hausfrau gar 
nicht arbeitete, zumindest keinen Lohn be­
kam. Aber wenn sie ihn bekommen hätte, 
wenn sie sich nicht mit den wohlgefüllten Re­
galen im Keller begnügt hätte, dann wäre es 
wenig gewesen, bemessen am Ladenpreis für 
Apfelmus. Da hatte mein Vater recht. So gese­
hen hätte meine Mutter besser ihren erlernten 
Beruf wieder ergriffen, Geld verdient und Ap­

felmus gekauft. Aber daneben gibt es noch jene zwei­
te Logik -  die meiner Mutter, die besagt, dass Dinge 
nicht verkommen dürfen, dass man sich über eine 
reiche Ernte zu freuen hat, auch wenn sie Arbeit mit 
sich bringt, dass es neben dem aktuellen Marktwert 
auch einen den Dingen innewohnenden eigenen 
Wert gibt.
Kurzum würde ich gerne mal wieder Fliederbeersup­
pe essen! Dazu müsste ich mich nur aufraffen und in 
die Landschaft fahren statt in den Supermarkt. Wer 
sonst noch über den Tellerrand neuzeitlichen Ein­
heitsbreis hinausblicken will, kann das jeden Monat 
in der Bauemstimme -  ganz bequem im Abo. we

T - »  UNABHÄNGIGE •Bauernstimme:
mit mehr als einer Logik
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